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Editorial 

Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

am Ende der ersten Amts- und Arbeitsperiode legt 
Ihnen der erste Vorstand der Landespsychotherapeu-
tenkammer Baden-Württemberg einen Arbeitsbericht 
über die Kammerarbeit der ersten vier Jahre 2002 bis 
2005 sowie über die Aktivitäten des Errichtungsaus-
schusses im Jahre 2001 vor. Die eigene Erfahrung 
lehrt uns, dass ohne solche Berichte zu leicht und zu 
schnell vergessen werden kann, was tatsächlich ge-
schaffen wurde. Der Bericht hilft denen, die „von 
innen her“ die Arbeit mit gestaltet haben, die Meilen-
steine zu erinnern; denen die eher „von außen“ die 
Kammerarbeit beobachten, soll mit dieser Dokumen-
tation ein Einblick in die Tätigkeit der Kammer gege-
ben werden.  

Das Erleben der Kammerarbeit „von außen“ ist oft 
durch zunächst eher misslich erscheinende Aktivitäten 
der Kammer gekennzeichnet: Jährlich kommt ein 
Bescheid über den Jahresbeitrag, zusätzlich gibt es 
wiederholt „irgendwelche“ Rundschreiben, die auf 
eine neue „Bürokratie“ hinzuweisen scheinen. Schon 
informativer ist das vier mal im Jahr erscheinende 
„Psychotherapeutenjournal“. Auch ein paar andere 
hilfreiche Angebote mag es ja geben, so die Internet-
seite der Kammer mit rechtlichen Informationen, 
Aktuellem aus dem Berufsleben, und – last but not 
least – den Suchdienst für Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten, der sowohl von Patienten als auch 
von Kollegen viel genutzt wird. Die meisten der wei-
teren Angebote aber auch neue Regularien und deren 
Begründung sind nach wie vor für einige Kolleginnen 
und Kollegen undurchsichtig und daher schwer nach-
vollziehbar.  

Wir wünschen uns, dass der vorliegende Bericht 
hilft, die Bedeutung der Landespsychotherapeuten-
kammer mit all ihren Aktivitäten transparenter zu 
machen und zugleich einen klärenden und bewahren-
den Einblick in die Gründungsperiode der Kammer 
gewährt. Daher stellen wir im ersten Abschnitt des 
Arbeitsberichts zusammenfassend noch einmal die 
gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben der Landes-
psychotherapeutenkammer dar.  

Einer der wesentlichen Akteure und Ingenieure 
beim Aufbau unserer Kammer war unser erster Präsi-
dent, Detlev Kommer, der im Juli 2005 verstarb. Sei-
nen persönlichen und fachlichen Einsatz würdigen wir 
in Form eines Nachrufs.  

Unter historischem Gesichtspunkt wird dann zu-
nächst auf den Aufbau der Kammer durch den Er-
richtungsausschuss eingegangen. Nach der ersten 
Kammerwahl im Herbst 2001 wurde die Kammerar-
beit in den gewählten Gremien und Ausschüssen 
sowie in der Geschäftsstelle aufgenommen. Wesentli-
che Inhalte und Ergebnisse der Arbeit in den Aus-
schüssen werden im vorliegenden Bericht dargestellt. 
Hierzu gehören vor allem die Erarbeitung der Berufs-
ordnung und der Fortbildungsordnung der Kammer. 
Weiterhin wird über die Öffentlichkeitsarbeit, die 
Kooperation mit anderen Kammern (im „Ländle“ und 
darüber hinaus) sowie mit Berufs- und Fachverbän-
den, dem Sozialministerium, dem Regierungspräsi-
dium und der Bundespsychotherapeutenkammer be-
richtet. 

Im Anhang veröffentlichen wir informative Sta-
tistiken sowie die Liste der gewählten Vertreter und 
der aktiven Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Ausschüssen, Als Nachdruck finden Sie dort auch 
eine Auswahl wichtiger Papiere und Publikationen der 
Ausschüsse sowie alle Satzungen und Ordnungen der 
Landespsychotherapeutenkammer. 

Wir hoffen, dass der Bericht sowohl den bisher in 
der Kammer Aktiven als auch den Kammermitglie-
dern das gemeinsam Geleistete verdeutlicht und dar-
über hinaus zu mehr Transparenz und Akzeptanz der 
Landespsychotherapeutenkammer beiträgt. Den neu 
gewählten Delegierten sowie dem neuen Vorstand 
wünschen wir eine gute Hand für die kreative und 
professionelle Bewältigung der anstehenden Aufga-
ben.  

 

Mit kollegialen Grüßen, 

Mareke de Brito Santos-Dodt, Thomas Fydrich, Diet-
rich Munz, Trudi Raymann 

Stuttgart, im Januar 2006 
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Aufgaben der Landespsychotherapeutenkammer 
Der folgende Abschnitt basiert im wesentlichen auf 
dem in der Erstausgabe des Psychotherapeutenjour-
nals veröffentlichen Beitrag „Auf dem Weg zu einer 
Bundespsychotherapeutenkammer von Detlev Kom-
mer und Lothar Wittmann (Kommer & Wittmann, 
2002).  

Mit In-Kraft-Treten des Psychotherapeutengeset-
zes wurden in der rechtslogischen Folge auf Länder-
ebene die Heilberufe-Kammergesetze angepasst, 
damit auch die neuen akademischen Heilberufe „Psy-
chologische Psychotherapeuten“ und „Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten“ – so wie Ärzte, 
Zahnärzte oder Apotheker auch – ihre berufsrechtli-
chen Belange fachlich kompetent selbst regeln kön-
nen. Die Landespsychotherapeutenkammern nehmen 
damit vom Gesetzgeber übertragene hoheitliche Auf-
gaben der Selbstverwaltung wahr, deren wesentliches 
Ziel die berufsrechtliche Sicherstellung einer fachlich 
qualifizierten Tätigkeit der Kammermitglieder ist.. 
Daher ist auch die Landespsychotherapeutenkammer 
eine Körperschaft Öffentlichen Rechts.  

Die Landespsychotherapeutenkammer Baden-
Württemberg ist die rechtlich und demokratisch legi-
timierte öffentlich-rechtliche Interessenvertretung der 
knapp 4.000 in Baden-Württemberg tätigen und/oder 
wohnhaften Psychologischen Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten. Sie 
nimmt die Berufsaufsicht wahr. Die Übertragung 
dieser Aufgaben vom Land Baden-Württemberg auf 
die autonome, nur der Rechtsaufsicht unterliegenden 
Regelungskompetenz der Kammer, setzt die Pflicht-
mitgliedschaft aller Berufsangehörigen voraus.  

Bei einer freiwilligen Mitgliedschaft wäre eine 
recht-setzende Selbstverwaltung, die für alle Berufs-
angehörigen rechtsverbindliche Regelungen zu treffen 
hat, nicht möglich. Aus Gründen des Gemeinwohls 
(z.B. Patientenschutz) müsste dann der Staat anstelle 
der Kammer die Aufsicht über die freien Berufe über-
nehmen.  

Die auf der Grundlage des am 14. November 2001 
novellierten Heilberufe-Kammergesetzes errichtete 
Landespsychotherapeutenkammer sichert so ihren 
Mitgliedern einen Freiraum gegenüber dem Staat, in 
dessen Rahmen sie ihre beruflichen Belange in 
Selbstverwaltung und auf der Grundlage der eigenen 
Fach- und Sachkompetenz regeln können.  

Neben der Interessenvertretung bestehen die all-
gemeinen Aufgaben der Kammer darin, die berufli-
chen Rechte und Pflichten im Rahmen einer Berufs-
ordnung festzulegen, für eine ethisch und wissen-
schaftlich fundierte Berufsausübung der Psychothera-
peuten zu sorgen, die interdisziplinäre Kooperation 
aller Gesundheitsberufe zu fördern und an der Ge-
setzgebung auf dem Gebiet des öffentlichen Gesund-
heitswesens mitzuwirken. Nach einer vom Land Ba-
den-Württemberg bereits zugesagten weiteren Novel-
lierung des Heilberufe-Kammergesetzes wird der 
Kammer auch die Regelungskompetenz für die Wei-
terbildung ihrer Mitglieder sowie für Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung bzw. Qualitätsmanagement in der 
psychotherapeutischen Versorgung übertragen. 
 

Die zentralen Aufgaben der Kammer umfas-
sen:  

 Ausgestaltung und Pflege des rechtlichen Rah-
mens der Berufsausübung (u.a. Hauptsatzung der 
Landespsychotherapeutenkammer, Berufsord-
nung, Beitragsordnung, Weiterbildungsordnung) 

 Eintreten für die beruflichen Belange der Psycho-
therapeuten (Interessenvertretung und Öffent-
lichkeitsarbeit) 

 Förderung der ambulanten und stationären psy-
chotherapeutischen Versorgung 

 Förderung der beruflichen Fort- und Weiterbil-
dung 

 Förderung und Regelung von Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen 

 Förderung von Innovationen in der Gesundheits-
versorgung 

 Stellungnahmen und Vermittlung von Gutachten 
 Unterstützung des öffentlichen Gesundheitsdiens-

tes 
 Förderung der Prävention psychischer Störungen 

und der Rehabilitation psychisch kranker Men-
schen 

 Vermittlung bei Streitigkeiten unter Psychothera-
peuten sowie zwischen Psychotherapeuten und 
Patienten 

 Überwachung der Berufsausübung der Psycho-
therapeuten, auch über eine Berufsgerichtsbarkeit 

 Patientenberatung 
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 Errichtung von Versorgungseinrichtungen und 
sonstigen sozialen Einrichtungen für die Kam-
mermitglieder und deren Angehörigen 

 Bildung von Fachausschüssen zu berufsrelevan-
ten Fragestellungen  

 Ausbildung von psychologisch-psychotherapeuti-
schen Assistentinnen 

 Herausgabe eines offiziellen Mitteilungsorgans 
(Psychotherapeutenjournal) 

 Erteilung von Auskünften gegenüber der Öffent-
lichkeit 

 Führen einer Psychotherapeutenstatistik und 
eines Psychotherapeutensuchdienstes 

 Melde- und Beitragswesen für alle Mitglieder der 
Psychotherapeutenkammer. 

All dies sind zuerst länderspezifische Aufgaben bzw. 
Zielsetzungen, die nach der konkurrierenden Gesetz-
gebung des Bundes und der Länder in Deutschland 
der Länderzuständigkeit unterliegen, während die 
Zuständigkeit für Ausbildungsgesetze, das Kranken-
versicherungsrecht und das Recht der Leistungs-
erbringung im Rahmen der gesetzlichen Krankenkas-
sen dem Bund zusteht. Die vielfältigen Überschnei-
dungen von berufs- und sozialrechtlichen Fragestel-
lungen im Rahmen der Berufsausübung der Psycho-
therapeuten bringen es mit sich, dass die Länderkam-
mern auch im Bereich des Sozialrechts legitime Be-
rufsinteressen vertreten, auch wenn sie dort keine 
unmittelbaren rechtlichen Zuständigkeiten haben. Da 
das Krankenversicherungsrecht Bundesangelegenheit 
ist, werden die beruflichen Interessen der Psychothe-
rapeuten gegenüber der Gesundheitspolitik primär 
durch die Bundespsychotherapeutenkammer vertreten. 
Dasselbe gilt für die Gewährleistung einer bundesein-
heitlichen Weiterentwicklung der Profession, wie sie 
sich z.B. im Rahmen von Weiterbildungsregelungen 
und Qualitätssicherungsrichtlinien auf der Länder-
ebene vollziehen wird.  

Für die Weiterentwicklung der Profession ist die 
Erschließung neuer Tätigkeitsfelder von besonderer 
Bedeutung. In Bezug auf den Bereich Prävention, bei 
der Behandlung körperlicher Erkrankungen und in der 

Rehabilitation sind viele Impulse zu erwarten durch 
die Fortschritte der Psychotherapie, der Psychosoma-
tik, Klinischen Psychologie, Neuropsychologie und  
verwandter wissenschaftlicher Richtungen. Von be-
sonderer berufstrategischer Bedeutung sind deshalb 
die von den Kammern zu erlassenden Weiterbil-
dungsordnungen, die zu einer Verankerung derartiger 
psychotherapeutischer Kompetenzen der Psychologi-
schen Psychotherapeuten und der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten im Gesundheitssystem 
beitragen können.  

Das gesellschaftliche Ansehen der Psychothera-
peuten kann durch die Publikation der Forschungser-
gebnisse zur Wirksamkeit von Psychotherapie verbes-
sert werden. Den von den Kammern zu erlassenden 
Richtlinien zur Sicherung der Qualität der Berufsaus-
übung kommt in diesem Zusammenhang eine beson-
dere Bedeutung zu. Sie können dazu beitragen, das 
hohe Fortbildungsniveau der Psychotherapeuten öf-
fentlich zu dokumentieren.  

Die Landeskammern sind Schulen der Verbände-
kooperation. Die Verbände haben bisher die Interes-
senvertretung des Berufsstandes partial und oft auch 
konkurrierend getragen. Sie haben sich dabei viele 
Verdienste erworben, mussten jetzt aber eine neue 
Rolle lernen. Sie verlieren die Rolle des fiktiven (be-
rufenen) Sprechers für das Gemeinwohl des Berufes. 
Die Rolle des Allgemeinen und Verbindlichen wird 
von den Kammern besetzt. Sie haben die demokrati-
sche Legitimation und sind zugleich, weil sie zum 
Miteinander-Reden zwingen, Kompromissschulen, 
wo früher im Krieg der Flugblätter, Verlautbarungen 
und Internetauftritte oft die Differenz gepflegt werden 
konnte. Unsere Schwäche sind teilweise Auseinander-
setzungen der Verbände von gestern, die noch andau-
ern, Überdifferenzierung von Partialinteressen, und 
oft Streit mit psychologischen Mitteln. Die Kammern 
haben hier „Bildungscharakter“, indem sie das gedul-
dige Miteinander-Umgehen schulen.  
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Detlev Kommer (†), Gründungspräsident 

- Eine Würdigung - 
 

 
Wir trauern um Detlev Kommer, 
unseren ersten Kammerpräsiden-
ten und gleichzeitig den ersten 
Präsidenten der Bundespsycho-
therapeutenkammer. Er verstarb 
am 24. Juli 2005 nach kurzer, 
schwerer Krankheit im Alter von 
58 Jahren in Berlin und hinter-
lässt seine Frau und drei Kinder. 

Mit ihm verlieren wir einen kraftvollen, engagierten 
und zielgerichteten Vertreter der Psychologischen 
Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten. In seinem beruflichen Leben hat er 
sich – neben seiner Tätigkeit in der psychotherapeuti-
schen Versorgung und auch in der Wissenschaft – in 
besonderer Weise für die Optimierung der fachlichen, 
rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen 
psychotherapeutischen Handelns eingesetzt. Jenseits 
von partikularen psychotherapeutischen Ansätzen und 
Interessensgruppen gelang es ihm, die Psychothera-
peutenschaft in der Öffentlichkeit geschlossen mit 
ihren Kompetenzen darzustellen. Er war ein ebenso 
versierter wie erfolgreicher Vertreter der gemeinsa-
men Interessen der Psychotherapeuten im politischen, 
berufs- und sozialrechtlichen Gefüge des Gesund-
heitssystems. Dies gelang ihm durch seine sachliche, 
kooperative, integere und respektvolle Art, in der er 
immer wieder das gemeinsame Anliegen, die Stärken 
und das Können unserer Profession betonte.  

Detlev Kommer war maßgeblich mitbeteiligt an 
dem langjährigen zähen Ringen um das Psychothera-
peutengesetz, welches 1999 endlich den Psychologi-
schen Psychotherapeuten und den Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten einen klaren, rechtssi-
cheren Stand im Gesundheitssystem verschaffte. Mit 
dem Psychotherapeutengesetz war auch die rechtliche 
Voraussetzung für die Gründung von Landespsy-
chotherapeutenkammern gegeben, die – wie die ande-
ren Heilberufekammern – die Aufgabe haben, ihre 
berufsrechtlichen und fachlichen Belange selbst zu re-
geln und eine hohe Qualität der Versorgung zu si-
chern. 

Mit großer Tatkraft und Zielsicherheit hat er – zu-
nächst als Vorsitzender des Errichtungsausschusses in 
Baden-Württemberg, ab Januar 2002 als Präsident der 
Landespsychotherapeutenkammer – wichtige Aufga-
ben der Professionalisierung unseres Berufsstandes 
bewältigt. Hierzu gehört, dass er mit persönlichem 
und fachlichem Einsatz in teilweise schwierigen und 
konfliktreichen Diskussionsprozessen zielstrebig die 
Berufsordnung und die Fortbildungsordnung wesent-
lich mit gestaltet hat. Auf der administrativen Ebene 
wurden unter seiner Präsidentschaft ebenso zielstrebig 
die Geschäftsstelle eingerichtet und die Rahmenbe-
dingungen für das Beschwerdewesen, die Berufsge-
richtsbarkeit und das Fortbildungsmanagement ge-
schaffen. Bis zuletzt hat er sich – in Kooperation mit 
anderen Landeskammern – für die Einrichtung eines 
Versorgungswerks für freiberuflich tätige Kolleginnen 
und Kollegen eingesetzt. 

Über die Landesgrenzen hinaus war er wesentli-
cher Initiator und „Architekt“ der Bundespsychothe-
rapeutenkammer, die schon im Mai 2003 gegründet 
wurde und ab dann – mit ihm als Präsidenten – die 
gemeinsamen Belange der Psychotherapeuten auf der 
Bundesebene mit einem hohen Grad an Professiona-
lität  vertrat. Dabei halfen seine profunden juristischen 
und fachlichen Kenntnisse ebenso wie sein politisches 
Verhandlungsgeschick, seine Geduld und seine Kom-
promissfähigkeit. 

Von seiner Ausbildung und seiner psychothera-
peutischen Identität her war Detlev Kommer Verhal-
tenstherapeut. Seine wissenschaftlichen Arbeiten – 
lange Zeit als Mitarbeiter der Arbeitseinheit Klinische 
Psychologie und Psychotherapie am Psychologischen 
Institut der Universität Heidelberg – zeigen ein Spekt-
rum, das über eine enge theoretische Orientierung 
deutlich hinaus ging: Nach innen und außen war die 
evidenzbasierte Psychotherapie sein Ziel und seine 
Vision – dies über die Grenzen der historisch gewach-
senen Psychotherapieverfahren und des „Schulen-
streits“ hinweg. Er hat immer wieder klar gemacht, 
dass Wissenschaftlichkeit und Qualitätssicherung 
auch im Bereich der Psychotherapie wesentliche Eck-
pfeiler darstellen, ohne die der Fortbestand der Pro-
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fession in der Regelversorgung auf lange Sicht nicht 
gewährleistet werden kann.  

Damit stand er auch der universitären Ausbildung 
und Forschung der klinischen Psychologie und Psy-
chotherapie sehr nahe. Natürlicherweise war es damit 
in seinem genuinen Interesse, die universitäre 
(Grund)Ausbildung und die Aus-, Fort- und Weiter-
bildung in der Psychotherapie zu koordinieren. In den 
letzten Monaten hat er persönlich an Treffen der 
DGPs und der Fachgruppe Klinische Psychologie und 
Psychotherapie engagiert teilgenommen, um bei der 
Umstellung der universitären Psychologieausbildung 
auf Bachelor- und Master-Studiengänge konstruktiv 
beratend mitzuwirken.  

Inhaltlich war für Detlev Kommer klar, dass sich 
die gesellschaftliche Verantwortung der Psychothera-
peuten nicht auf die Behandlung psychischer Störun-
gen beschränkt. Er machte immer wieder deutlich, 
dass psychotherapeutische Kompetenzen ebenso sinn-
voll bei der Behandlung von Personen mit (besonders 
chronischen) somatischen Erkrankungen mit einge-
setzt werden können und darüber hinaus auch im 
Bereich der Prävention psychischer und somatischer 
Erkrankungen fundierte Kenntnisse und Maßnahmen 
nutzbar sind. Prävention und Psychotherapie bei so-
matischen Erkrankungen waren die von ihm vorge-
schlagenen Leitthemen der Landespsychotherapeu-
tentage 2003 und 2005 in Stuttgart. 

Die Zusammenarbeit mit Detlev Kommer im Vor-
stand war von bemerkenswerter Klarheit, Zielge-
richtetheit und Stringenz seines Denkens und Han-
delns gekennzeichnet, die bei uns im Vorstand wie im 
Team der Geschäftsstelle immer wieder Bewunderung 
hervorrief: Anerkennung für seine detaillierte Fach-
kenntnis sowohl im Bereich der Psychologie und der 
Psychotherapie gepaart mit der Schärfe seines juristi-
schen Know-Hows, und der Fertigkeit, Sachverhalte, 
Konzepte und Forderungen in klarer Sprache abzufas-
sen; Anerkennung ebenso für sein politisches Ge-
schick. Er verstand es, sehr heterogene Gruppen von 
Verbandsvertretern, die zuvor ihre Interessen meist 
nur getrennt und in Konkurrenz zueinander verfochten 
hatten und deren Diskussionen oft mehr durch alte 
Feindschaften und gegenseitige Entwertungen be-
stimmt schienen, auf der Suche nach gemeinsam zu 
vertretenden Interessen zu halten. Dazu kam seine 
Fähigkeit, über die Grenzen von Psychotherapiever-
fahren und Verbänden hinweg gemeinsame Interessen 
aller Psychotherapeuten zu formulieren und diese 
sowohl nach 'innen', als auch nach 'außen', gegenüber 
den anderen Gesundheitsberufen, der Politik und der 
allgemeinen Öffentlichkeit zu vertreten.  

Die letzten Monate der Arbeit im ersten Vorstand 
waren sehr durch die Trauer über den Verlust seiner 
Persönlichkeit und das Fehlen seiner Kompetenzen 
geprägt. Es war nicht leicht, ohne ihn einen neuen 
gemeinsamen Rhythmus zu finden. 

Durch den Tod von Detlev Kommer müssen sich 
die Fachwelt und wir von jemandem verabschieden, 
der durch sein Schaffen, seine Tatkraft, seine klaren 
Zielvorstellungen sehr viel für die Integration der 
unterschiedlichen Ansätze der Psychotherapie getan 
hat, das Ansehen der Psychotherapie in der Öffent-
lichkeit und im Gesundheitswesen immens gefördert 
hat und der die oft beklagte Kluft zwischen universitä-
rer Klinischer Psychologie und Psychotherapie und 
der Psychotherapie in der Praxis an vielen Stellen 
schließen half.  

Deltev Kommers Lebensweg ist früh zu Ende ge-
gangen. In sehr kurzer Zeit hat er unglaublich viel auf 
den Weg gebracht und damit die „psychotherapeuti-
sche Landschaft“ positiv und nachhaltig verändert. 
Hierfür verdient er alle Anerkennung und ehrende 
Erinnerung. Wir hoffen sehr, dass die Entwicklung 
der Psychotherapie in der Praxis und in der Wissen-
schaft in seinem Sinne auf der Basis seiner Errungen-
schaften und im Sinne seiner zukunftsweisenden 
Ideen vor allem auch in der Landespsychotherapeu-
tenkammer Baden-Württemberg weiter entwickelt 
wird. 

Für den ersten Vorstand der Landespsychotherapeu-
tenkammer Baden-Württemberg:  

Prof. Dr. Thomas Fydrich  

 

 

Auf Einladung der Landespsychotherapeutenkammer 
und der Bundespsychotherapeutenkammer fand am 
25. September 2005 zu Ehren von Detlev Kommer im 
Hotel Maritim in Stuttgart eine Gedenkfeier statt. Als 
Laudatoren sprachen: Dr. Dietrich Munz (Vizepräsi-
dent Landespsychotherapeutenkammer Baden-Würt-
temberg), Monika Konitzer (Vizepräsidentin Bundes-
psychotherapeutenkammer),  Wolfgang Schmidbauer 
(MdB), Dr. Joachim Kohler (Sozialministerium Ba-
den-Württemberg), Prof. Dr. Dietmar Schulte (Ruhr-
Universität Bochum), Dr. Andreas Köhler (Vorsitzen-
der der KBV) und Mareke de Brito Santos-Dodt (Vor-
standsmitglied der Landespsychotherapeutenkammer 
Baden-Württemberg). Musikalisch umrahmt wurde 
die Feier durch das Cello-Duo 'Ponticellos'.  
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Aufbau der Landespsychotherapeutenkammer Ba-
den-Württemberg 
Unmittelbar nach Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes durch den Landtag Baden-Württemberg im Okto-
ber 2000 wurde der Errichtungsausschuss für den Aufbau einer Landespsychotherapeutenkammer auf Vorschlag 
der Verbände am 11.11.2000 vom Sozialministerium berufen. Am 15.12.2000 fand die konstituierende Sitzung 
statt, in der Detlev Kommer zum Vorsitzenden gewählt wurde. Zentrale Aufgaben des Errichtungsausschusses 
waren die Erstellung einer Satzung und Geschäftsordnung sowie die Durchführung der ersten Kammerwahlen im 
Oktober 2001. In der konstituierenden Sitzung der ersten Vertreterversammlung am 18. Januar 2002 wurde der 
erste Vorstand der Landespsychotherapeutenkammer gewählt. Ihm gehörten der Präsident Detlev Kommer, 
Vizepräsident Siegfried Schmieder, Thomas Fydrich, Trudi Raymann und Mareke de Brito Santos-Dodt an.  

 

 
Änderung des Heilberufe-Kammer-
gesetzes durch den Landtag Baden-
Württemberg  

Das Heilberufe-Kammergesetz (HBKG) stellt die 
Rechtsgrundlage der Arbeit der Kammern dar. Es 
regelt die Mitgliedschaft in der Kammer, die Aufga-
ben der Kammern und die Grundpflichten und -rechte 
der Kammermitglieder. Vor allem aber dient es als 
Grundlage für alle Ordnungen der Kammern. Am 14. 
November 2000 trat die Novellierung des HBKG in 
Kraft. Diese Novellierung war durch das Psychothe-
rapeutengesetz von 1999 notwendig, da nun zwei 
neue Heilberufe „Psychologischer Psychotherapeut“ 
und „Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut“ in 
das System der Heilberufe integriert wurden. Die 
Psychotherapeutenverbände hatten zuvor nachdrück-
lich gefordert, die Psychologischen Psychotherapeu-
ten und die Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten als neue Heilberufe in das Heilberufe-Kam-
mergesetz aufzunehmen – neben den in diesem Ge-
setz bereits vertretenen Heilberufen der Ärzte, Zahn-
ärzte, Apotheker und Tierärzte. Mit der Novellierung 
war der Weg frei für die Gründung einer Kammer der 
Psychotherapeuten im Kanon der anderen Heilberufe-
kammern Baden-Württembergs. 

Landeskonferenz 

Bereits 1998 wurde auf Initiative von Detlev Kommer 
die Landeskonferenz der Psychotherapeutenverbände 
Baden-Württemberg (LAKO-BW) mit dem Ziel ein-
berufen, Vorbereitungen für die Gründung einer Lan-

deskammer zu treffen, die Aufgaben der Kammer zu 
definieren und eine tragende Kooperation der maß-
geblichen Psychotherapeutenverbände im Vorfeld der 
Gründung herzustellen. In diesem Klärungsprozess 
wurde zunächst kontrovers diskutiert, ob es eine 
Kammer nur für Psychologische Psychotherapeuten 
allein oder eine gemeinsame Kammer für beide neuen 
Heilberufe geben soll. Auch der Name der Kammer 
war Gegenstand einer längeren Kontroverse. Die 
Anfrage einiger Verbände für ein Zusammengehen 
mit der Landesärztekammer wurde von der Ärzte-
kammer abgelehnt. Schließlich gaben die in der LA-
KO-BW kooperierenden Verbände ein klares Votum 
für die Gründung einer Landeskammer ab, in der 
beide Heilberufe vertreten sind.  

Im Vorfeld der Anhörung im Sozialministerium 
zur „Novellierung des Heilberufe-Kammergesetzes 
wegen Verkammerung“ forderte das Ministerium die 
Verbände auf, zu einer Reihe von Fragen Stellung zu 
nehmen. Die Stellungnahme der Landeskonferenz 
erfolgte am 11. Juni 1999.  

Die Landeskonferenz schlug schließlich in ihrer 
Sitzung am 25.11.2000 die Mitglieder für den insge-
samt 25 Sitze umfassenden Errichtungsausschuss vor. 
Das Sozialministerium hat dann diese Personen zur 
Arbeit in den Errichtungsausschuss berufen (s.u.). 

Anhörung Sozialministerium 

Am 23.02.2000 fand eine Anhörung des Sozialminis-
teriums statt, zu der Vertreter der maßgeblichen Psy-
chotherapeutenverbände eingeladen waren. Unter der 
Leitung von Ministerialdirigent Dr. Kohler (Leiter  
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Abt. 5 „Gesundheit“ des Sozialministeriums) nahmen 
die Verbandsvertreter Stellung zu den Eckpunkten der 
zu gründenden Kammer. Dabei kamen u.a. Fragen der 
Übergangsbestimmungen des Psychotherapeutenge-
setzes, Zuständigkeiten und Aufgaben der neuen 
Kammer und das Prozedere der Gründung zur Spra-
che. Dr. Neth, ebenfalls Sozialministerium, machte 
die Zuständigkeit für die Weiterbildung von einer 
bundeseinheitlichen Musterweiterbildungsordnung 
abhängig mit dem Hinweis auf eine einheitliche Re-
gelung. Ein zentrales Thema war die Sicherung der 
Repräsentanz beider Heilberufe in den Organen und 
Gremien der Kammer.  

Berufung Errichtungsausschuss 

Am 15.12.2000 trat der Errichtungsausschuss im 
Beisein von Vertretern des Ministeriums als Auf-
sichtsbehörde zu seiner konstituierenden Sitzung 
zusammen. In den Vorstand gewählt wurden: Detlev 
Kommer als Vorsitzender, Siegfried Schmieder als 
stellvertretender Vorsitzender, Ralf Adam als Rech-
nungsführer sowie Trudi Raymann und Mareke de 
Brito Santos-Dodt als Beisitzer.  

Erste Ausschüsse  

Im Februar 2001 wurden folgende Ausschüsse kon-
stituiert: Wahlausschuss zur Erarbeitung der Wahl-
ordnung; Umlageausschuss zur Erarbeitung der Bei-
trags-, Entschädigungs- und Reisekostenordnung und 
des Haushaltsplans; Satzungsausschuss zur Erarbei-
tung der Hauptsatzung der Kammer. Ziel war, mit 
Ausnahme der Satzung alle übrigen zur Arbeitsfähig-
keit der Kammer erforderlichen Ordnungen bis Ende 
Mai 2001 zu verabschieden. Mitte März 2001 traten 
die Meldeordnung, im April die Wahl- und Umlage-
ordnung in Kraft. Mitglieder des Satzungsausschusses 
waren Birgit Bergmann, Mathias Herzog, Gudrun 
Klein, Trudi Raymann, Sabine Schäfer, Siegfried 
Schmieder und Roland Straub. Mitglieder des Wahl-
ausschusses: Mareke de Brito Santos-Dodt, Alessand-
ro Cavicchioli, Jürgen Doebert, Eberhard Fuhrmann, 
Thomas Fydrich, Martin Klett, Sibille Seeger und 
Achim Stenzel. Mitglieder des Umlageausschusses: 
Ralf Adam, Dietrich Munz, Michael Feyerabend, 
Peter Gabriel, Thomas Müller-Staffelstein, Andreas 
Schale, Ute Steglich und Roland Straub.

Eröffnung der Geschäftsstelle  

Die Geschäftsstelle in der Hauptstätter Straße 89 
(Abb. 1) wurde Anfang Juni 2001 bezogen. Am      
20. Juni 2001 fand die erste Sitzung des Errichtungs-
ausschusses in den neuen Räumen statt. Nach einer 
kurzen Einweihungszeremonie und der Vorstellung 
der ab 1. Juli 2001 eingestellten hauptamtlichen Mit-
arbeiterin, Frau Lübcke, wurde die Hauptsatzung der 
Kammer diskutiert und der Satzungsausschuss mit der 
Formulierung der endgültigen Fassung beauftragt. 

Abb. 1: Geschäftsstelle der LPK in der Hauptstätter
Straße in Stuttgart 

Verabschiedung der Hauptsatzung 

Am 19. Juli 2001 konnte nach intensiven Vorarbeiten 
der Satzungskommission und langer Diskussion im 
Errichtungsausschuss die Hauptsatzung der Kammer 
verabschiedet werden. Sie wurde am 20. August 2001 
im Staatsanzeiger veröffentlicht und trat damit in 
Kraft (vgl. Anhang „Satzungen und Ordnungen“). 

Verabschiedung Geschäftsordnung 
für die Vertreterversammlung 

In der letzten Sitzung des Errichtungsausschusses 
wurde die vorläufige Geschäftsordnung für die erste 
Sitzung der neu zu wählenden Vertreterversammlung 
diskutiert und verabschiedet. Sie trat mit Veröffentli-
chung im Staatsanzeiger am 5. November 2001 in 
Kraft. 



12                                      Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württemberg Tätigkeitsbericht 2001 – 2005 

Erste Kammerwahl – Wahl der 
Vertreterversammlung 

Ende Juli 2001 begannen die Vorbereitungen zur 
ersten Kammerwahl. Am 30. Juli wurde an die Mit-
glieder der Kammer ein Informationsschreiben über 
die Auflegung des Wählerverzeichnisses und ein 
Aufruf zur Einreichung von Wahlvorschlägen ge-
schickt. Die Dauer der Wahl wurde auf die Zeit vom 
4. – 31. Oktober 2001 festgelegt. Zur Wahl standen 
die „Wahlliste der Beratungsstellen“, die „Gemein-
same Liste“, die Liste „Kompetenz und Vielfalt“ der 
BDP-Landesgruppe und des VPP-Landesverbandes 
Baden-Württemberg und die „Konsensliste Baden-
Württemberg“ für die Wahl der Delegierten der Psy-

chologischen Psychotherapeuten. Für die KJP-Sitze 
kandidierten das „Wahlbündnis Kinder- und Jugendli-
chentherapeuten Baden-Württemberg“, die „Gemein-
same Liste der Kinder- und Jugendlichentherapeuten“ 
und der Wahlvorschlag „Roth“.   

An der ersten Kammerwahl beteiligten sich insge-
samt 2590 Mitglieder, was einer Wahlbeteiligung von 
fast 70% entsprach. Den größten Stimmenanteil hatte 
die „Gemeinsame Liste“ unter Führung von Detlev 
Kommer, die über 60% der Stimmen auf sich vereini-
gen konnte (vgl. Anhang 1).   

Die konstituierende Sitzung der Vertreterver-
sammlung fand am Freitag, den 18. Januar 2002 im 
Haus der Wirtschaft in Stuttgart statt. Unter der Sit-
zungsleitung von Dr. jur. Vogel, dem Wahlleiter, er-
folgte die Wahl des Vorstands. Gewählt wurden:  

 Präsident: Detlev Kommer  
 Vizepräsident: Siegfried Schmieder 
 Rechnungsführer: Thomas Fydrich  
 Beisitzerin: Mareke de Brito Santos-Dodt 
 Beisitzerin: Trudi Raymann 

Damit waren vier der fünf Vorstandsmitglieder des 
Errichtungsausschusses auch im ersten Vorstand der 
Landespsychotherapeutenkammer vertreten. Abb. 2 
zeigt die Vorstandsmitglieder unmittelbar nach ihrer 
Wahl. Anschließend richtete der damalige Sozialmi-
nister Baden-Württembergs Dr. Repnik ein Grußwort 
an die Vertreterversammlung. 

Abb. 2: Der erste Kammervorstand, v.l.n.r. Detlev Kom-
mer, Siegfried Schmieder, Thomas Fydrich, Trudi Ray-
mann und Mareke Santos-Dodt 

Organe und Gremien der Kammer 
 
Die Organe der Landespsychotherapeutenkammer 
sind landesrechtlich im Heilberufe-Kammergesetz 
festgelegt. Dies sind  

 die Vertreterversammlung als oberstes Organ, 
 der Vorstand, 
 der Umlageausschuss, 
 das Landesberufsgericht und  
 die Bezirksberufsgerichte. 

Weiterhin sieht das Heilberufe-Kammergesetz für die 
Landespsychotherapeutenkammer und die Landes-
ärztekammer einen Gemeinsamen Beirat vor. 

Die Vertreterversammlung (vgl. Abb. 3) hat in der 
der Hauptsatzung der Landespsychotherapeutenkam-
mer weitere Einrichtungen vorgesehen und die Wahl 
folgender Ausschüsse beschlossen: 

 Ausschuss Berufsordnung 
 Ausschuss für Aus- Fort- und Weiterbildung 

 Ausschuss Qualitätssicherung 
 Ausschuss Ambulante Versorgung 
 Ausschuss Psychotherapie in Institutionen 
 Ausschuss Psychotherapeutische Versorgung von 

Kindern und Jugendlichen 

Abb. 3: Erste Vertreterversammlung am 18. Januar 
2002 im Haus der Wirtschaft in Stuttgart 
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In die Ausschüsse wurden sowohl Mitglieder der 
Vertreterversammlung als auch qualifizierte Kam-
mermitglieder gewählt, die keine Mitglieder der Ver-
treterversammlung sind. Bei der Wahl der Ausschüsse 
wurde auf eine möglichst repräsentative Beteiligung 
hinsichtlich Psychotherapieverfahren, Wahllisten und  
beider Heilberufe (PP, KJP) geachtet. Vorstand  und 
Ausschüsse können zur Beratung auch externe Ex-
perten berufen.

Vertreterversammlung 

Das oberste Organ der LPK ist die Vertreterver-
sammlung (VV). Die 40 Vertreter werden von den 
Mitgliedern der Kammer gewählt, wobei die Vertreter 
der Psychologischen Psychotherapeuten und der Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten getrennt 
gewählt werden. Die Zahl ihrer Vertreter richtet sich 
nach dem Verhältnis der Wählerstimmen. Ein Ver-
treter der Klinischen Psychologie einer Landesuniver-
sität wird vom Wissenschaftsministerium benannt und 
tritt als weiteres Mitglied der Vertreterversammlung 
hinzu, so dass die Gesamtzahl der Vertreterver-
sammlung 41 Sitze umfasst (vgl. Anhang 1). 

Die Vertreterversammlung ist das Parlament der 
Kammer, in ihr wird die Politik für die Kammermit-
glieder gestaltet. Sie besteht in Abhängigkeit vom 
Ausgang der Kammerwahl aus Mitgliedern mehrerer 
Listen. 

Die Vertreterversammlung beschließt über die 
Angelegenheiten der Kammer und wählt die Mitglie-
der des Kammervorstands, die Vorsitzenden und 
Mitglieder der Ausschüsse sowie die Delegierten der 
Bundespsychotherapeutenkammer. Weiterhin be-
schließt sie Satzungen und Ordnungen. Neben der 
Verabschiedung des Haushaltsplans und der Festset-
zung der Mitgliederumlage nach Vorschlag des Um-
lageausschusses beschließt die Vertreterversammlung 
über Versorgungseinrichtungen und sonstige soziale 
Einrichtungen für Kammermitglieder. Sie nimmt 
weiterhin den Rechenschaftsbericht des Vorstands 
und des Rechnungsführers entgegen und entlastet die 
Vorstandsmitglieder. Geschäftsordnungen der Aus-
schüsse und der übrigen Organe der Kammer sind von 
der Vertreterversammlung zu verabschieden. 

Die von der Vertreterversammlung beschlossenen 
Satzungen und Ordnungen sowie die Höhe der Um-
lage bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde, 
dem Ministerium für Arbeit und Soziales. 

Kammervorstand 

Der Kammervorstand wird von der Vertreterver-
sammlung gewählt. Nach dem Heilberufe-Kammer-
gesetz und der Hauptsatzung hat er die Aufgabe, die 
Sitzungen der Vertreterversammlung vorzubereiten 
und deren Beschlüsse umzusetzen sowie die Ge-
schäfte der Psychotherapeutenkammer zu führen. 
Hieraus leiten sich vielfältige Aufgaben für den 
Kammervorstand ab, u.a.: 

 Vertretung der Interessen der Kammermitglieder 
 Service für die Kammermitglieder 
 Erarbeitung und Festlegung der Kammerpolitik 

und der Kammeraktivitäten  
 Erarbeitung von Satzungen und Ordnungen in 

Zusammenarbeit mit den Ausschüssen  
 Information der Kammermitglieder 
 Öffentlichkeitsarbeit inklusive Pflege der Inter-

netseite und des Psychotherapeuten-Suchdienstes 
 Beschwerdemanagement 
 Fortbildungsmanagement 
 Kooperationen und Beratung staatlicher und 

anderer Einrichtungen der Gesundheitsfürsorge 
 Kooperation mit den anderen Heilberufekam-

mern, mit der Kassenärztlichen Vereinigung so-
wie mit anderen Institutionen des Gesundheits-
wesens und der politischen Instanzen 

 Aufbau eines Versorgungswerks 
 bundesweite Vertretung und Kooperation mit der 

Bundespsychotherapeutenkammer 
 Landesredaktion des Psychotherapeuten-Journals 

Bei der Erledigung dieser Aufgaben arbeitet der Vor-
stand mit den Mitarbeitern der Geschäftsstelle und 
dem Justiziar der Kammer zusammen. Weiterhin 
bedarf es enger Zusammenarbeit mit den Ausschüssen 
und anderen Kammergremien sowie der Hinzuzie-
hung von Experten zu bestimmten Fragen und Aufga-
ben. 

Umlageausschuss 

Der Umlageausschuss als gesetzlich vorgeschriebenes 
Organ der Kammer besteht aus fünf Kammermitglie-
dern. Wichtigste Aufgabe des Ausschusses ist die 
Planung des Haushaltes bzw. Erstellung des Haus-
haltsentwurfes für die jeweiligen Geschäftsjahre so-
wie die Prüfung der Jahresabrechnung. Er schlägt 
darüber hinaus der Vertreterversammlung die Art und 
Höhe der jährlichen Umlage vor (Beitragstabelle) und 
bearbeitet Anträge auf Ermäßigung und auf Erlass des 
Kammerbeitrags.  
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Weitere Ausschüsse 

Im Folgenden werden die jeweiligen Funktionen und 
Ziele und Arbeitschwerpunkte der einzelnen Aus-
schüsse skizziert; eine ausführlichere Beschreibung 
der konkreten Arbeit in der ersten Amtsperiode ist in 
Kap. „Inhalte und Ergebnisse der Gremienarbeit“ (S. 
33 ff) zu finden. 

Ausschuss Berufsordnung 
In der Verantwortung des Berufsordnungsausschusses 
liegt die Erarbeitung und Weiterentwicklung der Be-
rufsordnung. Diese enthält die allgemeinen und spe-
ziellen Berufspflichten der Kammermitglieder unter 
besonderer Berücksichtigung der ethischen Implikati-
onen psychotherapeutischen Handelns. Aufgaben des 
Ausschusses sind bzw. waren: Entwicklung, Weiter-
entwicklung und Ergänzung der Berufsordnung, 
Kommentierung der Berufsordnung und Mitarbeit an 
der Entwicklung einer Musterberufsordnung der Bun-
despsychotherapeutenkammer. Allgemeine Ziele der 
Ausschussarbeit sind neben der Förderung der Quali-
tät und der ethischen Kompetenz des Berufsstandes 
die Schaffung von Transparenz der Standards einer 
„guten Praxis“ in der Öffentlichkeit sowie die Veran-
kerung ethischer Fragestellungen in der Ausbildung.  

Ausschuss Aus-, Fort- und Weiterbildung 
Dieser Ausschuss hat die Aufgabe, Konzepte zur 
Weiterentwicklung der gesetzlichen Grundlagen so-
wie Konzepte zu Inhalten und Standards der psycho-
therapeutischen Aus-, Fort- und Weiterbildung zu 
entwickeln. Konkrete Aufgabenbereiche und Ziele 
liegen bzw. lagen in der Erstellung und ggf. Weiter-
entwicklung einer Fortbildungsordnung, in der Erar-
beitung von Vorschlägen zur Novellierung das Heil-
berufe-Kammergesetzes sowie in der Mitwirkung bei 
der Erarbeitung entsprechender Regelungen auf der 
Ebene der Bundespsychotherapeutenkammer (z.B. 
Musterweiterbildungsordnung der BPtK).  

Ausschuss Qualitätssicherung 
Aufgabe des Qualitätssicherungsausschusses ist es, 
Konzepte für Fragen der Qualitätssicherung (QS) zu 
entwickeln und bei der Erarbeitung entsprechender 
Regelungen auf der Ebene der Bundespsychothera-
peutenkammer mitzuwirken. Zu den allgemeinen 
Ziele des Ausschusses gehören u.a.:  

 Erarbeitung von QS-Vorschlägen und Stellung-
nahmen für den Bereich der Struktur-, Prozess- 
und Ergebnisqualität  

 Durchführung einer QS-Bestandserhebung bei 
den Mitgliedern der LPK 

 Festlegung von Zielkriterien für Qualität 
 Erarbeitung von Standards für externe und in-

terne Qualitätssicherung 
 Empfehlung von Verfahren der Qualitätssiche-

rung und des Qualitätsmanagements 
 Stellungnahme zu Modellprojekten 
 Verbindung und Zusammenarbeit mit anderen 

Ausschüssen der LPK (insbesondere Aus-, Fort- 
und Weiterbildung und Berufsordnung) 

 Vernetzung mit den QS-Ausschüssen anderer 
Psychotherapeutenkammern und der Bundespsy-
chotherapeutenkammer 

 Befassung mit ethischen Fragen der Qualitätssi-
cherung 

 Reflexion der Rolle der Qualitätssicherung im 
Gesundheitssystem 

 Förderung des Dialogs zwischen den Psychothe-
rapieschulen.  

Ausschuss Ambulante Versorgung 
Der Ausschuss vertritt in der ambulanten Versorgung 
die Interessen aller approbierten Psychotherapeuten 
(PP/KJP), mit oder ohne sozialrechtliche Zulassung, 
freiberuflich oder angestellt, soweit sie ambulant 
psychotherapeutisch arbeiten. Der Ausschuss hat eine 
gesundheitspolitische und eine berufsrechtliche Ziel-
setzung. Gesundheitspolitisch stehen u. a. die Erfas-
sung des Ist-Zustands und des Bedarfs  der ambulan-
ten Versorgung, die Verbesserung der Versorgung in 
Prävention, Psychotherapie und Rehabilitation, die 
Verbesserung der Koordination aller psychotherapeu-
tischen Leistungsangebote und die Förderung einer 
interdisziplinären Kooperation aller Gesundheitsbe-
rufe im Vordergrund. Berufsrechtliche Ziele des Aus-
schusses beziehen sich u.a. auf den Erhalt von Freibe-
ruflichkeit und Berufsausübungsfreiheit, die Erarbei-
tung von Analysen und Vorlagen für die Kammer zu 
Sachthemen wie angemessene Arbeitsbedingungen, 
angemessene Vergütung und angemessene Arbeits-
zeitmodelle.  

Ausschuss Psychotherapie in Institutionen 
Der Ausschuss Psychotherapie in Institutionen vertritt 
die Interessen der angestellten Psychologischen Psy-
chotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenthera-
peuten. Über die Hälfte aller approbierten KJP und PP 
arbeiten als Angestellte oder Beamte in Institutionen. 
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Die Anliegen dieser Gruppe der Kammermitglieder 
unterscheidet sich zum Teil deutlich von denen Nie-
dergelassener. Wichtige Themenfelder beziehen sich 
u.a. auf Sicherung und Ausbau der Quantität und 
Qualität der psychotherapeutischen Versorgung in 
Institutionen sowie der Stellung der in Institutionen 
arbeitenden PP und KJP im Arbeits-, Berufs- und 
Tarifrecht und auf die Umsetzung des PsychThG in 
Institutionen auf Landes- und Bundesebene. Wichtige 
Ziele liegen in der Erfassung der Arbeitsbereiche bzw. 
Institutionen, in denen angestellte und beamtete PP 
und KJP in Baden-Württemberg tätig sind, in der 
Verbesserung der Interessenvertretung (sowohl kam-
merintern gegenüber den niedergelassenen Kollegin-
nen und Kollegen als auch extern gegenüber den Be-
hörden auf kommunaler, Landes- und Bundesebene) 
sowie in der Öffentlichkeitsarbeit, z.B. auch im Sinne 
einer Verbesserung und Erweiterung der Informati-
onssysteme über psychotherapeutische Versorgung.  

Ausschuss Psychotherapeutische Versor-
gung von Kindern und Jugendlichen 
Der Ausschuss beschäftigt sich schwerpunktmäßig 
mit dem Bereich der psychotherapeutischen Ver-
sorgung von Kindern und Jugendlichen. Er zielt auf 
eine Parteinahme für die Belange psychisch beein-
trächtiger Kinder und Jugendlichen und ihrer Familien 
und erarbeitet Informationen und Stellungnahmen zu 
psychischen und psychosomatischen Erkrankungen 
von Kindern und Jugendlichen sowie zu anderen 
fachlichen Themen. Ein Schwerpunkt der Ausschuss-
arbeit ist die Ermittlung der aktuellen Versorgungs-
situation in Baden-Württemberg sowie des regionalen 
Versorgungsbedarfs (vgl. Kapitel „Inhalte und Ergeb-
nisse der Gremienarbeit). Ein weiteres Thema ist die 
Zusammenstellung grundlegender Informationen über 
die Ausbildung zum Kinder- und Jugendlichenthera-
peuten als Service für Interessenten.  

Der Ausschuss tritt außerdem ein für die Interessen 
der Berufsgruppe und für eine angemessene Reprä-
sentanz von KJPs in den Organen und Gremien der 
Kammer auf Landes- und auf Bundesebene. 

Gemeinsamer Beirat mit der Lan-
desärztekammer 

Nach dem Heilberufe-Kammergesetz bildet die Lan-
despsychotherapeutenkammer einen gemeinsamen 
Beirat mit der Landesärztekammer. Deren Mitglieder 
werden von den jeweiligen Kammern berufen. Der 
Ausschuss hat die Aufgabe, berufsübergreifende An-

gelegenheiten aus den Bereichen Berufsordnung, 
Weiterbildung und Qualitätssicherung zu erörtern und 
setzt sich aus jeweils fünf Mitgliedern der Landes-
ärztekammer Baden-Württemberg und fünf Mitglie-
dern der Landespsychotherapeutenkammer zusam-
men. 

Berufsgerichtsbarkeit 

Eine wichtige Kammeraufgabe ist die Berufsaufsicht, 
eine hoheitliche Aufgabe, die der Kammer vom Staat 
übertragen wurde.  Die Kammer ist dabei für Patien-
ten, aber auch für Kollegen eine Anlaufstelle für die 
Bearbeitung und Klärung ihrer Beschwerden. Sie 
kann auch eine vermittelnde Rolle bei Konflikten 
zwischen Patienten und Kammermitgliedern bzw. bei 
Auseinandersetzungen unter Kollegen übernehmen. 

Im Zuge des Aufbaus der Kammer wurden drei 
Berufsgerichte (zwei Bezirksberufsgerichte, ein Lan-
desberufsgericht) der Landespsychotherapeuten-
kammer Baden-Württembergs etabliert.  

Die Erste Instanz sind die zwei Bezirksberufsge-
richte, eines für den Bereich Baden mit Sitz in Karls-
ruhe und eines für den Bereich Württemberg mit Sitz 
in Stuttgart. Die zweite und letzte Instanz ist das Lan-
desberufsgericht in Stuttgart. Aufgabe der drei Be-
rufsgerichte der Landespsychotherapeutenkammer 
Baden-Württemberg ist es, auf Antrag des Kammer-
anwalts (nicht zu verwechseln mit dem Justiziar der 
Kammer) Berufsgerichtsverfahren gegen Kammer-
mitglieder zu eröffnen, abzulehnen oder auch einzu-
stellen.  

Rechtsgrundlage für die Arbeit der Kammeran-
wälte und der Berufsgerichte sind die allgemeinen 
Bestimmungen des Heilberufe-Kammergesetzes, die 
Berufsgerichtsordnung Baden-Württemberg und vor 
allem die Berufsordnung der Landespsychotherapeu-
tenkammer. Letztere trat am 25. März 2005 in Kraft. 
Verstöße, die vor diesem Datum stattfanden, wurden 
und werden zumeist eingestellt, weil auch hinsichtlich 
der Berufsordnung der Verfassungsgrundsatz gilt: 
„Keine Strafe ohne Gesetz“ (Art. 103 Abs. 2 GG). 

Die Bezirksgerichte entscheiden in der Besetzung mit 
einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern, das Landes-
berufsgericht mit einem Vorsitzenden und vier Beisit-
zern. Zum Vorsitzenden kann nur ein auf Lebenszeit 
ernannter Richter bestellt werden. Einer der Beisitzer 
des Landesberufsgerichts muss die Befähigung zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst 
besitzen. Die übrigen Beisitzer sind Kammermitglie-
der, die keinem Organ der Kammer, also weder der 
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Vertreterversammlung, dem Vorstand noch dem Um-
lageausschuss angehören.  

Die Mitglieder der Berufsgerichte und ihre Stellver-
treter werden auf Vorschlag der Kammer für die Dau-

er von fünf Jahren von der Aufsichtsbehörde, also 
dem Sozialministerium, im Einvernehmen mit dem 
Justizministerium bestellt.  

Entwicklung grundlegender Regelwerke 
Die erste Wahlperiode der Landespsychotherapeuten-
kammer Baden-Württemberg war geprägt von der 
Entwicklung grundlegender Regelwerke. Neben der  
Satzung waren dies insbesondere die Berufs-, die 
Fortbildung-, die Umlage- und die Gebührenordnung. 
In einer separaten Anlage („Satzungen und Ordnun-
gen der LPK“) sind diese in ihrer jeweils aktuellen 
Fassung dokumentiert. 

Berufsordnung 

Die Berufsordnung wurde in der Sitzung der Vertre-
terversammlung am 26. Juni 2004 mit großer Mehr-
heit verabschiedet. Wegen verschiedener Einsprüche 
wurde die Berufsordnung durch das Sozialministe-
rium jedoch erst am 18. Januar 2005 genehmigt und 
trat mit der Veröffentlichung im Psychotherapeuten-
journal 1/2005 am 25. März2005 in Kraft.  

Mit der Verabschiedung der Berufsordnung wurde 
ein wichtiger und perspektivisch bedeutsamer Aufga-
benkomplex der ersten Amtsperiode der Kammer zum 
Abschluss gebracht. In ihr wurde ein zukunftsorien-
tiertes Berufsbild der Psychotherapeuten festgelegt. 
Das Kompetenzprofil der Psychologischen Psychothe-
rapeuten und der Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten wird durch eine breite Auslegung der An-
wendungsformen der psychologischen Heilkunde 
vollständig und umfassend umschrieben. Die Berufs-
ordnung bezieht sich auf alle Tätigkeiten approbierter 
Psychotherapeuten und umfasst damit professionelle 
Aktivitäten in den Bereichen ambulante oder statio-
näre Versorgung, der Prävention, der Rehabilitation, 
Psychotherapie im Beratungskontext, aber auch in den 
Bereichen der universitären klinisch-psychologischen 
Forschung, der universitären Ausbildung und der 
Approbationsausbildung. Um die Vielfalt der Tätig-
keitsformen adäquat fassen zu können, wurde als 
übergeordnete Kennzeichnung in der Berufsordnung 
Bezug genommen auf den Begriff der Ausübung der 
psychologischen Heilkunde, unter den unabhängig 
von den Berufseingangsqualifikationen klassische 
Formen der Psychotherapie ebenso subsumiert wer-
den können wie Maßnahmen der Psychoedukation, 

der Beratung, der systembezogenen Intervention wie 
auch Tätigkeiten in der Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung, der Forschung und der Forensik.  

Fortbildungsordnung: Grundlage 
für das Fortbildungsmanagement  

Mit der in der Vertreterversammlung am 26. Juni 
2004 beschlossenen Fortbildungsordnung hat die 
Kammer sowohl den Bestimmungen des Heilberufe-
Kammergesetzes von Baden-Württemberg, der Be-
rufsordnung, als auch den neuen gesetzlichen Vor-
schriften des SGB V Rechnung getragen. Die in die-
sen Gesetzen bzw. in der Berufsordnung festgeschrie-
bene Fortbildungsverpflichtung wurde in die neue 
Fortbildungsordnung integriert. Dadurch unterliegen 
alle Kammermitglieder, Angestellte und Niedergelas-
sene, grundsätzlich denselben Fortbildungsanforde-
rungen.  

In die verabschiedete Fortbildungsordnung wur-
den die Vorgaben der Musterfortbildungsordnung der 
Bundespsychotherapeutenkammer eingearbeitet. In 
einem Zeitraum von fünf Jahren müssen 250 Fortbil-
dungspunkte nachgewiesen werden. Die Landespsy-
chotherapeutenkammer stellt auf Antrag bei Vorlie-
gen der dafür erforderlichen Fortbildungsnachweise 
ein Fortbildungszertifikat aus. Die Kategorien der 
zulässigen Fortbildungsmaßnahmen und deren Be-
wertung entsprechen den Vorgaben der Musterfortbil-
dungsordnung (siehe ausführlicher Kapitel Fortbil-
dungsmanagement, S. 33). 

Umlageordnung: Finanzielle 
Grundlage für die Kammerarbeit  

Die Umlageordnung der Kammer wurde erstmalig am 
28. April 2001 vom Errichtungsausschuss beschlos-
sen, die aktuellste Fassung wurde am 31. Januar 2005 
im Psychotherapeutenjournal veröffentlicht (vgl. auch 
Anlage „Satzungen und Ordnungen“). Sie ist Finan-
zierungsgrundlage der Arbeit der Landespsychothera-
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peutenkammer. Die Umlage wird jährlich von den 
Kammermitgliedern erhoben.  

In der Phase der Errichtung der Kammer 2001 be-
trug der Kammerbeitrag DM 300. Nach der Gründung 
der Kammer konnte der Mitgliedsbeitrag trotz des 
Aufbaues der Kammer für 2002 bis 2004 konstant bei 
jährlich 250 € gehalten werden. Eine Erhöhung auf 
320 € wurde mit Wirkung ab 2005 von der Vertreter-
versammlung auf Vorschlag des Umlageausschusses 
beschlossen, damit die Kammer den steigenden Auf-
wand bewältigen kann, der durch eine wachsende 
Professionalisierung, den Aufbau der Bundespsycho-
therapeutenkammer und durch die Übernahme weite-
rer gesetzlicher Aufgaben entstand. Als Folge des Ge-
sundheitsmodernisierungsgesetzes musste der Ar-
beitsbereich Fortbildungsmanagement eingerichtet 
werden.  

In besonderen Fällen wird den Mitgliedern eine 
Ermäßigung oder ein Erlass des Beitrags gewährt 
(z.B. Elternzeit, Arbeitslosigkeit oder Krankheit).  

Gebührenordnung: Kosten einzel-
ner Kammerleistungen 

Die Erhebung von Gebühren für einige Leistungen 
der Kammer im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben 
regelt die Gebührenordnung. Gebühren werden für 
Dienstleistungen erhoben, die nur einzelnen Kam-
mermitgliedern zu Gute kommen, z.B. für die Aus-
stellung von Zweitfertigungen von Urkunden, die 
Anerkennung von EG-Diplomen oder Entscheidungen 
über Widersprüche. Für die Akkreditierung von Fort-
bildungsveranstaltungen wurden spezielle Regelungen 
beschlossen. 

Die Gebührenordnung wurde in ihrer ersten Fas-
sung am 22. Juli 2002 von der Vertreterversammlung 
verabschiedet und ist durch die Veröffentlichung im 
Staatanzeiger Baden-Württemberg am 9. September 
2002 in Kraft getreten; eine Aktualisierung erfolgte 
am 28. Januar 2004, veröffentlicht im Psychothera-
peutenjournal 1/2004.  Eine weitere Änderung trat im 
Dezember 2005 in Kraft (vgl. Anlage „Satzungen und 
Ordnungen“).

Die Geschäftsstelle: Arbeitsschwerpunkte und Mit-
arbeiter 

Mitarbeiter, Personalentwicklung 

Nach der Arbeit des Errichtungsausschusses war es 
Aufgabe des Vorstandes der Landespsychotherapeu-
tenkammer, die Geschäftsstelle der Kammer personell 
auszubauen. Es wurden Mitarbeiterinnen für die Be-
reiche des Telefonservices, der allgemeinen Ver-
waltung sowie der Pflege der Mitgliederdatenbank 
eingestellt sowie eine wissenschaftliche Mitarbeiterin. 
Nach der Verabschiedung der Fortbildungsordnung 
wurden zwei Stellen für das Fortbildungsmanagement 

Aktuell arbeiten in der Geschäftsstelle der Kammer 

 

m Zuge der gesetzlichen Verpflichtungen 

sieben hauptamtliche Mitarbeiter (5,6 Planstellen). 
Darüber hinaus verfügt die Geschäftsstelle über zwei 
freie Mitarbeiter (Stellenumfang ca. 1,1 Stellen).  

Die Geschäftsstellenverwaltung wird von Rita Lübcke
(Geschäftsstellenleitung, seit 2001), Liane Larche 
(allgemeine Aufgaben, Mitgliederverwaltung, seit 
2002), Elke Wolland (Buchhaltung, seit 2005) und 
Brigitte Lipinski (Sekretariat des Vorstandes, der 
Geschäftsstellenleitung und des Justiziars, seit 2004) 
vertreten.  

Das 2004 i
geschaffen.  
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in der Kammer neu geschaffene Referat „Aus-, Fort-, 
Weiterbildung und Qualitätssicherung“ wird von Dr. 
Jürgen Schmidt (wissenschaftlicher Mitarbeiter) und 
Karin Kosutic, (Sachbearbeitung, seit 2005) begleitet. 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin für das Referat Öf-
fentlichkeitsarbeit war von 2003 – 2005 Dr. Barbara 
Ripper, seit September 2005 wird dieses Ressort von 
Dr. Rüdiger Nübling vertreten. Die beiden freien 
Mitarbeiter sind Hartmut Gerlach (Justiziar der Kam-
mer, seit 2002) und Hans Metsch (Webmaster, seit 

Abb. 4: Stellenentwicklung (inkl. freie Mitarbeiter) des 
Errichtungssausschusses 2000 und der Kammer 2001 
bis 2005 
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2001). Eine Übersicht zur Stellenentwicklung gibt 
Abb.4. 

 
Mitgliederverwaltung 

Nach den Bestimmungen des Heilberufe-Kammerge-

Justiziar 

Justiziar der Kammer ist Rechtanwalt Hartmut Ger-

ustiziar ist in erster Linie für alle juristischen 
Sac

Referat Fortbildung und Qualitäts-

Bedingt durch gesetzliche Vorgaben (Heilberufe-

ts ist seit Juni 2004 Dr. phil. 
Dip

(GMG) 
vom

ufgaben des Referats Fortbildung gehört 
das

kkreditierung von Fortbildungsver-
ans

rden mehr als 
2.5

setzes sowie gemäß § 1 Abs. 2 der Meldeordnung ist 
jedes Mitglied verpflichtet, sich innerhalb eines Mo-
nats nach Beginn der Mitgliedschaft bei der Landes-
psychotherapeutenkammer schriftlich anzumelden. 
Pflichtmitglieder der Kammer sind alle Psychologi-
schen Psychotherapeuten/innen und Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten/innen, die approbiert 
sind oder eine Erlaubnis zur Berufsausübung nach 
dem Psychotherapeutengesetz besitzen und die im 
Land ihren Beruf ausüben oder, falls sie ihren Beruf 
nicht ausüben, im Land ihren Wohnsitz haben.  

lach. Vor seinem Engagement bei der Landespsycho-
therapeutenkammer war er viele Jahre als Geschäfts-
führer und Justiziar der Vereinigung Analytischer 
Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten in 
Deutschland e.V. (VAKJP) tätig. Er ist u.a. Mither-
ausgeber des Management-Handbuchs für die Psy-
chotherapeutische Praxis (MHP; Behnsen et al., 
2005).  

Der J
hverhalte der Kammer zuständig. In seine primäre 

Zuständigkeit fallen die rechtliche Beratung des Vor-
stands, der Kammergremien und der Kammermitglie-
der sowie die Bearbeitung von Beitragswidersprüchen 
und Beschwerden einschließlich der Koordination mit 
der Berufsgerichtsbarkeit. Darüber hinaus nimmt er 
auch partiell Geschäftsführungsaufgaben wahr, die in 
erster Linie in der Vertretung der Kammer auf der 
Arbeitsebene gegenüber dem Sozialministerium und 
gegenüber den übrigen Heilberufekammern liegen. 
Ferner nimmt er zusammen mit der Geschäftsstellen-
leiterin im Einvernehmen mit dem Vorstand an den 
Geschäftsführertreffen der Länderkammern teil.  

sicherung 

Kammergesetz, SGB V) und durch die Berufs- und 
Fortbildungsordnungen der Kammer hat sich das 

Referat Fortbildung und Qualitätssicherung seit 2004 
zu einem neuen und umfangreichen Aufgabenfeld der 
Kammer entwickelt. 

Leiter des Refera
l.-Psych. Jürgen Schmidt. Er war zuvor 20 Jahre 

im Bereich der stationären Rehabilitation tätig und hat 
sich dort durch viele Studien und Veröffentlichungen 
zur Evaluation und zur Qualitätssicherung psychoso-
matischer Rehabilitationsbehandlungen einen Namen 
gemacht (aktuelle Publikationen z.B. Schmidt et al., 
2003, 2006, Schmidt & Nübling, 2005). Dr. Schmidt 
ist in der Kammer auch für die Bereiche Qualitätssi-
cherung und Weiterentwicklung der psy-
chotherapeutischen Versorgung zuständig. Ihm zur 
Seite steht seit Juni 2005 Frau Karin Kosutic. 

Durch das GKV-Modernisierungsgesetz 
 November 2003 wurde erstmals in Deutschland 

eine sozialrechtliche Fortbildungsverpflichtung einge-
führt. Seit dem 1. Juli 2004 sind Ärzte, Zahnärzte und 
Psychotherapeuten, die mit den gesetzlichen Kran-
kenkassen abrechnen, verpflichtet, eine regelmäßige 
Fortbildung im Umfang von 250 Punkten in einem 
Zeitrum von 5 Jahren nachzuweisen. Die Fort-
bildungsordnung trägt dieser gesetzlichen Vorgabe 
Rechnung.  

Zu den A
 so genannte Fortbildungsmanagement: die Akkre-

ditierung von Fortbildungsveranstaltungen, die Aner-
kennung von Supervisoren und Selbsterfahrungslei-
tern und zukünftig auch das Führen persönlicher Fort-
bildungskonten. 

Anträge auf A
taltungen können seit Sommer 2004 beim Referat 

gestellt werden. Die erforderlichen Unterlagen haben 
die Kammermitglieder erstmals mit einem Rund-
schreiben Ende September 2004 erhalten. Alle aktuel-
len Antragsformulare sowie wichtige Informationen 
und Hinweise zu den genauen Modalitäten stehen auf 
der Homepage der Landespsychotherapeutenkammer 
als Downloads zur Verfügung, können aber auch in 
der Geschäftsstelle angefordert werden. 

Seit Sommer 2004 bis Ende 2005 wu
00 Anträge bearbeitet. Die Fülle und Heterogenität 

der Anträge erforderte weitere Klärungsschritte hin-
sichtlich rechtlicher und formaler Bedingungen der 
Akkreditierung. Dies betraf insbesondere die Festle-
gung der Kriterien für die Anerkennung von Supervi-
soren und Selbsterfahrungsleitern. Im Juni 2005 wur-
de hierfür eine „task force“ (T. Raymann, M. Santos-
Dodt, Dr. J. Schmidt) gebildet, die anhand komplexer 
Akkreditierungsanträge Entscheidungskriterien erar-
beitete. Die Ergebnisse dieser kontinuierlichen Zu-
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sammenarbeit zeigen sich u.a. in einer Vereinfachung 
der Formulare und Verfahrensschritte, in der Modifi-
kation der Durchführungsbestimmungen und der 
Anerkennungskriterien  für Supervisoren und Selbst-
erfahrungsleiter sowie und insgesamt in einer Öffnung 
und Erweiterung der anerkennungsfähigen Psychothe-
rapieverfahren. 

Referat Öffentlichkeitsarbeit 

Das Referat Öffentlichkeitsarbeit hatte von Januar 

rbeit 
im 

2003 bis Juli 2005 Dr. Barbara Ripper inne. Frau Dr. 
Ripper hat das neu geschaffene Ressort der Kammer 
aufgebaut und u.a. als verantwortliche Redakteurin 
des Psychotherapeutenjournals sowie bzgl. der Orga-
nisation der Landespsychotherapeutentage große 
Verdienste und Anerkennung erworben. Seit Septem-
ber 2005 wird dieses Referat von Dr. phil. Dipl.-
Psych. Rüdiger Nübling vertreten. Dr. Nübling war 
viele Jahre im Bereich der Medizinischen Rehabilita-
tion mit Schwerpunkt Psychosomatik tätig und zuletzt 
Leiter des eqs.-Instituts in Karlsruhe. Seit 1995 ist er 
Lehrbeauftragter der Universität Freiburg. Seine Ar-
beitsschwerpunkte lagen bisher u.a. in den Bereichen 
Evaluationsforschung, Psychotherapiemotivation, 
Indikation zur Psychotherapie, psychische Komorbi-
dität bei primär körperlichen Erkrankungen, Quali-
tätssicherung/ Qualitätsmanagement (aktuelle Publi-
kationen: z.B. Nübling et al., 2004, 2005, 2006). 

Besondere Schwerpunkte der Öffentlichkeitsa
Berichtszeitraum lagen im Aufbau und der feder-

führenden Begleitung des Psychotherapeutenjournals 
(bis Mitte 2005), die regelmäßige Berichterstattung 
über psychotherapeutisch relevante Ergebnisse der 
Forschung (im Psychotherapeutenjournal), dem Auf-
bau und der Pflege der Internetseite der Kammer 
sowie in der Zusammenarbeit mit der Presse. Das 
Referat war und ist auch verantwortlich für das „Cor-
porate Design“ der Kammer.  

Ein wichtiger Schwerpunkt der „internen“ Öffent-
lichkeitsarbeit besteht in der Vermittlung von Qualität 
und Nutzen der Kammerarbeit. Im Zentrum steht 
dabei eine nachvollziehbare Darstellung der Aufga-
ben, Ziele und Politik der Kammer im Sinne einer 
größtmöglichen Transparenz. Hierzu gehören z.B. die 
Veröffentlichung aktueller Informationen im Psycho-
therapeutenjournal und auf der Homepage oder auch 
der vorliegende Tätigkeitsbericht.  

Ein wesentliches Ziel der externen Darstellung be-
steht in einer kontinuierlichen Präsenz psychothera-
peutischer Themen in der Öffentlichkeit, v.a. auch im 
Sinne einer Etablierung der Kammer als Interessen- 
und Standesvertretung der PP und KJP sowie von 
Psychotherapie als wirksame und effektive Methode 
zur Behandlung von psychischen Störungen. Darüber 
hinaus stehen Publikationen in Fachzeitschriften, 
Kongressbeiträge, Kooperationen mit den Universitä-
ten des Landes etc. im Vordergrund.  

Ziel der Pressearbeit eine gute und regelmäßige 
Beziehung zur Presse. Aufgabe des Referats ist es, die 
Kammer als kompetenten Ansprechpartner in Sachen 
Psychotherapie für Pressevertreter zu etablieren.  

Künftige Arbeitsschwerpunkte des Referats wer-
den u.a. in folgenden Bereichen gesehen:  

 Aufarbeitung aktueller wissenschaftlicher Stu-
dien aus den Bereichen Psychotherapieforschung, 
Versorgungsforschung, Evaluationsforschung, 
Epidemiologie psychischer Störungen   

 Studien/Befragungen zu Bedarf und Inanspruch-
nahme von Psychotherapie 

 Erneuerung und Erweiterung der Kammerhome-
page, z.B. auch im Sinne eines Informationspor-
tals für Psychotherapie  

 Fachwissenschaftliche Publikationen 
 Herausgabe eines Newsletters 
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Kooperation und Vernetzung in Baden-
Württemberg  

Sozialministerium

Der Psychotherapeutenkammer werden als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts im Heilberufe-Kam-
mergesetz festgelegte Selbstverwaltungsaufgaben 
übertragen. Im Wege der Aufsicht wird die Einhal-
tung der gesetzlich zugewiesenen Aufgaben durch das 
Sozialministerium überprüft. Die Erarbeitung von 
Satzungen und Ordnungen erfolgt in enger Abstim-
mung mit dem Sozialministerium, da das Ministerium 
diese juristisch prüfen und genehmigen muss. 

Bereits in der Errichtungsphase der Kammer hat 
der Vorstand dem Sozialministerium im September 
2001 im Rahmen eines Sondierungsgesprächs die 
Eckpunkte für eine notwendige Novellierung des 
Heilberufe-Kammergesetzes aus der Sicht der Lan-
despsychotherapeutenkammer dargelegt: Regelungen 
zur Weiterbildung von Psychologischen Psychothera-
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten, zur freiwilligen Kammermitgliedschaft für 
ärztliche Psychotherapeuten, die zugleich Psychologi-
sche Psychotherapeuten bzw. Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten sind, sowie die assoziierte 
Mitgliedschaft von Ausbildungskandidaten.  

Der Vorstand traf sich regelmäßig zu einer „tour 
de horizon“ mit Vertretern des Sozialministeriums, 
um über grundlegende Kammerfragen eine Verstän-
digung zu erzielen. Bereits 2001 setzte sich der Vor-
stand dafür ein, dass Psychotherapeuten die Möglich-
keit für den Beitritt zu einem Versorgungswerk erhal-
ten. In Bezug auf die Novellierung des Heilberufe-
Kammergesetzes erarbeitete die LPK nach Ab-
stimmung mit den anderen Heilberufekammern eine 
Stellungnahme zu dem im Jahr 2005 durch das Sozi-
alministerium vorgelegten Gesetzes-Entwurf mit 
einigen zentralen Änderungsvorschlägen. Um diesen 
mehr Nachdruck zu verleihen, regte die LPK an, dass 
die Berufsverbände eine untereinander abgestimmte 
Stellungnahme erarbeiteten.  

In einem Gespräch im Sozialministerium zum 
Stand der stationären Psychotherapie legte der Kam-
mervorstand 2003 eine Synopse zur erforderlichen 
Veränderung des Landeskrankenhausgesetzes nach 
Inkrafttreten des Psychotherapeutengesetzes vor. 
Diese fand Ende 2005 Berücksichtigung bei der Erar-
beitung des Novellierungsentwurfs. Es wurde zugesi-

chert, dass die LPK bei künftigen Planungen zum 
LKHG und anderen, die Psychiatrie betreffenden 
Planungen einbezogen werden wird. Ein erster Schritt 
der Umsetzung dieser Zusicherung ist die Teilnahme 
eines Vertreters der LPK im Landesarbeitskreis Psy-
chiatrie (s.u.). Dieses vom Sozialministerium einge-
richtete, regelmäßig tagende Forum berät Verbesse-
rungsmöglichkeiten der Versorgung psychisch kran-
ker Menschen, die psychiatrischer Behandlung bedür-
fen. 

Ebenfalls bereits 2003 wurde die nötige Neukon-
zeption der psychotherapeutischen Notfallversorgung 
und Reorganisation des  Katastrophenschutzes in 
Baden-Württemberg unter Einbeziehung der beiden 
durch die LPK vertretenen neuen Heilberufe perspek-
tivisch erörtert. Auch in diesem Feld begann Ende 
2005 die konkrete Arbeit, da entsprechende Vorberei-
tungen im Hinblick auf die Fußballweltmeisterschaft 
mit verschiedenen Austragungsorten in Baden-Würt-
temberg getroffen werden mussten. Prof. Dr. Jürgen 
Bengel (Univ. Freiburg) konnte für dieses Arbeitsge-
biet als Vorstandsbeauftragter gewonnen werden. 

Zur Koordination der Versorgung von Schmerz-
patienten hat das Sozialministerium das Schmerzfo-
rum Baden-Württemberg eingerichtet. Inzwischen 
sind landesweit 13 Schmerzzentren benannt bzw. 
entstanden. Im Schmerzforum selbst sowie auch im 
Ausschuss zur Akkreditierung der Qualitätssicherung 
der Schmerzzentren ist die Landespsychotherapeuten-
kammer fortlaufend vertreten. 

Auch im Gesundheitsforum Baden-Württemberg 
hat die Landespsychotherapeutenkammer einen festen 
Platz. Dort wird projektbezogenen an der "Weiterent-
wicklung der Gesundheitsversorgungsstrukturen", 
„Forschung und Technologietransfer" sowie der „För-
derung der Gesundheitswirtschaft" gearbeitet. Zur 
Mitarbeit in der Arbeitsgruppe Frauengesundheit 
wurde als Vorstandsbeauftragte Frau PD Dr. Annette 
Kämmerer, in der Arbeitsgruppe Prävention Prof. Dr. 
Reiner Bastine (beide Heidelberg) benannt. 
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Justizministerium 

In einem Gespräch im Justizministerium wurde die 
unzureichende Regelung der Schweigepflicht bei der 
Psychotherapie mit Strafgefangenen thematisiert. 
Dabei wurde dem Ministerium signalisiert, dass zur 
Sicherung der Qualität der psychotherapeutischen 
Arbeit auch in diesem Bereich approbierte Psychothe-
rapeuten erforderlich sind. Weiterhin wurde verein-
bart, bei der Erstellung von Richtlinien zur Doku-
mentation von Psychotherapie im Strafvollzug mit zu 
wirken.  

Regierungspräsidium 

Das Regierungspräsidium Stuttgart als Approbations-
behörde und Landesprüfungsamt richtete wiederholt 
Anfragen an die Kammer, zu prüfen, ob Ausbildun-
gen ausländischer Kolleginnen und Kollegen in Ba-
den-Württemberg für die Approbation und Fachkunde 
anerkannt werden können. Zwischen dem Re-
gierungspräsidium und der Kammer wurde eine Ab-
sprache getroffen, dass bei Erteilung der Approbation 
auf die Verpflichtung zur Meldung bei der Psychothe-
rapeutenkammer hingewiesen wird. 

Landesgesundheitsamt 

Das Landesgesundheitsamt hat die Anregung der 
Psychotherapeutenkammer aufgegriffen, Daten und 
Informationen über Psychotherapie in die Gesund-
heitsberichterstattung des Landes aufzunehmen. Die 
Landespsychotherapeutenkammer ist nun sowohl an 
der Bereitstellung der Daten als auch den Interpretati-
onen innerhalb des Berichts beteiligt. An den Sitzun-
gen einer Arbeitsgruppe zum Thema „Bündnis gegen 
Depression“, zu der das Gesundheitsamt einlud, nahm 
Frau Raymann teil. 

Politische Kontakte 

Ein kontinuierlicher Kontakt zu und Austausch mit 
(Gesundheits-) Politikern v.a. des Landes stärkt die 
Interessensvertretung der Kammer und ihrer Mitglie-
der. Aus diesem Grund lud die Kammer zu einem 
Sommerempfang am 15. Juli 2004 in Stuttgart ein. 
Ziel dieses Empfangs war es, als neue und ver-
gleichsweise kleine Kammer im Kanon der Heilberu-
fekammern politische Präsenz zu zeigen und Anliegen 
wie Expertise der Psychologischen Psychotherapeuten 

und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
gegenüber Politikerinnen und Politikern sowie ande-
ren für die Psychotherapie wichtigen Personen und 
Institutionen darzulegen. Präsent waren die gesund-
heitspolitischen Sprecher der Parteien im Landtag, 
Andreas Hoffmann, CDU, Ursula Haußmann, SPD, 
und Brigitte Lösch, Bündnis 90/Die Grünen, die Ge-
sundheitspolitischen Sprecher von CDU, SPD und 
den Grünen, Repräsentanten der Ministerien, Kolle-
ginnen und Kollegen anderer Heilberufe (v. a. Ärztin-
nen und Ärzten), Funktionsträger von Krankenkassen, 
der Kassenärztlichen Vereinigungen, des Landesge-
sundheitsamts, der Universitäten sowie Vertreter der 
psychotherapeutischen Fach- und Berufsverbände. 
Die inhaltlich-wissenschaftliche Seite wurde reprä-
sentiert durch einen Vortrag von Prof. Klaus E. 
Grossmann (Universität Regensburg) zum Thema: 
„Gesellschaftspolitische Relevanz der Bindungsfor-
schung“ 

In den Beiträgen der Politiker wurde erkennbar, 
dass es der Kammer schon nach der vergleichsweise 
kurzen Dauer ihrer Existenz gelungen ist, Gehör zu 
finden und den Beitrag der Psychotherapie für das 
Gesundheitssystem zu vermitteln. 

Im Jahre 2004 wurde in der Vertreterversammlung 
eine Resolution verabschiedet, die sich gegen die 
vorgesehene drastische Kürzung im Sozialetat des 
Landes Baden-Württemberg wandte. Von diesen 
Kürzungen waren Sozialpsychiatrische Dienste, Ar-
beitslosen-Initiativen, der Ausländersozialdienst und 
die Förderung der Erziehungsarbeit in Jugendwohn-
heimen besonders betroffen.   

Kooperation mit den anderen Heil-
berufekammern 

Mit der Landesärztekammer, Landeszahnärztekammer 
und Landesapothekerkammer fanden regelmäßige 
gemeinsame Besprechungen der Kammerpräsidenten, 
der Justiziare sowie der Geschäftsführer zur besseren 
Koordinierung der gemeinsamen Anliegen statt. Diese 
betreffen in erster Linie Belange der Heilberufe im 
Gesundheitssystem und in der Politik in Baden-
Württemberg.  

Ausführlich diskutiert wurden zudem die Prob-
leme in Zusammenhang mit der geplanten Einführung 
des Heilberufeausweises (HBA) und der elektroni-
schen Gesundheitskarte.  

Weiterhin wurde zusammen mit der Landesärzte-
kammer eine Informationsveranstaltung über AD(H)S 
durchgeführt. Gemeinsam mit der Apothekerkammer 
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fanden im Rahmen des Suchtforums Veranstaltungen 
zur Prävention des Rauchens in Ulm und Karlsruhe 
statt. Die Zusammenarbeit wurde 2005 mit dem 
Suchtforum Tabakabhängigkeit (15.11.2005 in Karls-
ruhe) sowie einer weiteren Veranstaltung zum Thema 
Tabakentwöhnung am 26.10.2005 fortgesetzt. 

Schon im Vorfeld der Planung der Novellierung 
des Heilberufe-Kammergesetzes wurden die Vor-
stände der Heilberufekammern aktiv und unterberei-
teten dem Sozialministerium nach Absprache unter-
einander die gemeinsamen und die jeweils nur die 
einzelnen Kammern betreffenden Änderungsvor-
schläge. Nach der Erarbeitung des Entwurfes zur 
Novellierung des Heilberufe-Kammergesetzes durch 
das Sozialministerium wurde der Kammervorstand 
aktiv, um die vom Ministerium angeschriebenen Be-
rufsverbände zu koordinieren. Erreicht wurde eine 
einheitliche Stellungnahme der Berufs- und Fachver-
bände und der Kammer. Einer der Eckpunkte in der 
Stellungnahme der LPK war, dass in der Novellierung 
Regelungen für eine Rechtsgrundlage zur Organisa-
tion der Weiterbildung für Psychotherapeuten vorge-
sehen sind. Dieses Anliegen fand die Unterstützung 
der anderen Kammern. 

Arbeitsgemeinschaft zur Einfüh-
rung der elektronischen Gesund-
heitskarte 

Die "Arbeitsgemeinschaft zur Einführung der elektro-
nischen Gesundheitskarte in Baden-Württemberg" 
(ARGE eGKBW), in die die Landespsychotherapeu-
tenkammer neben den anderen Heilberufekammern, 
der Kassenärztlichen Vereinigung und den Kranken-
kassen sowie der Krankenhausgesellschaft und ande-
ren Verbänden aufgenommen wurde, hat sich darum 
beworben, dass die elektronische Gesundheitskarte in 
der Region Heilbronn erprobt wird. Es fanden meh-
rere Treffen der beteiligten Kammern und Institutio-
nen statt, um sowohl das politische Vorgehen als auch 
die inhaltlichen Aufgaben untereinander abzuspre-
chen. 

Kassenärztliche Vereinigung 

Die Kooperation mit der Kassenärztlichen Vereini-
gung Baden-Württemberg (ehemals vier KVen) betraf 
Fragen an der Schnittstelle von Berufs- und Sozial-
recht. Bei Konflikten zwischen niedergelassenen 
Kolleginnen und Kollegen einerseits und der KV 
andererseits hat sich die Kammer für die Belange der 

Kollegen vermittelnd eingesetzt. Ein Rundschreiben 
der Kassenärztlichen Vereinigung Nord-Württemberg 
an die niedergelassenen Psychologischen Psychothe-
rapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten mit der Forderung nach dem Nachweis eines 
Mindestumfangs der psychotherapeutischen Tätigkeit 
in Höhe von 15 Stunden pro Woche war Anlass für 
ein Gespräch zwischen der Kammer und Vertretern 
der kassenärztlichen Vereinigung am 04.02.2003. Der 
Vorstand machte klar, dass für die Inhalte des Schrei-
bens der Kassenärztlichen Vereinigung die Rechts-
grundlage fehlt, da von Präsenzzeiten, nicht aber von 
erbrachten Leistungen auszugehen ist. 

Hochschulen 

Nach § 11 Abs. 2 des Heilberufe-Kammergesetzes 
haben die Hochschulen, an denen Klinische Psycho-
logie gelehrt wird, einen Sitz in der Vertreterver-
sammlung. Hierdurch soll – ähnlich wie in der Medi-
zin oder der Pharmazie – ein konstanter Bezug und 
Transfer zwischen Hochschulen und der Kammer 
gewährleistet werden. Vertreter der Hochschulen 
waren in den vergangenen vier Jahren Prof. M. Haut-
zinger (Tübingen), sein Stellvertreter Prof. P. Fiedler 
(Heidelberg). Leider wurde die Vertretung der Hoch-
schulen durch die vom Wissenschaftsministerium 
benannten Personen nicht wahrgenommen. Jedoch 
gab es eine enge Kooperation mit Hochschullehrern 
für Klinische Psychologie und Psychotherapie durch 
gewählte Personen. Hierzu gehörte Prof. R. Bastine 
(Universität Heidelberg, Delegierter, Mitglied im 
Ausschuss Qualitätssicherung, Vorstandsbeauftragter 
für Prävention), Prof. F. Caspar (stv. Vorsitzender des 
Ausschusses Qualitätssicherung), Prof. T. Fydrich 
(Universität Heidelberg, später Humboldt-Universität 
zu Berlin; Mitglied des Vorstands), Prof. D. Re-
venstorf (Universität Tübingen, Delegierter), Prof. W. 
Bongartz (Universität Konstanz, Delegierter). Weitere 
Kooperationen bestehen bzw. bestanden mit Prof. J.  
Bengel (Universität Freiburg; Vorstandbeauftragter 
für Notfallpsychologie/-psychotherapie), Prof. H. 
Pielmeier (Katholische Fachhochschule Freiburg, 
Ausschuss Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie), 
Prof. B. Preilowski (Ausschuss Aus-, Fort und Wei-
terbildung), Prof. S. Schneider (Universität Basel, 
Gutachtertätigkeit in Fragen der Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapie) sowie Prof. R. Wagner (Fach-
hochschule Ludwigsburg; Ausschuss Psychotherapie 
in Institutionen). Anstrebenswert für einen darüber 
hinaus gehenden verbesserten Transfer zwischen den 
Hochschulen und der Landespsychotherapeutenkam-
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mer in Zukunft wären turnusmäßige Treffen des 
Kammervorstands mit Hochschullehrern.  

Arbeitsgemeinschaft staatlich an-
erkannter Ausbildungsinstitute für 
Psychologische Psychotherapie und 
Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie (AAA-BW) 

Auf Einladung des Vorstands fand am 23. September 
2002 eine Sitzung der „Arbeitsgemeinschaft staatlich 
anerkannter Ausbildungsinstitute für Psychologische 
Psychotherapie und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapie - Baden-Württemberg“ statt, bei der na-
hezu alle 21 Ausbildungsinstitute des Landes vertre-
ten waren. Anlass war eine im Rahmen des Fallpau-
schalengesetzes durchgeführte Änderung des § 120 
SGB V, nachdem die Vergütung der Leistungen in 
Hochschul- und Ausbildungsambulanzen nicht mehr – 
wie vorher – über die Kassenärztlichen Vereinigungen 
erfolgt, sondern direkt mit den Krankenkassen ver-
traglich zu regeln ist. Die beauftragte Gruppe der 
Sprecher (Fydrich, Horn, Metzner, Rumpeltes, zuletzt 
Bents) führt bis heute die Verhandlungen mit den 
Krankenkassen. Auch die Interessen der Ausbil-
dungsinstitute gegenüber dem Regierungspräsidium 
(Approbationsbehörde) werden seitdem von der 
AAA-BW vertreten. Eines der Ziele von AAA-BW ist 
– in Einklang mit der Sichtweise der Kammer - die 
Notwendigkeit einer Honorierung von Ausbildungs-

kandidaten für deren praktische Tätigkeit in klinisch-
psychiatrischen und anderen Einrichtungen im sog. 
„Praktischen Jahr“. 

Während der Erarbeitung der Fortbildungsordnung 
wurden die Ausbildungsinstitute eingeladen, zusam-
men mit Kammervorstand und den Mitgliedern des 
Ausschusses für Aus-Fort- und Weiterbildung die 
geplante Fortbildungsordnung und deren Implikatio-
nen für die an den Instituten angebotenen Fortbildun-
gen zu diskutieren. Hierbei war es wichtig, bei den 
Instituten für Verständnis für die Fortbildungsordnung 
zu werben und die rechtlichen Hintergründe darzu-
stellen. Rückmeldungen der Ausbildungsinstitute 
wurden aufgegriffen und finden beim Fortbildungs-
management Berücksichtigung. 

Psychotherapeutenverbände 

Über die Mitglieder der Vertreterversammlung und 
die Arbeit in den Ausschüssen findet ein Austausch 
zwischen den psychotherapeutischen Berufs- und 
Fachverbänden statt. Anlässlich der Vorlage des Sozi-
alministeriums zur Novellierung des Heilberufe- 
Kammergesetzes hat der Vorstand neben den Berufs-
verbänden auch die Fachgesellschaften in die Diskus-
sion einbezogen und organisierte eine gemeinsame 
Besprechung. Ziel war, eine möglichst gut abge-
stimmte gemeinsame Erklärung zu dem Gesetzesent-
wurf zu erarbeiten (s.o.).  

Aufbau der Bundespsychotherapeutenkammer 
An den Verhandlungen zum Aufbau der Bundespsy-
chotherapeutenkammer waren seit 2001 Detlev Ko-
mmer, Siegfried Schmieder und Trudi Raymann aktiv 
beteiligt. Die Arbeitsgemeinschaft der Landes-
psychotherapeutenkammern trat mehrfach zusammen, 
um die Gründung einer Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK) vorzubereiten. Hierzu gehörte die 
Erarbeitung von Eckpunkten und der Satzung sowie 
die Erstellung eines Haushaltsplans. Es wurde eine 
Satzungskommission mit der Erarbeitung eines Ent-
wurfs der Satzung beauftragt, an der für Baden-
Württemberg T. Raymann teilnahm. Am 27.10.2002 
beschloss die AG auf ihrer Sitzung in Hannover eine 
Gründungserklärung zu verabschieden, mit der den 
Landeskammern und Errichtungsausschüssen die 
Gründung der Bundespsychotherapeutenkammer in 
der Rechtsform eines nicht eingetragenen Vereins 

vorgeschlagen wurde. Die AG beschloss auch, den 
Landeskammern den Entwurf einer Satzung vorzule-
gen, der dann in der ersten Delegiertenversammlung 
der BPtK abgestimmt wurde.  

Bzgl. der Sitzverteilung in der Delegiertenver-
sammlung der Bundespsychotherapeutenkammer 
wurde ein Kompromiss zwischen den Repräsentanz-
ansprüchen der großen und kleinen Länder gefunden. 
Es wurde beschlossen, dass jedes Land zwei Basis-
sitze und je einen weiteren Sitz für jede vollendete 
400-er-Zahl an Mitgliedern erhält. Daraus ergab sich 
für den Zeitpunkt der Gründung eine Delegiertenver-
sammlung von etwa 80 Mitgliedern, da noch nicht 
alle Kammern konstituiert waren. Im Länderrat, dem 
Organ der Landeskammern bei der Bundespsychothe-
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rapeutenkammer hat jedes Land eine Stimme. Zwei 
KJP nehmen beratend an den Sitzungen teil. 

Die Satzung regelt eine angemessene Repräsen-
tanz der Berufsgruppe der Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten in den Organen und Gremien. 
Vertreter der Berufsgruppe im Vorstand oder im Län-
derrat müssen als KJP approbiert sein und mindestens 
zu 75% mit Kindern und Jugendlichen arbeiten. Auf 
Antrag der Berufsgruppe muss ein KJP in einen Aus-
schuss gewählt werden. 

Für die Jahre 2003 und 2004 wurde als Haushalts-
rahmen ein Beitrag der Landeskammern an die BPtK 
von 30 Euro pro Kammermitglied beschlossen. Grün-
dungsmitglieder der BPtK waren die Kammern der 
Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen. Sie repräsentierten bundesweit etwa 90 % 
der Mitglieder. Die Kammern Rheinland Pfalz und 
Schleswig-Holstein traten nach ihrer Gründung bei; 
die Kammer der neuen Bundesländer wird sich vor-
aussichtlich im Jahre 2006 konstituieren und dann 
ebenfalls der BPtK beitreten.  

Am 15. März 2003 wählte die Vertreterversamm-
lung der Landespsychotherapeutenkammer Baden-
Württemberg ihre elf Delegierten und die persönli-
chen Stellvertreterinnen und Stellvertreter für die 
Bundesdelegiertenversammlung (s.u.). Auf dem ers-
ten deutschen Psychotherapeutentag am 17. und 18. 
Mai 2003 wurde die Bundespsychotherapeutenkam-
mer in Berlin gegründet. Der erste Vorstand der Bun-
despsychotherapeutenkammer setzte sich wie folgt 
zusammen:  

 Präsident: Detlev Kommer (Baden-Württemberg) 
 Vizepräsident: Dr. Lothar Wittmann (Niedersach-

sen)  
 Vizepräsidentin: Monika Konitzer (NRW)  
 Beisitzer: Hermann Schürmann (NRW) 
 Beisitzer: Peter Lehndorfer (Bayern) 

Nach dem Tod von Detlev Kommer und dem krank-
heitsbedingten Rücktritt von Lothar Wittmann wurde 
im Oktober 2005 von der Delegiertenversammlung 
des Deutschen Psychotherapeutentages Prof. Rainer 
Richter zum zweiten Präsidenten der BPtK sowie 
Monika Konitzer und Hans Bauer zu Vizepräsidenten 
gewählt. Herrmann Schürmann und Peter Lehndorfer 
wurden im Amt der Beisitzer bestätigt.  

Die Bundespsychotherapeutenkammer vertritt die 
Interessen der etwa 30.000 Psychologischen Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -psycho-
therapeuten in Deutschland gegenüber Politik und 
Gesellschaft. Insbesondere bei den Aufgaben, die sich 

aus der Gesetzgebung des Bundes ergeben und damit 
nicht der Zuständigkeit der Länder unterliegen, neh-
men die Vertreter der Bundespsychotherapeutenkam-
mer die Interessen der Psychotherapeuten länderüber-
greifend wahr. Dazu gehören insbesondere die Berei-
che Versorgung, Qualitätssicherung, Aus-, Fort- und 
Weiterbildung, Fragen der Bundesgesundheitspolitik, 
des Sozialrechts, des länderübergreifenden Berufs-
rechts, der Berufsordnung und der Weiterentwicklung 
der psychotherapeutischen Versorgung. Eckpunkte 
der Arbeit der BPtK wurden auf dem 1. Deutschen 
Psychotherapeutentag am 18. Mai 2003 in Berlin 
verabschiedet (vgl. Anhang 4).  

Deutscher Psychotherapeutentag  

Deutscher Psychotherapeutentag ist die Bezeichnung 
für die Sitzung der Bundesdelegiertenversammlung 
der Bundespsychotherapeutenkammer. Die Bundes-
delegiertenversammlung ist neben Vorstand und 
Ländrat Organ der Bundespsychotherapeutenkammer. 
Sie besteht aus den von den Psychotherapeutenkam-
mern der Länder nach Landesrecht bestimmten Bun-
desdelegierten (bzw. deren Stellvertretern).  

Die Geschäftsführung der Bundespsychothera-
peutenkammer lädt mindestens einmal jährlich zum 
Psychotherapeutentag ein. Darüber hinaus kann aus 
wichtigem Grund eine außerordentliche Bundesdele-
giertenversammlung vom Bundesvorstand beschlos-
sen oder von den Landeskammern bzw. den Dele-
gierten beantragt werden.  

Die Bundesdelegiertenversammlung beschließt die 
Leitlinien der Politik und die Satzung der Bundespsy-
chotherapeutenkammer sowie die Geschäftsordnung 
der Bundesdelegiertenversammlung. Sie wählt den 
Bundesvorstand, nimmt seinen Tätigkeitsbericht so-
wie die Jahresrechnung entgegen und beschließt über 
seine Entlastung. Darüber hinaus bildet die De-
legiertenversammlung einen Finanzausschuss sowie 
weitere Ausschüsse bzw. Kommissionen und wählt 
deren Mitglieder, wobei auch Experten aus den ver-
schiedenen Landeskammern wählbar sind. Zur ständi-
gen oder vorübergehenden Bearbeitung kann sie ein-
zelne Arbeitsbereiche bilden; sie beschließt den 
Haushalt, die Beitragsordnung und die Höhe des jähr-
lichen Mitgliedsbeitrags und erlässt eine Reisekosten- 
und Entschädigungsordnung. Aus ihrer Mitte wählt 
die Bundesversammlung den fünfköpfigen Bundes-
vorstand.  

Bis Ende 2005 wurden insgesamt sechs Psycho-
therapeutentage durchgeführt. Themenschwerpunkte 
waren neben der Entwicklung von Strukturen für die  
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Zusammenarbeit zwischen den Landeskammern und 
der Bundeskammer die Verabschiedung von Resolu-
tionen zu aktuellen (gesundheits-) politischen Themen 
(z.B. zur Mittelkürzung in den Länderhaushalten, zur 
Prävention psychischer Erkrankungen), die Zusam-
menarbeit mit anderen gesundheitspolitischen Gre-
mien (z.B. Wissenschaftlicher Beirat Psychotherapie, 
Gemeinsamer Bundesausschuss, Bundesgesundheits-
ministerium) oder die Entwicklung einer Musterfort-
bildungsordnung sowie einer Musterberufsordnung. 
Die Delegieren beschäftigten sich u.a. mit den The-
men Prävention und Gesundheitsförderung, Psychi-
sche Gesundheit von Kindern und Jugendlichen, Psy-
chosoziale Kompetenz bei der Behandlung chroni-
scher Erkrankungen und Verbesserung psychothera-
peutischer Angebote.    

Länderrat 

Der Länderrat hat die Aufgabe, die Interessen der 
Länderkammern in die Bundespolitik hineinzutragen 
und die Kooperation zwischen der Bundespsychothe-
rapeutenkammer und den Landespsychotherapeuten-
kammern zu gewährleisten. Sie berät weiterhin den 
Vorstand der BPtK und koordiniert die Politik der 
Länder und des Bundes. Der Länderrat setzt sich aus 
den Präsidenten der Länder bzw. deren Stellvertreter  
zusammen, wobei jede Landeskammer eine Stimme 
hat. Der Vorsitz im Länderrat wechselt jährlich unter 
den Mitgliedskammern. 

Um eine Repräsentanz der Berufsgruppe der Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten zu gewähr-
leisten, werden zwei KJP von der Delegiertenver-
sammlung auf Vorschlag der Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten gewählt, die ein Anhörungs- 
und Antragsrecht haben. 

Delegierte für die Bundespsychothe-
rapeutenkammer (BPtK) 

Die Landespsychotherapeutenkammer Baden-Würt-
temberg entsendet ihrer Mitgliederzahl entsprechend 
11 Mitglieder der Vertreterversammlung in die Dele-
giertenversammlung der BPtK. Die Satzung der BPtK 
und die Hauptsatzung der LPK-BW (Änderung vom 
07. 12. 2002) bestimmen, dass das Verhältnis von PP 
zu KJP und der Proporz der Wahlvorschläge (Fraktio-
nen) in der Vertreterversammlung der LPK bei der 
Nominierung der Kandidaten zur BPtK-Delegierten-
versammlung gegeben sein soll. In der Sitzung der 
Vertreterversammlung am 15.03.2003 wurden als 
Delegierten der LPK-BW gewählt: Prof. Dr. W. Bon-
gartz, Dr. A. Cavicchioli, Prof. Dr. T. Fydrich, M. 
Klett, D. Kommer † (Nachfolgerin: S. Schäfer), Dr. 
D. Munz, T. Raymann, M. Reisch, Prof. Dr. D. Re-
venstorf, M. de Brito Santos-Dodt und S. Schmieder. 

Mitarbeit von LPK-Vertretern in 
den Ausschüssen der Bundespsycho-
therapeutenkammer 

Bei der Wahl der Ausschüsse der BPtK wurden aus 
Baden-Württemberg einige Kammermitglieder ge-
wählt, in den Ausschuss Psychotherapie in Institutio-
nen Roland Straub, in den Ausschuss Qualitätssiche-
rung Hildegard Horn und Thomas Fydrich, in den 
Ausschuss Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 
Trudi Raymann und in den Ausschuss Aus- Fort- und 
Weiterbildung Martin Klett. Im Finanzausschuss 
wurde Baden-Württemberg durch T. Fydrich vertre-
ten. 

Öffentlichkeitsarbeit  

Die Landespsychotherapeutentage – 
Forum für Psychotherapie 

Der 1. Landespsychotherapeutentag fand am 
21.09.2003 in Stuttgart statt. Etwa 600 Kolleginnen 
und Kollegen, eine größere Zahl von Gästen sowie 
eine Reihe von namhaften Referenten folgten der 
Einladung der Kammer nach Stuttgart (vgl. Abb. 5).  

Das wissenschaftliche Programm begann nach ei-
ner Eröffnungsrede des Kammerpräsidenten Detlev 
Kommer und Grußworten von Vertretern des Sozial-
ministeriums, der Stadt Stuttgart und der Landesärz-
tekammer, sowie des Präsidenten der Landeszahn-
ärztekammer und zweier Abgeordneter des Landtags 
von Baden-Württemberg.  

Unter dem Leitthema "Psychotherapie bei körper-
licher Erkrankung" zeigte der Landespsychothera-
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peutentag, welche umfassenden Kompetenzen Psy-
chotherapeuten bei der (Mit-) Behandlung von Perso-
nen mit (primär) somatischen Erkrankungen haben. In 
den Plenarvorträgen von Prof. Dr. Bernhard Strauß 
(Jena), Prof. Dr. Dr. Hermann Faller (Würzburg) und 
Prof. Dr. Herta Flor (Mannheim) wurde die Bedeu-
tung psychotherapeutischer Behandlung bei körperli-
chen, vor allem chronischen Erkrankungen als wichti-
ger und evidenzbasierter Gegenstand psychotherapeu-
tischer (Mit-) Behandlung hervorgehoben. Dargestellt 
wurde dies besonders am Beispiel der effektiven psy-
chotherapeutischen Behandlung bei Krebserkran-
kungen und bei chronischen Schmerzen.  

Betont wurde weiterhin die vernachlässigte Betei-
ligung von Psychologischen Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten in Di-
sease Management Programmen. Im Rahmen der 
Podiumsdiskussion bezogen Vertreter aus der Praxis, 
der Gesundheitspolitik, von Krankenkassen und der 
Kassenärztlichen Vereinigung Stellung zur Frage: 
"Disease Management Programme ohne Einbezie-
hung psychologisch-psychotherapeutischer Fachkom-
petenzen - Ein Beitrag zur Qualitätsverbesserung?".  

Neben dem Dialog von Teilnehmern mit Mitglie-
dern der Ausschüsse fanden verschiedene Workshops 
zur Praxisorganisation, zur Gebührenordnung für 
Psychotherapeuten (GOP), zu individuellen Gesund-
heitsleistungen (IGeL) und zur wirtschaftlichen Sta-
bilisierung der Vertragspraxis statt. Großes Interesse 
fanden die Foren "Psychotherapie im Dialog", in de-
nen zu verschiedenen Themenbereichen Vertreter 
verschiedener Therapieverfahren praxisorientierte 
Modell- und Falldarstellungen zur Diskussion stellten.  

Der 2. Landespsychotherapeutentag am 9. Juli 
2005 in Stuttgart stand unter dem Motto „Prävention 

tut Not. Förderung psychischer Gesundheit – Präven-
tion psychischer Störungen“. Auch diese Veranstal-
tung war mit fast 500 Teilnehmern sehr gut besucht. 
Sozialminister Renner sprach ein Grußwort. In den 
Beiträgen wurde verdeutlicht, dass Prävention eine 
wichtige Aufgabe ist, zu der Psychotherapeuten mit 
ihrer Kompetenz und mit ihrem Wissen aus den 
Grundberufen der Psychologie und der Pädagogik 
beitragen können. Dies unterstreicht auch die Not-
wendigkeit der Einbeziehung psychotherapeutischer 
Kompetenzen bei Präventionsprojekten.  

Das Vortragsprogramm des Vormittags eröffnete 
Prof. Dr. Bernd Röhrle mit einem Überblick zur Prä-
ventionsforschung auf nationaler und internationaler 
Ebene und verdeutlichte damit den hohen Stellenwert 
psychologisch-psychotherapeutischer Interventionen 
in der Prävention. Konkrete Beispiele für das 
Leistungs- und Innovationspotential der psychologi-
schen Heilkunde in der Prävention und Gesundheits-
förderung stellten die nachfolgenden Referentinnen 
mit ihren Projekten zu  verschiedenen Alterstufen, 
dem Kleinkindalter, der Adoleszenz und Pubertät 
sowie dem Alter, vor. Dr. Ute Ziegenhain, Universität 
Ulm, erläuterte wichtige Folgerungen aus der Bin-
dungsforschung für die frühkindliche Entwicklung 
psychischer Gesundheit. Die Beauftragte für Frauen-
gesundheit der Stadt Wien, Prof. Dr. Beate Wimmer-
Puchinger, berichtete über die Einrichtung von nie-
derschwelligen Angeboten für junge Frauen mit Ess-
störungen. Die Notwendigkeit sowohl der Vermei-
dung als auch Verbesserung des Umgangs mit psychi-
schen Erkrankungen im höheren Alter stellte Dr. 
Christina Ding-Greiner, Universität Heidelberg, dar 
und betonte die hohe gesellschaftliche Relevanz die-
ser immer größer werdenden Bevölkerungsgruppe.  

Abb. 5: 1. Landespsychotherapeutentag – Blick ins 
Forum 

In der sich anschließenden Podiumsdiskussion mit 
Vertretern aus Politik und Gesundheitssystem wurde 
von allen Beteiligten die Bedeutung der Prävention 
psychischer Störungen, besonders aber die psychische 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen als vorran-
giges Präventionsziel bekräftigt. Es wurde betont, 
dass psychotherapeutisches Fachwissen stärker als 
bislang in die Planung von Präventionsprojekten ein-
bezogen und mit der Forderung verbunden werden 
muss, einer Stigmatisierung von psychischen Erkran-
kungen entgegen zu wirken und für die Akzeptanz der 
Psychotherapie im Gesundheitssystem zu werben. 
Deutlich wurde auch, dass zur Finanzierung von Prä-
vention nur sehr begrenzt Mittel zur Verfügung ste-
hen, so dass verschiedene Präventionsschwerpunkte 
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miteinander um die Finanzierung konkurrieren wer-
den. Umso wichtiger wird es, auf gute Koordination 
und Vernetzungen hinzuarbeiten. 

Das Nachmittagsprogramm bot mit insgesamt 7 
Workshops Gelegenheit zum vertieften Kennenlernen 
themen- und zielgruppenspezifischer Präventionspro-
jekte. Themenbereiche waren die Förderung der Er-
ziehungskompetenz von Eltern, die Frühprävention 
bei Säuglingen, Klein- und Kindergartenkindern, die 
Prävention von Sucht und Gewalt bei Jugendlichen, 
die Förderung psychischer Gesundheit am Arbeits-
platz und die Verbesserung der Einstellung zum eige-
nen Körper bei psychisch und körperlich Erkrankten.   

Der 3. Landespsychotherapeutentag wird entspre-
chend seinem 2-jährigen Turnus im Sommer 2007 
stattfinden. 

Das Psychotherapeutenjournal – 
Fachliche und wissenschaftliche 
Präsenz der Psychotherapeuten-
kammern 

Ende 2002 wurde ein weiterer Meilenstein für Ver-
tretung der Psychologischen Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichentherapeuten auf den Weg 
gebracht: Es erschien die Erstausgabe des Psychothe-
rapeutenjournals als gemeinsame Fachzeitschrift der 
zu diesem Zeitpunkt bereits konstituierten Länder-
kammern Baden-Württemberg, Bremen, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz.  

Wie die Herausgeber Monika Konitzer, Detlev 
Kommer, Karlheinz Schrömgens, Jürgen Hardt, Lo-
thar Wittmann und Alfred Kappauf in ihrem Editorial 
formulierten, informiert das Journal die Kammermit-
glieder aktuell über gesundheits- und gesellschaftspo-
litisch relevante Fragen. Darüber hinaus bietet es ein 
Forum, in dem die fachlichen Fragen der Ausbildung 
und der Entwicklung des Berufs sowie aktuelle The-
men der psychotherapeutischen Versorgung darge-
stellt und diskutiert werden können. Das Psychothera-
peutenjournal berichtet regelmäßig über rechtliche 
und wirtschaftliche Veränderungen, die bei der Be-
rufsausübung zu beachten sind. Nicht zuletzt wird mit 
dem Journal die Tätigkeit der Kammer transparenter 
gemacht und es wurde ein Publikationsorgan für die 
amtlichen Mitteilungen der Kammern geschaffen. 
Inzwischen sind auch die weiteren, seit Ende 2002 

neu konstituierten Kammern (Landespsychothera-
peutenkammern Berlin, Bayern, Hamburg, Schleswig-
Holstein, Saarland, Bundespsychotherapeutenkam-
mer) dem Herausgeberkreis des Journals beigetreten.  

Das Psychotherapeutenjournal erscheint vier mal 
jährlich, 2006 im vierten vollen Jahrgang und wird an 
die bundesweit etwa 30.000 Kammermitglieder kos-
tenlos versendet. Das Abonnement des Journals ist 
durch den jeweiligen Mitgliedsbeitrag der Landes-
kammern abgedeckt.  

Abb. 6: Erstausgabe des Psychotherapeutenjournals 
Ende 2002

Entsprechend der Zielsetzung gliedert sich das Journal 
jeweils in zwei Teile. Zum einen ein allgemeiner Teil, 
in dem Beiträge zu gesundheitspolitischen, fachlichen 
und rechtlichen Fragestellungen stehen und der von 
einem überregionalen kammerübergreifenden Redak-
tionsbeirat betreut wird und zum andern die regiona-
len Teile, in denen spezifische Informationen aus den 
einzelnen Landeskammern oder der Bun-
despsychotherapeutenkammer publiziert werden.  

Die Erstausgabe des Journals (vgl. Abb. 6) deckt 
das beschriebene inhaltliche Spektrum beispielgebend 
ab. In ihr berichteten Hans-Ullrich Wittchen und 
Frank Jacobi aktuelle epidemiologische Befunde zur 
Prävalenz psychischer Störungen in der Allgemeinbe-
völkerung. Die Studie macht deutlich, dass die psy-
chotherapeutische Versorgung in Deutschland in 
vielen Regionen keineswegs als ausreichend bezeich-
net werden kann. Ute Sonntag führte in das Konzept 
des „Gender Mainstreaming“ ein, das europaweit zu 
einem Abbau der geschlechtsrollenbedingten Un-
gleichheiten in verschienenden Gesellschaftsberei-
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Als weiterer Service wurde im November 2002 
eine Seite mit den Internetverbindungen zu Fachzeit-
schriften mit frei zugänglichen Abstracts oder Inhalts-
verzeichnissen zur Verfügung gestellt. Diese Liste ist 
vor allem hilfreich bei der Literaturrecherche bzw. für 
einen aktuellen Zeitschriftenüberblick.  

chen beitragen soll. Detlev Kommer und Lothar 
Wittmann beschrieben in ihrem Weg weisenden Bei-
trag “Auf dem Weg zu einer Bundespsychotherapeu-
tenkammer“ die historischen Ausgangspunkte und 
programmatischen Perspektiven der Professionalisie-
rung von  Psychotherapie. Unter der Überschrift „Al-
les was Recht ist“ gab Hartmut Gerlach, Justitiar der 
Landespsychotherapeutenkammer Baden-Würt-
temberg, erstmals  praxisrelevante Rechtshinweise; 
eine Rubrik, die wegen ihrer Bedeutung für die All-
tagspraxis, aber auch wegen ihres Erfolgs im Psy-
chotherapeutenjournal „in Serie“ ging und fortlaufend 
erscheint. 

Ebenfalls im November 2002 wurde der Psycho-
therapeutensuchdienst Baden-Württemberg einge-
richtet (s.u.). Zu einem weiteren deutlichen Anstieg 
der Besucherzahlen auf www.lpk-bw.de führte die 
Breitstellung der Unterlagen für die akkreditierte 
Fortbildung auf der Website ab ca. Oktober 2004. Im 
Jahr 2005 konnten ca. 60.000 Zugriffe jährlich ver-
zeichnet werden, Tendenz deutlich steigend (vgl. 
Abb. 7) 

Mit der ersten Herausgabe des Psychotherapeu-
tenjournals wurde ein zentrales Ziel des Gründungs-
präsidenten der Landespsychotherapeutenkammer, 
Detlev Kommer realisiert. Die Redaktion des Journals 
lag von 2002 bis Mitte 2005 in der Federführung der 
Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württem-
berg, die Redaktionsleitung hatte Dr. Barbara Ripper. 
Ab Juni 2006 wurde die Federführung an die Landes-
psychotherapeutenkammer Bayern weitergegeben. 
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Abb. 7: Jährliche Zugriffe auf die Homepage der Kam-
mer 2001 bis 2005

Internetpräsenz der Kammer  

„www.lpk-bw.de - Unter dieser Adresse ist die Lan-
despsychotherapeutenkammer BW seit heute im In-
ternet erreichbar“. Mit dieser kurzen Meldung stellte 
sich am 7. Mai 2001 die Homepage der Kammer vor. 
Bereits in den ersten beiden Monaten (Mai und Juni 
2001) konnte die Website schon von einer guten Re-
sonanz berichten, sie wurde insgesamt 1.228 mal 
besucht; bis Ende 2001 wurden über 6.000 Besuche 
gezählt (etwa 750 pro Monat). 

Verschiedene Inhalte der Website, z.B. die Patien-
teninformationen und die Links, wurden von anderen 
Kammern, teils mit, teils ohne ausdrückliche Nach-
frage, übernommen. Auch der Psychotherapeuten-
suchdienst wurde von anderen Kammern übernom-
men; zunächst von der nordrhein-westfälischen 
Kammer, dann auch, in einer vom Autor des Such-
dienstes, LPK-Webmaster Dipl. Psych. H. Metsch 
erweiterten und verbesserten Version, von den Psy-
chotherapeutenkammern Hamburg, Bremen, Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein (www.psych-
info.de).  

Etwa ein Jahr später, am 8. März 2002 erschien 
die Kammerseite in neuem Gewand. Neue Rubriken 
kamen dazu, z.B. waren alle Ausschüsse jetzt nun 
über eine eigene, password-geschützte Seite erreich-
bar. Außerdem wurden Seiten für Anzeigen, Informa-
tionen für Patienten, Ankündigungen von Kongressen 
/ Veranstaltungen und noch einiges mehr eingerichtet.  

 

 
Ab September 2002 wurde eine Co-Domain sowie 
neue E-mail-Adressen eingerichtet. Ab diesem Zeit-
punkt war die Kammer neben der bisherigen Internet-
adresse auch über www.psychotherapeuten-kammer-
b-w.de erreichbar.  
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Leistungen für Patienten 

Psychotherapeutensuche 

Der Ende 2002 auf der Internetseite Kammer einge-
richtete Suchdienst nach Psychologischen Psychothe-
rapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten in Baden-Württemberg stellt sowohl für Pati-
enten als auch (überweisende) Kollegen eine wert-
volle Hilfe dar. Hierzu wurde für die Mitglieder, die 
eine Eintragung in der Datenbank wünschten, ein 
Fragebogen für die notwendigen Angaben zur An-
meldung auf die Seite gestellt. Der Suchdienst erlaubt 
im Gegensatz zu anderen Suchmaschinen eine aus-
führlichere Darstellung der jeweiligen Praxis und 
umfasst auch private Leistungsangebote und Speziali-
sierungen. Patientinnen und Patienten können an 
Hand von entsprechenden Suchkriterien die Auswahl 
der in Frage kommenden TherapeutInnen zielgenau 
bestimmen. So kann z.B. nach Psychotherapeuten in 
Wohnortnähe oder jenen, die Psychotherapie in der 
Muttersprache des Patienten anbieten gesucht werden 
oder nach der Erreichbarkeit der Praxen mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln oder nach Praxen mit 
einem behindertengerechten Zugang erfragt werden. 
Potentiellen Patienten wird so die Suche nach einem 
geeigneten Psychotherapeuten erleichtert. Bis Mitte 
2003 hatten sich bereits etwa die Hälfte der niederge-
lassenen Kolleginnen und Kollegen der Kammer 
registrieren lassen, inzwischen sind es ca. 70%.  

 

Beschwerdenmanagement 

Schon kurze Zeit nach ihrer Gründung wurde die 
Kammer Adressat von Beschwerden von Patienten 
und teilweise auch von Kollegen – ein Grund mehr, 
das Beschwerdenmanagement rasch zu regeln und die 
Berufsgerichtsbarkeit zügig aufzubauen. Im Berichts-
zeitraum wurden insgesamt 111 Beschwerden einge-
legt. Davon sind 56 bereits abgeschlossen, sei es 
durch Belehrung, Zurückweisung oder Abgabe an den 
zuständigen Kammeranwalt - in Einzelfällen auch an 
die zuständige Staatsanwaltschaft. 55 Verfahren sind 
derzeit noch in Bearbeitung; die Ermittlungen sind 
entweder noch nicht abgeschlossen, oder der zustän-
dige Kammeranwalt hat noch keine Entscheidung 
getroffen. V.a. folgende Verstöße wurden im Be-
richtszeitraum gerügt: Verletzung der Schweige-
pflicht, Verstöße gegen den Titelschutz, fachlich 
unqualifizierte Gutachten für (Familien-) Gerichte, 
Verstöße gegen das Heilpraktikergesetz oder das 
Psychotherapeutengesetz (PsychThG), Ausnutzung 
von Patientenabhängigkeit, unprofessionelles Verhal-
ten, unkorrekte Abrechnungen, nicht autorisierte Wei-
tergabe von personenbezogenen Daten/Sozialdaten, 
sexuelle Belästigung von Patienten und Missachtung 
des Abstinenzgebots, zweifelhafte Geschäftsprakti-
ken, Beleidigung von Patienten, Verstöße gegen das 
Privatabrechnungsverbot bei Kassenpatienten, unlau-
terer Wettbewerb, Behandlung von Minderjährigen 
ohne Zustimmung beider Elternteile, obgleich beide 
das Sorgerecht hatten. In einem Beschwerdefall fand 
ein Vermittlungsgespräch in der Kammergeschäfts-
stelle statt. 

Mitgliederservice 

Kammermitglieder in Zahlen 

Die Landespsychotherapeutenkammer hat aktuell 
3.978 Mitglieder (2.426 Frauen, 1.552 Männer; Stand 
Dezember 2005). Davon sind  
 2912 approbiert als Psychologische Psychothera-

peutinnen und –therapeuten, 
 730 approbiert als Kinder- und Jugendlichenpsy-

chotherapeutinnen und –therapeuten und  
 336 doppelt approbiert. 

31,3% der Mitglieder sind an einer Beratungsstelle, 
einer Klinik oder einer anderen Institution angestellt, 
43,6% in eigener Praxis oder Praxisgemeinschaft 
niedergelassen und 11,9% beides. Lediglich 1,7% 
arbeiten in einem Beamtenverhältnis (u.a. Beratung, 
Bildungswesen). Die restlichen 10,8% sind berentet, 
in Elternzeit, arbeitslos, in anderer Form freiberuflich 
oder gehen keiner psychotherapeutischen Tätigkeit 
nach. Eine Übersicht über die Mitgliederentwicklung 
im Jahresverlauf gibt Abb. 8. 
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Rechtsservice 

Der Justiziar der Landespsychotherapeutenkammer 
sah es von Anfang als eine seiner Aufgaben an, mög-
lichst informative und praxisnahe Artikel für das 
Psychotherapeutenjournal (PTJ) und damit für Kam-
mermitglieder zu liefern. In allen bislang erschiene-
nen Ausgaben des PTJ finden sich seine Artikel unter 
der Rubrik „Recht: Aktuell – Praxistipps – Hinweis – 
Informationen“. Nachfolgend eine Titelauswahl (vgl. 
Literaturverzeichnis): 

 „BAT-Recht: Die Approbation – Sprungbrett für 
eine Höhergruppierung?“ (PTJ 3/2003, 4/2003, 
1/2004),  

 „Recht fragwürdig:  Hilfe bei Gutachterantrag 
zuverlässig und qualifiziert …“ (PTJ 2/2004),  

 „Datenschutz? Kein Problem, wir ignorieren ihn 
einfach….“ (PTJ 3/2004),  

 „Datenschutz: Übermitteln – der gefährlichste 
Vorgang“ (PTJ 4/2004),  

 „Datenschutz – der geht auch Sie an!“ (PTJ 
1/2005),  

 „Aus dem Gerichtssaal: Sexuelle Kontakte nach 
Therapieende bleiben straffrei – Recht lücken-
haft: Was lässt das Strafrecht vom Abstinenzge-
bot übrig?“ (PTJ  2/2005),  

 „Fluchthilfen aus den Kammerbeiträgen? Eine 
kursorische Übersicht zur Rechtsprechung“ (PTJ 
3/2005),  

 „Ende der Abstinenz nach Therapieabschluss? 
Ein Diskurs und ein Plädoyer“ (PTJ 4/2005).  

Schließlich sei auf seine weitere Rubrik hingewiesen: 
„Ganz Recht: Wissen Sie eigentlich, dass …“. In ihr 
finden sich namentlich aktuelle Hinweise und Tipps, 
Warnungen oder Kurzberichte von Urteilen mit Bezug 
zur Psychotherapie, um die Psychotherapeuten/innen 
zeitnah zu informieren und auf aktuelle Entwicklun-
gen hinzuweisen.  

Mitgliederrundbriefe 

Über die gesamte 1. Amtsperiode hinweg wurden die 
Kammermitglieder immer wieder durch Mitglieder-
rundbriefe über aktuelle Entwicklungen informiert 
oder um Mitarbeit bei Erhebungen bzw. Befragungen 
gebeten. Vor allem in der Zeit vor der Herausgabe des 
Psychotherapeutenjournals waren Mitgliederrund-
briefe die einzige Möglichkeit des Vorstandes, über 
aktuelle Entwicklungen der Kammerarbeit zu infor-
mieren. Eine Übersicht über die versandten Mitglie-
derrundbriefe gibt Tab. 1.  

Tab. 1 Mitgliederrundbriefe der Kammer 2001-2005 

Datum Inhalt 
06.2001 1. Mitgliederrundschreiben zur Melde- und 

Umlageordnung, Beitragstabelle 
08.2001 2. Mitgliederrundschreiben und Wahlaufruf zur 

ersten Kammerwahl inkl. Wahlordnung 

08.2003 Informationen zur Wahl der ersten Vertreter-
versammlung 

09.2004 Wahl zur 1. Vertreterversammlung – Ergän-
zungen zum Wahlaufruf 

11.2001 Ergebnisse der Wahl zur 1. Vertreterver-
sammlung am 31.10.2001 (Mitteilung des 
Wahlergebnisses) 

05.2002 Mitgliederrundbrief über Wahl des Vorstands 
und der Ausschüsse, Gemeinsamer Beirat 
LÄK-LPK, Kammeragenda 2002, Kammer-
haushalt etc.  

04.2003 Mitgliederumfrage zur Notfallpsychotherapie, 
Psychotraumatologie und Psychoonkologie 

02.2003 Einladung zum Landespsychotherapeutentag 
am 21.September 2003 

04.2003 
 

Entwicklung weiterer Serviceangebote, Frage-
bogen zur Erfassung von Qualifikationen und 
Fortbildungsinteressen 

03.2004 Ausschuss Psychotherapie in Institutionen, 
Fragebogen für PP und KJP in Institutionen  

05.2004 Befragung Methoden der Qualitätssicherung in 
der Psychotherapie 

09.2005 Informationen zur Fortbildungspflicht  
12.2004 Beschlüsse der Vertreterversammlung vom 

27.11.2004 
01.2005 Flutkatastrophe / Psychotherapeutische So-

forthilfe, Befragung zu Erfahrungen in der 
psychotherapeutischen Versorgung traumati-
sierter PatientInnen 

03.2005 Einführung Berufsordnung: Veranstaltungs-
termine 

04.2005 Einführung Berufsordnung: Weitere Veran-
staltungstermine 

04.2005 Landespsychotherapeutentag 2005, Einladung 
mit Flyer 

07.2005 Informationen zur Wahl der zweiten Vertreter-
versammlung 
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Abb. 8: an den jeweiligen Stichpunkttagen (31. Dezem-
ber) gemeldete Mitglieder der Kammer 2001 bis 2005 
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Mitgliederumfragen 

Im Berichtszeitraum wurden vom Vorstand bzw. von 
den Ausschüssen eine Reihe von Mitgliederumfragen 
durchgeführt, deren Ergebnisse z.T. in den Abschnit-
ten zu den Ergebnissen der Gremienarbeit bzw. in den 
Anhängen dargestellt sind.  

Umfrage Psychotherapie in Institutionen 
Um die Belange der in Baden-Württemberg in Insti-
tutionen arbeitenden PP und KJP effizienter vertreten 
zu können, wurde vom Ausschuss PTI im Jahr 2004 
eine Befragung durchgeführt. Hierzu wurden alle in 
Kliniken, Beratungsstellen und anderen Institutionen 
Baden-Württembergs arbeitenden Kammermitglieder 
angeschrieben. Die Ergebnisse wurde in Heft 2/2005 
des Psychotherapeutenjournals veröffentlicht (Straub 
et al. 2005; vgl. auch Kap. Ausschuss Psychotherapie 
in Institutionen und Anhang 5).  

Umfrage zur Umsetzung bzw. zum Stand 
von QS/QM 
Im Frühjahr 2004 wurde von der Kammer unter Fe-
derführung des Ausschusses Qualitätssicherung eine 
Umfrage zu Umsetzung und Stand von Maßnahmen 
der Qualitätssicherung bzw. des Qualitätsmanage-
ments in den Arbeitsfeldern der Kammermitglieder 
durchgeführt. Mit der Befragung liegt erstmals eine 
umfassende Bestandaufnahme zum Thema QS/QM 
vor. Erste Ergebnisse wurden ebenfalls im Psychothe-
rapeutenjournal publiziert (Seeger et. al., 2005), eine 
Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse findet 
sich in Anhang 2. 

Umfrage zu den Tätigkeitsfeldern Notfall-
psychotherapie, Psychotraumatologie und 
Psychoonkologie 
Anfang April 2003 wurde eine Umfrage zu den Tätig-
keitsfeldern Notfallpsychotherapie, Psychotraumato-
logie und Psychoonkologie an die Mitglieder ver-
sandt. Da der Katastrophenplan des Landes Baden-
Württemberg bislang die Berufsgruppen der PP und 
KJP nicht mit einbezieht, sollte den relevanten Stellen 
des Landes deren psychologisch-psychotherapeuti-
sche Kompetenz für die Notfall-Versorgung ver-
deutlicht werden. Einschlägig qualifizierte Mitglieder 
der Kammer konnten durch die Rückmeldung in ein 
Notfall-Versorgungsnetz integriert werden. Auch im 
Bereich der Psychoonkologie konnte durch diese 
Erhebung das Fachwissen und die spezifischen Quali-

fikationen entsprechend ausgebildeter Mitglieder 
Berücksichtigung finden. Dies war zunächst vor allem 
im Kontext mit Verträgen zu Disease-Management-
Programmen (DMP) bei Brustkrebserkrankungen 
(Mammakarzinom) wichtig. Mit der Erhebung wur-
den fundierte Informationen über vorhandene Qualifi-
kationen sowie die örtliche Verfügbarkeit und Res-
sourcen von ca. 800 Kammermitglieder zusammenge-
stellt. 

deNIS-Umfrage 
Anfang 2004 wurden die Kammermitglieder um ihr 
Einverständnis gebeten, dass ihre Daten im Deutschen 
Notfallvorsorge-Informationssystem (deNIS) zentral 
erfasst werden. Das System deNIS wird bei größeren 
Katastrophen herangezogen, um schnell und nahe am 
Unglücksort Hilfskräfte verschiedener Berufsgruppen 
einsetzen zu können. Die Berücksichtigung der fach-
lichen Kompetenz von Psychotherapeuten (neben der 
von Ärzten, Rotem Kreuz und anderen Hilfskräften) 
ist auch ein bedeutsames politisches Signal. Psycho-
therapeuten sind ebenso wie Ärzte verpflichtet, im 
Rahmen ihres Fachgebietes und ihrer Möglichkeiten 
in Notfällen unmittelbar Hilfe zu leisten.  

NOAH-Umfrage 
Anlässlich der Tsunami-Katastrophe in Südostasien 
wurde erneut eine Umfrage bei den Kammermitglie-
dern  durchgeführt, um die Vermittlung erforderlicher 
Psychotherapieplätze über die staatliche Koordinie-
rungsstelle Nachsorge-Opfer- und -Angehörigen-Hilfe 
(NOAH) auch in Baden-Württemberg zu gewährleis-
ten. Hier zeigte sich die Bundespsychotherapeuten-
kammer in Kooperation mit den Landespsychothera-
peutenkammern als politisch handlungsfähiger und 
zuverlässiger Akteur. Die Verfügbarkeit von Psycho-
therapeutenlisten in der Kammer, auf die in ver-
gleichbaren Anlässen zurückgegriffen werden kann, 
ist eine zentrale Weichenstellung für die Notfallpsy-
chotherapie in Baden-Württemberg.   

„Tour de Ländle“ zur Berufsord-
nung 

Seit Inkrafttreten der Berufsordnung am 25. März 
2005 hat der Vorstand zur Information der Mitglieder 
im Sommer 2005 insgesamt zehn Einführungsveran-
staltungen zur Berufsordnung (BO) an verschiedenen 
Orten in Baden-Württemberg durchgeführt. Daran 
beteiligt waren auch die Mitglieder des Berufsord-
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nungsausschusses (Siegfried Schmieder, Kristiane 
Göpel, Klaus Häberle) sowie zwei Vertreter des Aus-
schusses Psychotherapie in Institutionen (Roland 
Straub, Andreas Schale). Die Veranstaltungen fanden 
mit insgesamt mehr als 1.100 Teilnehmern eine au-
ßerordentlich große Resonanz. Das Programm glie-
derte sich wie folgt: 

1. Allgemeine Einführung mit Erläuterungen zum 
Entstehungsprozess und Überblick über Struktur und 
Funktionen der BO mit den Aspekten 

 Klärung der Berufsaufassung 
 Standardsetzung für eine „gute Praxis“ 
 Verpflichtung für das Allgemeinwohl 
 Festlegung von Patientenrechten 
 Normsetzung zur Gewährleistung der Berufsauf-

sicht 
 Orientierungsfunktion für das Sozialrecht 

2. Diskussion in drei Foren zu den spezifischen Fra-
gen und Anliegen nach Schwerpunkt der Berufsaus-
übung: a) in angestellter/ verbeamteter Beschäftigung, 
b) in der Niederlassung und c) im Tätigkeitsbereich 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie. 

3. Abschlussrunde mit Raum für Fragen und Wünsche 
an die Kammer sowie Vorstellung des Konzepts der 
Psychotherapeutenschaften.  

Die Veranstaltungen machten deutlich, wie wich-
tig es ist, vor Ort mit Kammermitgliedern sowohl 
Schwierigkeiten in den einzelnen Arbeitsfeldern als 
auch Unmut über so manche Regelungen der Kammer 
zu diskutieren. „Überregulierung“ war ein Stichwort, 
mit dem der Kammervorstand oft konfrontiert wurde. 
Dabei zeigte sich, dass vielen Mitgliedern die gesetz-
lichen Vorgaben der Kammerarbeit, etwa die Rege-
lungen des HeilberufeKammergesetzes oder z.B. auch 
die Regelungen des Gesundheitsmodernisierungsge-
setzes mit der Konsequenz der Fortbildungsverpflich-
tung nicht hinreichend bekannt waren. Auch bzgl. der 
Rechte und Pflichten in der Berufsausübung, wie sie 
in der neuen Berufsordnung definiert sind, gab es rege 
Diskussionen. Dabei standen Fragen zur Schweige-
pflicht, Dokumentation, Auskunft und Datenschutz 
und zur Abstinenz, aber auch Fragen bezüglich der 
Verbindlichkeit der Berufsordnung und nach mögli-
chen Sanktionen bei Verstößen im Mittelpunkt. 

Der Vorstand und die an der Durchführung betei-
ligten Ausschussmitglieder waren in der Folge mit der 
Ausarbeitung von Erläuterungen zur Berufsordnung 
befasst, die allen Kammermitgliedern auf der Home-
page zugänglich sind. Weitere Ausarbeitungen zu 
rechtlichen Fragen sowie zum Beispiel auch Muster-
formulare für die Praxis werden von dem Berufsord-
nungsausschuss der zweiten Amtsperiode zu erwarten 

sein. Ebenso werden auch in Zukunft Informations-
veranstaltungen zur Berufsordnung und zu weiteren 
aktuellen Themen im Land angeboten werden.    

Versorgungswerk der Psychothera-
peuten 

Dem Vorstand war es ein wichtiges Anliegen, insbe-
sondere für die freiberuflich arbeitenden Kolleginnen 
und Kollegen eine Regelung für die Altersvorsorge in 
Form eines Psychotherapeuten-Versorgungswerkes zu 
ermöglichen. Dabei sollten gleichzeitig Regelungen 
für die Versorgung von Hinterbliebenen und für eine 
Absicherung den Fall einer Berufsunfähigkeit getrof-
fen werden; Leistungen, die auch für angestellte Mit-
glieder interessant ist. Zahlreiche Mitgliedernach-
fragen belegen, wie stark das Interesse an einem be-
rufsständischen Versorgungswerk ist.  

Zunächst waren Gespräche mit dem Sozialminis-
terium erforderlich, um die rechtlichen Voraussetzun-
gen für die Konkretisierung eines Versorgungswerks 
zu klären und an einer möglichst raschen Umsetzung 
mitzuwirken. Nachdem das Sozialministerium sich 
aus Gründen der Wirtschaftlichkeit gegen ein eigen-
ständiges Versorgungswerk nur für Baden-
Württemberg und für einen Länder übergreifenden 
Zusammenschluss ausgesprochen hatte, war es Auf-
gabe des Vorstandes, mit verschiedenen Versor-
gungswerken Kontakt aufzunehmen und über die 
unterschiedlichen Konzepte und Hintergründe der 
verschiedenen Versorgungswerke zu informieren. Da 
die vom Vorstand präferierte Lösung - der Anschluss 
an das Versorgungswerk der Ärzte in Baden-Würt-
temberg – nicht realisierbar war, wurden mit den 
Kammern Hessen, Rheinland-Pfalz und Bayern die 
Möglichkeiten für eine „südwestdeutsche Lösung“ 
erörtert. Dem standen Angebote gegenüber, dem 
Psychotherapeutenversorgungswerk  der Kammer 
Niedersachsens oder dem Versorgungswerk der Psy-
chotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen bei-
zutreten oder sich an die Bayrische Versorgungs-
kammer anzugliedern. Für die Abwägung der Mög-
lichkeiten bedurfte es einer vergleichenden Analyse 
der in Frage kommenden Satzungen einschließlich der 
Versicherungsleistungen mit dem zugrunde liegenden 
Berechnungsverfahren. Ebenso mussten die rechtli-
chen Voraussetzungen für eine paritätische Mitbe-
stimmung aller beteiligten Länder geklärt werden.  

Nach etwa zweijähriger Vorbereitungsphase be-
schloss die Vertreterversammlung (VV) am 27. No-
vember 2004 den Beitritt zum Versorgungswerk der 
Kammer in Nordrhein-Westfalen (NRW). Zwischen 
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den beiden Ländern laufen derzeit die notwendigen 
Aktivitäten zur Unterzeichnung eines Staatsvertrags. 
Mit der Unterzeichnung ist im laufenden Jahr zu 
rechnen. Für die Kammermitglieder in Baden-
Württemberg bedeutet dies, dass sie voraussichtlich 
ab Januar 2007 dem Versorgungswerk beitreten kön-
nen. Unsere Mitglieder werden rechtzeitig über die 
Details hierzu informiert werden.  

Fortbildungsmanagement, Akkredi-
tierungen, Fortbildungskonto 

Bis Ende 2005 wurden 2.521 Anträge auf Akkreditie-
rung abschließend bearbeitet. Dies entspricht – nach 
Aufbau entsprechender Arbeitsroutinen – einem mo-
natlichen Umfang zwischen 150 und 200 Anträgen. 
Im ersten Jahr des Auf- und Ausbaus des Fortbil-
dungsmanagements gab es unerwünscht lange Warte-
zeiten bei der Bearbeitung von Anträgen auf Akkre-
ditierung. Folgende Ziele wurden umgesetzt:  

 Vereinfachungen des Akkreditierungsverfahrens 
durch kürzere und spezifischere Antragsformu-
lare und durch eine weitere Verbesserung der Ab-
läufe. 

 Klärung und  Differenzierung der Entscheidungs-
kriterien  für die verschiedenen Bereiche. 

 Vorbereitung von Durchführungsbestimmungen. 

Auf der Agenda steht nun die Entwicklung und Ein-
führung einer integrierten EDV-Softwarelösung für 
das Fortbildungsmanagement, welches bis Ende 2006 
einsatzfähig sein soll. Es wird dann möglich sein, den 
Mitgliedern das Führen eines individuellen Fortbil-
dungskontos anzubieten und  in einem Fortbildungs-
kalender die akkreditierte Fortbildungsveranstaltun-
gen sowie die Liste der anerkannten Supervisoren und 
Selbtserfahrungsleiter auf der Homepage der Kammer 
zu veröffentlichen.   

Die Fortbildungsordnung definiert die anerken-
nungsfähigen Fortbildungsinhalte, die  sich auf min-
destens einen der folgenden Themenbereiche bezie-
hen:  

1. Forschungsergebnisse zur Epidemiologie, Ätiolo-
gie, Prävention, Diagnostik und Behandlung bzw. 
Rehabilitation von Störungen, bei denen Unter-
suchungs- und Behandlungsmethoden der psy-
chologischen Heilkunde indiziert sind. 

2. Wissenschaftlich anerkannte Psychotherapiever-
fahren, Untersuchungs- und Behandlungsmetho-
den. 

3. Forschungsergebnisse und Praxiserfahrungen zu 
noch nicht anerkannten Untersuchungs- und Be-
handlungsmethoden der psychologischen Heil-
kunde. 

4. Befunde von psychotherapierelevanten Nachbar-
wissenschaften. 

5. Public Health, Gesundheitsökonomie und Versor-
gungsforschung. 

6. Berufsrelevante Fortbildungsinhalte wie z. B. 
berufs- und/oder sozialrechtliche Fragestellun-
gen, Theorien und Methoden der Qualitätssiche-
rung und des Qualitäts- bzw. Praxismanage-
ments, Personalführung und EDV. 

Neben den wissenschaftlich anerkannten Verfah-
ren im Sinne des Wissenschaftlichen Beirates sind 
weitere wissenschaftliche begründete Verfahren / 
Anwendungen / Methoden anerkennungsfähig. Für 
die Akkreditierung der Fortbildungsveranstaltungen 
werden die Anträge formal nach der fachlichen Aus-
schreibung der Inhalte sowie nach der Qualifikation 
der Referenten geprüft. Aktuelle Informationen zum 
Thema Fortbildung und Fortbildungsmanagement 
finden sich auf der Internetseite der Kammer, die 
aktuelle Fassung der Fortbildungsordnung im Anhang 
(vgl. Anhang „Satzungen und Ordnungen“, S. 60f). 

Inhalte und Ergebnisse der Gremienarbeit 

Umlageausschuss 

Rechtliche und organisatorische Grundla-
gen des Umlageausschusses 
Die Einrichtung des Umlageausschusses und seine 
Aufgaben sind im Heilberufe-Kammergesetz definiert 

(§ 17,1). In § 24 der Satzung der Landespsychothera-
peutenkammer Baden-Württemberg ist darüber hinaus 
festgelegt, dass der Umlageausschuss für jedes Re-
chungsjahr einen Vorschlag für die Einnahmen und 
Ausgaben aufstellt. Die Vertreterversammlung be-
schließt auf Grund dieses Vorschlages den Haushalts-
plan sowie die Art und Höhe der Umlage. Eine wei-
tere zentrale Aufgabe ist nach § 6 (1) der Umlageord-
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nung die Entscheidung über Anträge auf Minderung 
oder Erlass der Kammerbeiträge. Bei Anträgen, in 
denen der Umlageausschuss keine Abhilfe schaffen 
kann (d.h., denen nicht stattgegeben wird), wird diese 
Aufgabe an den Vorstand übergeben. Die abschlie-
ßende Bescheidung liegt dann beim Vorstand der 
Kammer. 

Haushaltsplanung und Haushaltsprüfung 
Der Umlageausschuss entwickelte Eckpunkte und 
Leitlinien für die Erstellung eines Haushaltes. Die 
Vorgabe war, dass die einzelnen Haushaltsposten 
nach rationalen Kriterien und unter Ausschöpfung 
aller Einsparungsmöglichkeiten berechnet werden. 
Gleichzeitig ist zur Haushaltsführung die Bildung 
ausreichender Rücklagen notwendig. Bei der Erstel-
lung der Haushalte sowie der Festlegung der Jahres-
beiträge für die Jahre 2001 bis 2006 wurden – meist 
schon im Vorfeld – die Meinungen anderer Delegier-
ter, der Listen sowie anderer Mitglieder der Landes-
psychotherapeutenkammer mit einbezogen.  

Weiterhin wurden vom Umlageausschuss die vom 
Wirtschaftsprüfer in Zusammenarbeit mit dem Vor-
stand vorgelegten Bilanzen der Jahre 2001 bis 2004 
geprüft. Auf Antrag des Umlageausschusses wurde 
der Vorstand jeweils entlastet. 

Auf der Grundlage dieser Vorgaben und der ge-
setzlichen Aufträge entwickelte sich eine konstruktive 
– teilweise auch kontroverse – stets jedoch kollegiale 
Zusammenarbeit mit dem Vorstand.  

Die vom Umlageausschuss im Verlauf der ver-
gangenen Legislaturperiode entwickelten Entschei-
dungsvorlagen für die Vertreterversammlung der 
Kammer erwiesen sich als realistisch. In aller Regel 
wurden die Vorschläge wie beantragt verabschiedet. 

Rücklagen wurden in wirtschaftlich angemessenem 
Umfang gebildet. 

Finanzen – Entwicklung 2001-2005 
Zur professionellen Wahrnehmung der Aufgaben hat 
die Landespsychotherapeutenkammer Baden-Würt-
temberg wurden ab Juni 2001 die Büroräume in der 
Hauptstätter Straße 89 angemietet und ab Juli des 
Jahres zunächst die Stelle einer Büroleiterin einge-
richtet. Bedingt durch den Aufbau der Kammer in 
allen Bereichen stieg der Aufwand von etwa 500.000 
€ für die Zeit des Errichtungsausschusses und des 
ersten Geschäftsjahres bis etwa 1.2 Millionen € im 
Jahre 2005 an. Entsprechend wurde die Umlage von 
Anfangs 300 DM im Jahre 2001 auf derzeit 320 € 
angepasst. 

Der finanzielle Aufwand teilt sich im Haushalts-
plan des Jahres 2005 auf folgende Bereiche auf: 

 36% für Personal der Geschäftsstelle,  
 27% für Aufwandsentschädigungen und Reise-

kosten für Vorstand, Vertreter der Vertre-
terversammlung und Ausschüsse,  

 13% für Raumkosten, Kommunikation, Büroma-
terialien und andere Sachkosten,  

 15% für Mitgliedsbeitrag für die Bundespsycho-
therapeutenkammer sowie Auf-
wandsentschädigungen und Reisekosten für Bun-
desdelegierte, 

 9% sonstige Kosten (u. a. Abschreibungen für 
Anschaffungen, Durchführung der Wahl) 

Auf der Grundlage der Jahresbilanzen sowie der 
Haushaltspläne zeigt Tabelle 2 die Entwicklung der 
Erträge sowie des finanziellen Aufwands der Kammer 
für die Jahre 2001 bis 2005. 

 
Tab. 2: Haushalte der Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württemberg 2001 bis 2005, Übersicht 

 2001* 2002 2003 2004 2005 

Anlagevermögen 49.600 63.200 54.700 50.900 ** 
Forderungen 86.000 250.600 221.500 222.500 ** 
Kassenbestand 149.400 464.800 420.100 303.600 ** 
Rücklagen + Überschussvortrag 222.600 612.000 648.000 527.000 ** 
Rückstellungen und Verbindlichkeiten 62.500 166.500 48.200 50.100 ** 

Kammerbeiträge 530.500 884.100 874.700 804.400 ** 
Sonstige Erträge 500 6.200 7.800 7.600 ** 
Aufwendungen Plan 613.600 740.000 979.000 1.024.000 1.169.400
Aufwendungen Ist 531.000 500.900 846.400 933.000 ** 

Anmerkung: Alle Beträge in EUR, auf 100 EUR gerundet;  
*inklusive Aufwand und Erträge für die Zeit des Errichtungsausschusses (2000); ** Zahlen liegen noch nicht vor 

 



Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württemberg Tätigkeitsbericht 2001 – 2005  35 

Bearbeitung der Anträge auf Beitrags-
ermäßigung oder -erlass 
Die Kammerbeiträge stellen für manches Mitglied 
zuweilen ein Ärgernis dar, vor allem dann, wenn es 
um die Beitragsgerechtigkeit geht (vgl. Gerlach, 
2005c). 

Auf der Grundlage der Umlageordnung hat der 
Umlageausschuss Entscheidungskriterien und das 
Procedere beim Vorliegen von Anträgen auf Ermäßi-
gung oder Erlass des Kammerbeitrags erarbeitet. 
Dabei sollte maximal mögliche Beitragsgerechtigkeit 
und eine angemessene Verteilung der finanziellen 
Lasten auf die Mitglieder der Kammer erreicht wer-
den. Darüber hinaus sollte die Entscheidungsfindung 
transparent aber auch rationell gestaltet werden, was 
durch die Entwicklung geeigneter Routinen in enger 
Kooperation mit der Geschäftsstelle gelang.  

Grundlage der Entscheidungen ist dabei entspre-
chend der Umlageordnung das jeweilige Einkommen, 
der berufliche Aktivitätsstatus (z.B. Ruhestand) bzw. 
das Vorliegen sozialer Härte. Teilweise werden die 
Steuerbescheinigungen für das jeweilige Antragsjahr 
geprüft, was ggf. zur endgültigen Prüfung erst nach 
deren Vorliegen möglich ist. Daher wurden oftmals 
vorläufige Bescheide erstellt und Entscheidungslauf-
zeiten strecken sich u. U. auf einige Jahre.  

Hierdurch ist unerwünschter administrativer Auf-
wand entstanden. Es wird vorgeschlagen, mit einer 
Novellierung der Umlageordnung auf noch mehr Bei-
tragsgerechtigkeit bei vertretbarem administrativen 
Aufwand hin zu arbeiten.  

Tab. 3 zeigt die Anzahl der gestellten und bearbei-
teten Anträge und Entscheidungen.  

 
Tab. 3: Anträge zum Kammerbeitrag  

Art 2001 2002 2003 2004 2005
Aussetzung 2 123 165 186 172
Ermäßigt 54 44 29 22 14
Erlass 92 133 134 82 92
Ablehnung 13 82 77 65 52
Widerspruch 3 19 19 20 11
Vorstand 2 15 21 13 6

 

Die Aussetzungen müssen noch abschließend ent-
scheiden werden, was zu einer Änderung der Zahlen 
führen wird.  

Ausschuss Berufsordnung  

Der Ausschuss „Berufsordnung“ hat seine Arbeit im 
April 2002 aufgenommen. Mitglieder in der ersten 
Wahlperiode waren zunächst Dr. P. Wegner (Vorsit-
zender), Dr. M. Wendisch (stv. Vorsitzender), K. 
Göpel, W. Kraft, Prof. Dr. D. Lorenzen. Vorstandsbe-
auftragter war Siegfried Schmieder. In der VV am 
26.06.2004 wurden nach Rücktritt von Dr. P. Wegner 
und Dr. Wendisch S. Schmieder und K. Haeberle in 
den Ausschuss gewählt, S. Schmieder wurde zum 
Vorsitzenden, K. Göpel zur stv. Vorsitzenden ge-
wählt. Vorstandsbeauftragte war dann T. Raymann.  

Nach §§ 9, 10 Nr.15 und 31 des baden-württembergi-
schen Heilberufe-Kammergesetzes war die Entwick-
lung einer Berufsordnung für alle Psychologischen 
Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten sowie für niedergelassene und ange-
stellte Kolleginnen und Kollegen erste und zentrale 
Aufgabe des Ausschusses. Die intensive Diskussion 
und Arbeit an der Berufsordnung hat sich für die 
Mitglieder des Ausschusses als außerordentlich anre-
gend herausgestellt. Dabei hat die Formulierung ver-
bindlicher Regeln, die auch den Ansprüchen juristi-
scher Überprüfung standhalten, verdeutlicht, dass die 
Entwicklung einer Berufsordnung einen prozessualen 
Charakter hat.  

Erarbeitung der berufsethischen Grund-
lagen der Berufsordnung   
Zuerst wurden die allgemeinen ethischen Grundlagen 
herausgearbeitet, die die Bestimmung einer „guten 
psychotherapeutischen Praxis" ermöglichen. Neben 
dem Vergleich verschiedener Ethik-Richtlinien natio-
naler und internationaler Berufsverbände war die 
bereits verabschiedete Berufsordnung der LPK Nie-
dersachsen eine hilfreiche Vorlage. Anfang 2003 
entstand ein erster Entwurf, der die Selbstverpflich-
tung des Therapeuten ins Zentrum rückte und sich  
ausführlich mit Grundsätzen und Regeln der Be-
rufsausübung wie Verschwiegenheit, Abstinenz und 
Dokumentationspflicht befasste. Die seinerzeit noch 
jungen rechtlichen Rahmenbedingungen seit der Ver-
abschiedung des PsychThG 1999 bedurften dabei 
besonderer Beachtung. 

In der weiteren Diskussion, in die auch die Berufs-
richter einbezogen worden waren, wurde deutlich, 
dass Formulierungen, die nur eine Selbstverpflichtung 
beinhalten, rechtlich nicht verbindlich sind. Die Vor-
gaben der Berufsordnung müssen einen ver-
pflichtenden Charakter haben und so formuliert wer-
den, dass sie auch justiziabel sind. Dies führte zu 
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einer Überarbeitung des vom Ausschuss vorgelegten 
ersten Entwurfs durch den Vorstand der Kammer. 

 Nach einer ersten Lesung und Diskussion beider 
Entwürfe in der Vertreterversammlung wurde eine 
Berufsordnungskommission eingesetzt, die sich aus 
Mitgliedern des Ausschusses (Kristiane Göpel, Wer-
ner Kraft), des Vorstands (Detlev Kommer, Trudi 
Raymann) und der Verstreterversammlung (Friedrich 
Gocht, Siegfried Schmieder) zusammensetzte und 
einen einheitlichen Entwurf erarbeitete. Dieser Kom-
missions-Entwurf wurde in der 2. Lesung  in der Ver-
treterversammlung im Juni 2004 mit Änderungen 
verabschiedet. 

Die Genehmigung der Berufsordnung durch das 
Sozialministerium verzögerte sich durch verschiedene 
Einsprüche. Nach erneuter Verabschiedung durch die 
Vertreterversammlung im November 2004 wurde die 
Berufsordnung am 18.01.2005 durch das Sozialmi-
nisterium genehmigt. Sie trat am 25.03.2005 in Kraft.  

Informationsveranstaltungen des Aus-
schusses 
Der Ausschuss stellte seine Ziele und Arbeitschwer-
punkte beim ersten Landespsychotherapeutentag der 
LPK 2003 mit einem Poster vor. Nach Inkrafttreten 
der Berufsordnung führte der Vorstand im Jahr 2005 
insgesamt 10 Informationsveranstaltungen durch, an 
denen Mitglieder des BO-Ausschusses wie auch des 
PTI-Auschusses beteiligt waren (vgl. ausführlich das 
Kapitel „Tour de Ländle“). 

Musterberufsordnung 
In weiteren Sitzungen befasste sich der Ausschuss mit 
der seinerzeit vor der Verabschiedung stehenden 
Musterberufsordnung (M-BO) der BPtK. Bei den 
Anhörungen der BPtK waren Kristiane Göpel, Trudi 
Raymann und Siegfried Schmieder beteiligt und ha-
ben dort spezielle Regelungen der baden-württember-
gischen BO, z.B. zur Abstinenz, vertreten. 

Ausblick auf die weitere Arbeit 
Eine zentrale Aufgabe für die zukünftige Arbeit des 
Ausschusses besteht darin, für die Kammermitglieder 
gute Informationen zur BO zu erarbeiten. Grundlagen 
dazu wurden bereits von den teilnehmenden Referen-
ten der „Tour de Ländle“ geschaffen, die zusammen 
mit den von Detlev Kommer in Kooperation mit Trudi 
Raymann und Mareke de Brito Santos-Dodt erarbei-
teten Präsentationen zur Entwicklung und Struktur der 
BO auf der Homepage der Kammer abrufbar sind. Die 

weitere Ausarbeitung von Erläuterungen und häufig 
gestellten Fragen (FAQs) soll die Bestimmungen der 
Berufsordnung für die Kollegenschaft transparenter 
und verständlicher machen.

Ausschuss Aus-, Fort- und Weiter-
bildung 

Gewählte Mitglieder des Ausschusses waren M. Klett 
(Vorsitzender), S. Schäfer, Prof. Dr. W. Bongartz, G. 
Klein, Dr. M. Langlotz-Weiss, H. Kremp-Ottenheim 
und Prof. Dr. B. Preilowski. Vorstandbeauftragte 
waren M. de Brito Santos-Dodt und D. Kommer, ab 
2003 auch Dr. D. Munz. 

Der Ausschuss hatte von Beginn an mehrere sich zum 
Teil überschneidende Aufgaben zu erarbeiten: 

 Fortbildungsordnung: Erstellung, Durchführung, 
Aktualisierungen, Widersprüche  

 Weiterbildung: Diskussion rechtlicher Rahmen-
bedingungen, Inhalte, Austausch mit Bundes- 
AG/Kommission 

 Traumabegutachtung 
 Novellierung des Heilberufe-Kammergesetzes 

(HBKG) 
 Erarbeitung einer Gebührenordnung für die Akk-

reditierung von Fortbildungsveranstaltungen 

Fort- und Weiterbildung 
Zu Beginn der Ausschussarbeit war in den Länder-
kammern die Diskussion um Sinn und Notwendigkeit 
von Weiterbildungsordnungen in vollem Gange. Ei-
gens hierzu wurde eine Arbeitsgemeinschaft der Län-
derkammern gegründet. Im Rahmen dieser Diskussion 
nahm neben den Überlegungen zu den rechtlichen 
Rahmenbedingungen auch die Erörterung von Krite-
rien einer möglichen Unterscheidung von Fort- und 
Weiterbildung einen großen Raum ein. Unser Aus-
schuss beschäftigte sich in seinen beiden ersten Sit-
zungen mit diesen Themen. Als Ziel der 2. Sitzung 
am 31.07.2002 wurde festgelegt, „einen Vorschlag für 
eine Fort- u. Weiterbildungsordnung zu erarbeiten, die 
in die Beratungen der Arbeitsgemeinschaft der Län-
derkammern und den Bundesausschuss eingebracht 
werden.“ 

Im weiteren Verlauf wurden Fachrichtungen im 
Zusammenhang mit einer möglichen Wei-
terbildungsordnung diskutiert. Diese müssen laut 
Facharzturteil von 1972 im Heilberufe-Kammergesetz 
festgeschrieben werden. Für die Diskussion im Aus-
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schuss unterbreitete der Kammerpräsident folgenden 
Vorschlag für "Fachrichtungen": 

 "Prävention psychischer Störungen/Öffentlicher 
Gesundheitsdienst" 

 "Psychologische Psychotherapie" 
 "Psychotherapie bei Kindern und Jugendlichen" 
 "Psychotherapie in der Rehabilitation“ 

In der Sitzung am 11.04.2003 wurde der Ausschuss 
mit der Auflösung der Arbeitsgemeinschaft Weiter-
bildungsordnung (WBO) auf Bundesebene konfron-
tiert. Ein gewählter Ausschuss sollte sich stattdessen 
mit der Wahl der neuen Bundespsychothe-
rapeutenkammer etablieren. Für diesen neuen Aus-
schuss wäre nach damaliger Meinung der amtierenden 
Länderkammerpräsidenten zu überlegen, ob hier wirk-
lich alle Länder vertreten sein müssen.  

Novellierung Heilberufe-Kammergesetz 
Zur gleichen Zeit war aus dem Sozialministerium zu 
vernehmen, dass eine Novellierung des HBKG ge-
plant sei, was den Arbeitsschwerpunkt des Ausschus-
ses auf dieses Thema lenkte.  

Folgende Systematik für die im HBKG zu definie-
renden Fachrichtungen wird diskutiert: 

 Präventive Psychotherapie 
 Kurative Psychotherapie 
 Rehabilitative Psychotherapie 

In einem weiteren Schritt sollten dann analog zu den 
Regelungen der anderen Heilberufe inhaltliche Be-
stimmungen für den Text im HBKG (6. Abschnitt 
„Weiterbildung“) formuliert und dem Sozialministe-
rium als Textvorschlag für die Novelle übermittelt 
werden. Danach sollten Überlegungen zu den durch 
die Weiterbildungsordnung zu besetzenden berufli-
chen Tätigkeitsfeldern erfolgen. 

Fortbildungsverpflichtung nach SGB V 
Die Diskussion zur Novellierung des HBKG konnte 
zunächst nicht weitergeführt werden, da sich der Aus-
schuss in der Sitzung am 07.10.2003 mit der im „Ge-
sundheitsmodernisierungsgesetz“ festgelegten Fort-
bildungsverpflichtung beschäftigen musste. Diese 
erforderte das rasche Erarbeiten einer Fortbildungs-
ordnung (FBO), da die Fortbildungsverpflichtung 
bereits ab dem 01.04.2004 in Kraft treten sollte. Die 
zu erstellende Fortbildungsordnung musste einerseits 
die gesetzlichen Vorgaben berücksichtigen, anderer-
seits sollte sie aber im Hinblick auf die praktische 
Umsetzung bei den Kammermitgliedern nicht mehr 
bürokratische Regelungen enthalten als unbedingt 

nötig. Dieser Spagat ist größtenteils gelungen, wenn 
auch – wie inzwischen auch geschehen – im Laufe der 
Zeit die FBO auf mögliche Vereinfachungen hin im-
mer wieder überprüft werden sollte. 

Gutachterverfahren Traumaopfer 
Ein weiteres Thema war die Begutachtung von Trau-
maopfern. Der Ausschuss erarbeitete hierzu die „An-
forderungskriterien der Landespsychotherapeuten-
kammer Baden-Württemberg für die Aufnahme in 
eine Sachverständigenliste zur Begutachtung psy-
chisch reaktiver Traumafolgen in aufenthaltsrechtli-
chen Fragen“, die von der Vertreterversammlung am 
24.09.2005 verabschiedet wurden. Es wurde beschlos-
sen dem Ausschuss Aus-, Fort -und Weiterbildung 
eine Kommission zuzuordnen, die folgende Aufgaben 
wahrnehmen soll: Prüfung der Anträge auf Aufnahme 
in die Sachverständigenliste und Entwicklung von 
Fortbildungsangeboten für dieses Arbeitsfeld  in Ko-
operation mit der Landesärztekammer. 

Gebührenordnung 
Der Ausschuss erarbeitete in Zusammenarbeit mit 
dem Vorstand und Dr. Schmidt, Referat Fortbildung, 
eine Gebührenordnung für die Akkreditierung von 
Fortbildungsveranstaltungen. Dabei sollte eine einfa-
che Regelung gefunden werden, die sowohl eine mög-
lichst gerechte Gebührenhöhe für die einzelnen Fort-
bildungskategorien als auch eine gut handhabbare 
Umsetzung ermöglicht. Die Gebührenordnung wurde 
von der Kammerversammlung am 24.09.2005 verab-
schiedet.  

Ausblick: Was bleibt zu tun? 
Der Ausschuss wird sich routinemäßig mit möglichen 
Widersprüchen zu Akkreditierungen sowie zu Gebüh-
renbescheiden für Akkreditierungen befassen müssen. 
Weiterhin sollte auch die Fortbildungsordnung immer 
wieder überprüft werden im Hinblick auf Ver-
fahrensvereinfachungen sowie maximaler Kompatibi-
lität mit der Fortbildungsordnung der Ärztekammer.  

Als „großes“ Thema für die Zukunft steht die Er-
arbeitung einer Weiterbildungsordnung an, sofern die 
Kammerversammlung sich für eine solche entschei-
den sollte. Die Kommission Weiterbildung der Bun-
despsychotherapeutenkammer erstellt zur Zeit eine 
Muster-Weiterbildungsordnung, die im Frühjahr 2006 
den Delegierten der BPtK zur Abstimmung vorgestellt 
werden wird. 
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Ausschuss Qualitätssicherung 

Der besonderen Bedeutung der Qualitätssicherung in 
der Psychotherapie wird in der Hauptsatzung der 
Landespsychotherapeutenkammer dadurch Rechnung 
getragen, dass der Ausschuss, neben dem Berufsord-
nungsausschuss und dem Ausschuss für Aus- Fort- 
und Weiterbildung eine ständige Einrichtung der 
Kammer ist.  

Der Ausschuss hatte sieben Mitglieder, von denen 
zuletzt drei der Psychoanalyse, einer der tiefenpsy-
chologisch fundierten Psychotherapie und drei der 
Verhaltenstherapie zuzuordnen waren. Vertreten wa-
ren weiterhin sowohl Psychologische Psychotherapie 
als auch die Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie; 
die Mitglieder repräsentierten sowohl die Arbeit im 
ambulanten, niedergelassenen Bereich, die stationäre 
Psychotherapie ebenso wie universitäre Forschung, 
Lehre und Praxis in Hochschulambulanzen. Gewählte 
Mitglieder des Ausschusses waren in der ersten 
Wahlperiode: S. Seeger (Vorsitzende), Prof. Dr. F. 
Caspar (stv. Vorsitzender), Prof. Dr. R. Bastine, Dr. 
L. Klöß-Rotmann, U. Neumann, Dr. J. Meyerberg (ab 
04/2003), W. Wiegand, Dr. W. Palm (bis 12/2002). 
Vorstandsbeauftragter war Prof. Dr. T. Fydrich. 

Im Ausschuss wurden Arbeitsbereiche unterschie-
den mit (a) Projektcharakter, die zu abschließenden 
Stellungnahmen oder Resolutionen führten und (b) 
Diskurscharakter, die die gesamte Ausschussarbeit 
begleiteten. Ein wesentlicher Diskurs fand zwischen 
den im Ausschuss vertretenen psychotherapeutischen 
Verfahren statt. Von großer Bedeutung war dabei die 
Reflexion und Diskussion der Rolle der Qualitätssi-
cherung im Gesundheitswesen sowie die Beachtung 
rechtlicher und ethischer Aspekte bei der Qualitätssi-
cherung. 

Der Ausschuss beschäftigte sich mit bereits beste-
henden Modellen zur Qualitätssicherung in der am-
bulanten und stationären Psychotherapie. Es wurden 
dazu – teilweise nur interne – Papiere zu folgenden 
Themen verfasst:  

1. Zur Rolle der Psychometrie in der Psychothera-
pie 

2. Interne und externe Qualitätssicherung 
3. Psychotherapie als Dienstleistung 
4. Das Gutachterverfahren in der ambulanten Psy-

chotherapie als qualitätssichernde Maßnahme? 
(Neumann et al. 2005) 

5. Stellungnahme zum Modellprojekt der Techniker 
Krankenkasse „Qualitätsmonitoring in der am-
bulanten Psychotherapie“ (wurde von der Ver-
treterversammlung verabschiedet und veröffent-

licht im Psychotherapeutenjournal, Seeger et. al.  
2004; vgl. auch Anhang 5); kritische Beachtung 
fand in diesem Zusammenhang die Frage, inwie-
fern die Finanzierung von Modellprojekten zur 
Qualitätssicherung vor allem auf ökonomische 
Motive von Leistungszahlern (v.a. Krankenkas-
sen) zurückgeführt werden kann.  

Als umfangreichstes Projekt wurde durch den Aus-
schuss im Mai 2004 eine Umfrage zur Qualitätssiche-
rung bei allen Mitgliedern der Landespsychothera-
peutenkammer durchgeführt, die von fast 1.500 Mit-
gliedern beantwortet wurde. Zentrale Fragen der em-
pirischen Untersuchung waren:  

 Welche Formen der Qualitätssicherung werden 
von niedergelassenen und angestellten Kollegin-
nen und Kollegen eingesetzt?  

 Als wie nützlich werden unterschiedliche Formen 
der Qualitätssicherung eingeschätzt?  

Die Untersuchung ist eine wichtige Fundierung mög-
licher zukünftiger Richtlinien zur Qualitätssicherung. 
Die Ergebnisse machen deutlich, dass alle Formen 
von Supervision sowie die Teilnahme an Fort- und 
Weiterbildungen als Methoden zur Qualitätssicherung 
mit dem höchsten Nutzen bewertet wurden. Viele 
Antworten zeigen, dass bei Kolleginnen und Kollegen 
eine große Sorge vor künftiger Bürokratisierung und 
Reglementierung herrscht. Der Umstand, dass es 
zwischen den Therapieverfahren große Unterschiede 
in der Anwendungshäufigkeit psychometrischer Ver-
fahren gibt und nur etwa die Hälfte der Befragten 
darin einen großen Nutzen sehen, macht aus Sicht des 
Ausschusses deutlich, dass Maßnahmen des Quali-
tätsmanagements und der Qualitätsdokumentation so 
umgesetzt werden müssen, dass sie einerseits den 
sozialrechtlichen Anforderungen genügen, anderer-
seits aber auch den jeweiligen Gruppen der Leis-
tungserbringer gerecht werden. Erste Ergebnisse der 
Umfrage wurden im Psychotherapeutenjournal veröf-
fentlicht (Seeger et. al. 2005; siehe auch Anhang 2). 

Aus der Sicht des Ausschusses werden für die 
künftige Arbeit folgende Themen empfohlen:  

 Weitere, vertiefte Auswertung der durchgeführ-
ten Umfrage 

 Erarbeitung von Richtlinien zur Umsetzung des 
Beschlusses des Gemeinsamen Bundesausschus-
ses (G-BA) zum Qualitätsmanagement 

 Erarbeitung von Schulungskonzepten im Bereich 
Qualitätsmanagement und Qualitätssicherung für 
Kammermitglieder 

 Unterstützung der Forderung nach angemessener 
Bezahlung diagnostischer Leistungen 
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 Verbesserte Koordination mit entsprechenden 
Ausschüssen anderer Landespsychotherapeuten-
kammern, möglichst koordiniert durch die Bun-
despsychotherapeutenkammer 

 Verbesserte Koordination mit anderen Ausschüs-
sen der LPK.  

Zur Bewertung der Arbeit des Ausschusses insgesamt 
wird betont, dass sich die heterogene Zusammenset-
zung der Gruppe als sehr förderlich für den kooperati-
ven und zielorientierten Diskurs erwiesen hat. Es wird 
daher empfohlen, den zukünftigen Ausschuss ähnlich 
zusammen zu setzen. Zusätzlich ratsam ist, nach 
Möglichkeit auch eine Kollegin bzw. einen Kollegen 
aus dem Arbeitsbereich der Beratungsstellen mit am 
Ausschuss zu beteiligen.  

Ausschuss Ambulante Versorgung 

Gewählte Mitglieder des Ausschusses waren M. Funk 
(Vorsitzende), J. Austermeier (stv. Vorsitzender), B. 
Bergmann, P. Gabriel, Dr. J. Hertel, M. Molsen und 
T. Müller-Staffelstein. Vorstandsbeauftragte war T. 
Raymann.  

In einer Sondierungsphase setzte sich der Aus-
schuss damit auseinander, Fragestellungen und The-
men auszuwählen und die Arbeitsweise des Aus-
schusses  festzulegen. Die Aufgabenstellungen wur-
den in Abgrenzung zu den Aufgaben der Berufsver-
bände und der künftigen Bundeskammer definiert. Im 
Ergebnis entschied der Ausschuss, die Sachthemen 
auf die Landesebene einzugrenzen und in Hinblick 
auf den ambulanten und den institutionellen Bereich 
der Psychotherapie sowohl berufsrechtliche als auch 
sozialrechtliche Aspekte zu berücksichtigen. Eine 
weitere Überlegung war, welche Projekte in einem 
Ausschuss mit ehrenamtlichen Mitgliedern bearbeitet 
werden können. 

Vorrangiges Thema war die psychotherapeuti-
schen Versorgung in Baden-Württemberg. Zunächst 
wurden Studien zur Erfassung des Ist-Zustandes ge-
sichtet – so z.B. Löcherbach et al. (2000) und Zepf et 
al. (2001) – und eine Reihe von Grundhypothesen 
daraus abgeleitet. Es ging um die kritische Auseinan-
dersetzung mit den Vorgaben der derzeitigen Be-
darfsplanung, die durch die Formel Ist-Zustand = 
Soll-Zustand u.a. die psychotherapeutische Unterver-
sorgung im ländlichen Raum und von Kindern Ju-
gendlichen fortschreibt. 

Bearbeitete Themen 

Auseinandersetzung mit Praxisverbundnetzen 
und mit dem MEDI-Verbund  

Bei diesem Themenkreis ging es um eine differen-
zierte Auseinandersetzung mit Praxisverbundnetzen 
und mit der Struktur, den politischen und wirtschaftli-
chen Zielsetzungen des MEDI-Verbundes und seinen 
Implikationen für die Psychotherapeuten. 

Analyse der psychotherapeutischen Versor-
gung Erwachsener sowie Kinder und Jugend-
licher in Baden-Württemberg 

Um zu einer Einschätzung des Bedarfs zu kommen, 
wurden in Kooperation mit dem Ausschuss Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapie anhand der KV-
Verzeichnisse in den Zulassungsbezirken, die den 
Regionen im Bundesland Baden-Württemberg ent-
sprechen, folgende Daten erhoben und ausgewertet: 

 im Kinder- und Jugendlichenbereich die zugelas-
senen Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten, die Kinderärzte und die Kinder- und Jugend-
psychiater und  

 im Erwachsenenbereich die Psychologischen 
Psychotherapeuten, die Fachärzte für psychothe-
rapeutische Medizin, die Ärzte mit Zusatztitel 
Psychotherapie und die Psychiater aus 

Ein Ziel war die Ermittlung der Einwohner 
/Psychotherapeutenrelation in den Zulassungsbezir-
ken, um die regionale Psychotherapeutendichte darzu-
stellen. Die Daten über die Einwohner in den entspre-
chenden Zulassungsbezirken basieren auf den Grund-
lagen des statistischen Landesamtes. Dabei wurden 
die Altersgruppen nach Geburtsjahrgängen erfasst, um 
die Versorgung von Kindern und Jugendlichen einer-
seits und von Erwachsenen andererseits getrennt ana-
lysieren zu können. Der Grad der relativen Versor-
gung wurde dabei für jede Region des Landes gra-
phisch veranschaulicht.  

Um eine Einschätzung des realen Bedarfs an Psy-
chotherapeuten zu bekommen, sind konkrete Daten 
zur durchschnittlichen Arbeitszeit der Psychothera-
peuten und über die Dauer einer psychotherapeuti-
schen Behandlung erforderlich. Hier wurden unter-
schiedliche Modellrechnungen notwendig, mit denen 
sowohl das Spektrum der Psychotherapiepraxen als 
auch das verschiedener Patientengruppen abgebildet 
werden konnte. Für jeden Zulassungsbezirk ließ sich 
mit Hilfe einer solchen Modellrechnung ermitteln, 
wie viele Patienten von den zugelassenen PP bzw. den 
KJP behandelt werden können. 
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Auf der Grundlage der bekannten Forschungser-
gebnisse über die Prävalenz psychischer Störungen 
wird in einem weiteren Schritt ermittelt, wie viele 
Psychotherapeuten in dem jeweiligen Zulassungsbe-
zirk erforderlich wären, um Patienten mit psychischen 
Störungen, die behandlungswillig sind, zu versorgen. 

Die Altersverteilung bei Psychotherapeuten: 
Planung für Ausbildung und Nachwuchs  

Die Darstellung der Alterspyramide der zugelassenen 
Psychologischen Psychotherapeuten und der Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten ist eine weitere 
Aufgabe des Ausschusses. Sie bietet Interessenten an 
einer psychotherapeutischen Ausbildung und Ausbil-
dungskandidaten eine Orientierung in Hinblick auf 
eine mögliche KV-Niederlassung. Sie hilft auch Aus-
bildungsinstituten bei der Planung und der Kammer 
bei Voraussagen in Bezug auf die Entwicklung der 
Mitglieder.  

Ausblick 

Aus Sicht des Ausschusses ist eine Weiterführung und 
differenzierte Ausarbeitung der Studie zur psychothe-
rapeutischen Versorgung wünschenswert, wobei die 
bereits durchgeführten Datenanalysen und Modell-
rechnungen eine gute Grundlage darstellen. Eine 
Zusammenarbeit mit den wissenschaftlichen Mitarbei-
tern der Geschäftsstelle wird in diesem Kontext ge-
wünscht bzw. angestrebt. 

Ausschuss Psychotherapie in Insti-
tutionen 

Bei der Wahl der Mitglieder in diesen Ausschuss 
bestand Einigkeit, dass möglichst viele Institutionen, 
in denen PP und KJP arbeiten, durch Experten aus 
diesen Arbeitsbereichen repräsentiert sind, um die 
sehr unterschiedlichen Problemlagen und Interessen 
abzubilden. Mitglieder des Ausschusses waren: Dr. R. 
Straub (Vorsitzender), Dr. D. Munz (stv. Vorsitzender 
bis Dez. 2003), Dr. K.-E. Graf (stv. Vorsitzender ab 
Januar 2004), Dr. D. Horch, E. Noeske, J. Pitzing, A. 
Schale, Prof. Dr. R. Wagner (ab März 2004). Vor-
standsbeauftragte waren  M. de Brito Santos-Dodt, ab 
2003 Dr. D. Munz. 

Auftrag, Ziele und Aufgaben  
In den ersten Sitzungen des Ausschusses waren zu-
nächst die Arbeitsziele unter Berücksichtigung der 
heterogenen Tätigkeitsfelder in den Institutionen zu 

formulieren und zu ordnen, um dann den dringlichsten 
Handlungsbedarf eingrenzen zu können.  

Für niedergelassene Kolleginnen ist das 
PsychThG mit Regelung der Leistungserbringung 
umgesetzt. Demgegenüber war zu Beginn der Aus-
schussarbeit zu den Arbeitsfeldern und Tätigkeitsbe-
reichen der angestellten KollegInnen keine klare 
Struktur erkennbar. Außer den häufigen, eher negativ 
gefärbten Reaktionen der KollegInnen auf die neuen 
Verpflichtungen durch die Kammer, der sie von An-
fang an skeptisch gegenüberstanden, gab es bis zu 
Beginn der Kammerarbeit wenig Änderungen durch 
das PsychThG, denn die Einführung des neuen Heil-
berufes ist in den meisten Institutionen nicht oder 
nicht vollständig umgesetzt. Dies teilweise auch we-
gen fehlender Anpassung und Novellierung entspre-
chender Landesgesetze. Wie in anderen Bundeslän-
dern gab es auch für Baden-Württemberg keinen 
Gesamtüberblick zu Zahl, Art der Institutionen und 
Arbeitsinhalten der PP und KJP. Lediglich punktuelle 
Stellungnahmen der Verbände über einen notwendi-
gen Handlungsbedarf in bestimmten Arbeitsfeldern 
waren bekannt. Darüber hinaus gab es umfangreiche 
Vorarbeiten von Verbänden und Gewerkschaften zu 
Tätigkeitsdefinitionen, zu arbeitsrechtlichen und tarif-
rechtlichen Fragen in einzelnen Tätigkeitsfeldern wie 
etwa der Psychiatrie, zu Forderungen im Sozialrecht 
und auch bezogen auf den Änderungsbedarf im Lan-
deskrankenhausgesetz Baden-Württemberg. Diese 
wurden in den ersten Sitzungen nach länder- und 
bundesspezifischen Inhalten geordnet. Dann wurde 
entschieden, welche dieser Themen vorrangig bear-
beitet werden sollten.  

Folgende allgemeine und als dringlich anzusehen-
de Ziele wurden formuliert:  

 Gleichberechtigte Positionierung der neuen Heil-
berufe PP und KJP im Gesundheitswesen 

 Schaffung der Voraussetzungen zur Anpassung 
der gesetzlichen/sozialrechtlichen Bestimmungen 
für PP/KJP in Institutionen (z.B. Änderungen im 
Landeskrankenhausgesetz, im Maßregelvollzug 
usw.)  

 Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrecht in Pla-
nungsgremien (z.B. Landesarbeitskreis Psychiat-
rie, Schmerzforum Baden-Württemberg 2000, 
Landesarbeitsgruppe Sucht u.a.m.)  

 Sicherung und Ausbau der Stellung der in Institu-
tionen arbeitenden KollegInnen im Arbeits-, Be-
rufs- und Tarifrecht 

 mehr Mitwirkung bei der bedarfsgerechten Pla-
nung und Sicherstellung der institutionellen stati-
onären, teilstationären, gemeindenahen psycho-
therapeutischen Versorgung der Bevölkerung 
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(z.B. im Rahmen des „gemeindepsychiatrischen 
Verbundsystems“), in Kliniken (SGB IX § 26), 
Krankenhäusern (SGB V § 107), in Einrichtun-
gen der stationären Kinder- und Jugendhilfe 
(SGB VIII) u.a.m. 

 Schaffung angemessener Bedingungen für PP 
und KJP in Ausbildung, einschließlich des Hin-
wirkens auf adäquate Vergütung in den baden-
württembergischen psychiatrischen und psycho-
somatischen Kliniken  

 Erhalt und Sicherung psychotherapeutischer 
Tätigkeit in Erziehungs-, Familien-, Drogen- und 
Jugendberatungsstellen 

 Förderung der Bekanntheit der psychotherapeuti-
schen Arbeit der PP/KJP in Institutionen und 
Förderung ihres Ansehens in der Öffentlichkeit 

Bearbeitete Themen 
Angesichts des umfassenden Themenkatalogs wurden 
Teilziele formuliert und Schwerpunkte gesetzt. Neben 
diesen Zielen war es ständige Aufgabe des Ausschus-
ses, bei der Erstellung länder- und auch bundesspezi-
fischer Ordnungen und Stellungnahmen (z.B. Berufs-, 
Fortbildungs-, Weiterbildungsordnung) die spezifi-
schen Belange der in Institutionen arbeitenden Psy-
chotherapeutInnen korrigierend einzubringen. Fol-
gende Teilziele wurden ausgewählt und z.T. bereits 
bearbeitet:  

Novellierung des Landeskrankenhausgesetzes  

Gleich zu Beginn der Kammerarbeit wurde in einem 
ersten Treffen mit dem Ministerium der Wunsch nach 
Integration des PsychThG in das Landeskrankenhaus-
gesetz vorgebracht und entsprechend einer Vorlage 
des Ausschusses die Änderungswünsche dargelegt. 
Eine Gesetzesänderung ist bis dato noch nicht erfolgt, 
zugesagt wurde jedoch eine Berücksichtigung unserer 
Belange bei einer Novellierung des Gesetzes. 

Überblick zur Arbeitssituation mittels einer 
Fragebogenerhebung 

Vordringlich schien dem Ausschuss zunächst, mittels 
einer Befragung einen aktuellen Überblick herzustel-
len zu den Arbeitsbereichen und Institutionen, in 
denen angestellte PP und KJP in Baden-Württemberg 
tätig sind. Dies sollte koordiniert werden mit entspre-
chenden Erhebungen anderer Bundeskammern, v.a. 
auch um einen Vergleich zu ermöglichen. Der resul-
tierende Fragebogen wurde Ende 2003 versandt und 
anschließend ausgewertet. Erste Ergebnisse wurden 
im Psychotherapeutenjournal 2/2005 veröffentlicht 

(Straub et al. 2005; vgl. auch Anhang 3). Eine ver-
tiefte Datenanalyse wurde in der letzten Sitzung der 
Vertreterversammlung 2005 vorgetragen, dabei wurde 
auch ein Vergleich der Auswertung mit den anderen 
Ländern (NRW, NS, RLP) vorgestellt.  

Weitere Auswertungen wären nun möglich, dabei 
ist zu prüfen, inwieweit eine Verknüpfung mit der 
Befragung des Ausschusses Qualitätssicherung erfol-
gen kann. Dies wird Aufgabe des nächsten Aus-
schusses sein. 

Öffentlichkeitsarbeit zu den verschiedenen 
Arbeitsbereichen 

Der Kammervorstand wurde auf die Besetzung ver-
schiedener Planungsgremien des Sozialministeriums 
hingewiesen, um hier die Expertise der Psychothera-
peuten einzubringen. Erreicht werden konnte, dass die 
Kammer im Landesarbeitskreis Psychiatrie sowie im 
Schmerzforum 2000 (Gremien zu Schaffung regiona-
ler und überregionaler Schmerzzentren) vertreten ist. 
Im Schmerzforum wurde die Gründung und Struktur 
von 13 Schmerzzentren und deren Zertifizierung be-
sprochen und durchgeführt. Noch nicht erreicht wer-
den konnte, dass die Kammer im Landeskranken-
hausausschuss und anderen Landesarbeitsgemein-
schaften, z. B. der LAG Sucht vertreten ist. 

Berufsordnung 

Bei den Informationsveranstaltungen zur Berufsord-
nung, die der Vorstand durchführte, waren neben 
Mitgliedern des Ausschusses Berufsordnung auch 
PTI-Ausschussmitglieder beteiligt. Die Veranstaltun-
gen stießen auf großes Interesse der Angestellten. 
Diese Form der „internen Öffentlichkeitsarbeit“ wird 
im Ausschuss als sehr effektiv eingeschätzt, weshalb 
dafür plädiert wird, diese Art der Veranstaltungen 
fortzusetzen.  

Empfehlung zur Zusammensetzung eines zu-
künftigen Ausschusses PTI 

Der nächste Ausschuss PTI sollte entsprechend dem 
Ausschuss auf Bundesebene erweitert werden, damit 
eine Untergruppe „Kliniken“ (bis 5 Mitglieder) und 
eine Untergruppe „Beratungsstellen“ (mind. 3 Mit-
glieder) gebildet werden kann.  

Die Besetzung der Gremien könnte sich orientie-
ren an den aus den Auswertungen des Fragebogens 
ermittelten Institutionsarten und der dort beschäftigten 
Anzahl von Kammermitgliedern. Legt man diese 
Empfehlungen und die guten Erfahrungen im Bundes-
ausschuss mit zwei Unterausschüssen zugrunde, so 
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kommt man bei Berücksichtigung der Zahl der Ap-
probierten in Institutionen auf Basis der Verteilungs-
häufigkeiten in der Fragebogenauswertung der Ange-
stellten in Baden-Württemberg zu folgendem Vor-
schlag zu Größe und Besetzung: 

1. Untergruppe Krankenhäuser/Kliniken (insgesamt 
zwischen 3 und 5 Mitglieder; jeweils in Klammer %-
Anteil an den in Institutionen arbeitenden Mitglie-
dern):  

 Rehabilitationskliniken nach SGB IX (26 %)  
 Krankenhäuser nach SGB V und Universitätskli-

niken (ca. 28 %), Vertreter aus psychiatrischen 
und psychosomatischen Kliniken (einschließlich 
Kinder/Jugendliche), somatischen und soma-
topsychischen Einrichtungen, Suchtein-
richtungen,  

 Heime (ca. 8 %) 

Falls aus den oben genannten Bereichen keine Ver-
treter zur Verfügung stehen, wäre noch an Mitglieder 
aus Strafvollzug, Schule, Gesundheitsämtern und 
andere Gruppen zu denken. 

2. Untergruppe Beratungsstellen (insgesamt zwischen 
3 und 4 Mitglieder) aus  

 Erziehungsberatungsstellen der Kirchen und 
Gemeinden (ca. 25 %) 

 Schulen, Jugendamt, Strafvollzug, Verkehrspsy-
chologie usw. (zusammen ca. 9 %)  

 Suchtberatung und sonstige Beratungsstellen 
(zusammen ca. 8,5 %) 

Zusammenfassung von Zielen und anstehen-
den Aufgaben 

Befragung zur Erstellung einer institutionellen 
und kollegialen Landkarte 

Da weder aus dem Meldebogen noch aus der durchge-
führten Befragung der Angestellten Tätigkeitsbe-
schreibungen, Adressen der Träger bzw. Institutslei-
tungen usw. zuverlässig zu entnehmen sind, ist zu 
entscheiden, wie diese Informationen durch weitere 
Befragungen ergänzt werden können. Diese Infor-
mationen sind für eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit 
nach Innen (gezieltes Erreichen der angestellten 
Kammermitglieder) und Außen (gezieltes Erreichen 
der Träger, Vorgesetzten usw.) wichtig. Ziel wäre, ein 
Verzeichnis der PP/KJP in Institutionen nach Institu-
tionsarten und ein Verzeichnis der Träger/Ansprech-
partner zu erstellen, um gezielte Anschreiben oder 
Anfragen zu ermöglichen.  

Vertiefte Datenanalysen zum vorliegenden Frage-
bogen mit Querverbindung zum Fragebogen des Aus-
schusses Qualitätssicherung sind für die Beantwor-
tung weiterer Fragestellungen noch möglich. 

Zur Schaffung eines bundesweiten Überblicks und 
zur Verbesserung der Ausbildung ist eine Erhebung 
der unterschiedlichen PIA-Ausbildungsmodelle im 
Land (vor allem Modelle mit Vorbildcharakter, je-
doch auch mit negativen Erscheinungen), als Zuarbeit 
für den Bundesausschuss PTI einzuplanen. 

Verstärkte „interne“ und „externe“ Öffentlich-
keitsarbeit  

Um aktuelle Probleme und Fragen der angestellten 
Kammermitglieder noch differenzierter und aktueller 
zu erfassen, wäre die Durchführung einer „Angestell-
tentagung“ hilfreich. 

Dringend erforderlich ist der Ausbau einer geeig-
neten „externen“ Öffentlichkeitsarbeit, um vor allem 
die psychotherapeutische Arbeit und die psychologi-
sche Kompetenz der in Beratungsstellen, Kranken-
häusern und Kliniken tätigen PP und KJP darzustel-
len. In Krankenhäusern, insbesondere den Psychiat-
rien und in der Psychosomatik werden nach wie vor 
psychotherapeutische Leistungen in Darstellungen 
und offiziellen Berichten (z.B.  in den vorgeschriebe-
nen zur Veröffentlichung vorgeschriebenen struktu-
rierter Qualitätsberichten der Krankenhäuser) nicht 
gesondert aufgeführt und den ärztlichen Leistungen 
zugeschrieben.  

Verantwortliche Tätigkeit und Selbstverständnis 
von PP/KJP in Institutionen 

In Abstimmung mit dem Bundesausschuss PTI sollte 
eine landesspezifische Gesamtstrategie zur Verbesse-
rung der Position und Verantwortlichkeit der PP und 
KJP in den Krankenhäusern für Psychiatrie und Psy-
chotherapie, in Rehabilitationskliniken, in teilstationä-
ren Einrichtungen des Gemeindepsychiatrischen Ver-
bundes, in Kliniken und in den Einrichtungen des 
Maßregelvollzugs und der Strafvollzugsanstalten 
kontinuierlich weiterentwickelt werden  

Psychotherapeutische Versorgung in den Straf-
vollzugsanstalten 

Von den über 6.000 inhaftierten Straftätern leiden 
über 50 % an psychischen Störungen. Demgegenüber 
stehen 50 KollegInnen die unter erschwerten fachli-
chen Bedingungen dort arbeiten. Diese und andere 
Missstände bedürfen der verstärkten Aufmerksamkeit 
der weiteren Ausschussarbeit. 
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Ausschuss Psychotherapeutische 
Versorgung von Kindern und Ju-
gendlichen 

Der Ausschuss bestand aus sieben Mitgliedern und 
traf sich zu 16 Sitzungen, darunter eine gemeinsame 
mit dem Vorstand der LPK. Mitglieder waren: Dr. H. 
Wetzel (Vorsitzender), K. Göpel (stv. Vorsitzende), 
A. Frohn, M. Laitenberger, Prof. Dr. H. Pielmaier, M. 
Reisch und R. Schwalm. Vorstandsbeauftragte war T. 
Raymann. 

Im Ausschuss kamen nicht nur KollegInnen aus ver-
schiedenen psychotherapeutischen Traditionen, sondern 
auch mit verschiedenen Grundberufen zusammen: Pä-
dagogen, Sozialpädagogen, Psychologen. Das erste Jahr 
der Arbeit war daher geprägt von Austausch, Zusam-
menfinden, Abstimmen und einer Suche nach ge-
meinsamen Prioritäten.   

Die in den vier Jahren bearbeiteten Themen zeigen 
die Prioritäten, auf die sich die Ausschussmitglieder 
geeinigt haben und deren Bearbeitung im Moment 
auch berufspolitisch als vordringlich erachtet werden. 

Die Versorgungssituation im Land (Bedarfsana-
lyse): In Kooperation mit dem Ausschuss Ambulante 
Versorgung wurden die verfügbaren empirischen 
Daten gesichtet und eine Bestandsaufnahme, sowohl 
des Versorgungsbedarfs aus Sicht der KJP, sowie das 
derzeitige Therapieangebot (GKV und KJHG) zu-
sammengestellt. Verschiedene Modelle der Bedarfs-
planung wurden ausgehend von den erhobenen Zahlen 
durchgerechnet und für die einzelnen Landkreise 
grafisch dargestellt. Das Ergebnis dieser Analyse 
wurde auf einem Workshop auf Bundesebene einge-
bracht. 

Vom Ausschuss wurde des weiteren eine Stel-
lungnahme zur Aufmerksamkeitsdefizit - Hyperaktivi-
tätsstörung (ADHS) erarbeitet und an den Vorstand 
sowie die Vertreterversammlung weitergeleitet. Die 
teils zustimmende, teils sehr kritische, politische Re-
sonanz auf die Stellungnahme wurde von Vorstand 
und Ausschuss sehr unterschiedlich gewertet.   

Die Mitglieder des Ausschusses haben sich bei der 
thematischen Gestaltung der Psychotherapeutentage 
engagiert. Sie haben Arbeitsgruppen zu aktuellen KJP 
Themen organisiert und geleitet (ADHS im Dialog; 
Psychotherapie mit Babys). 

Zusammen mit dem Vorstand wurde eine Anfrage 
des Petitionsausschuss des baden-wüttembergischen 
Landestages beantwortet. Zum Thema „Psychophar-
maka und Kinder“ wurde eine schriftliche Stellung-
nahme erarbeitet und weitergeleitet.  

 Die Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
im Spannungsfeld gesetzlicher Vorgaben und der 
Berufsordnung: Der Ausschuss hat eine Handrei-
chung mit juristischen Essentials in Zusammen-
arbeit mit dem Justiziar der Kammer vorbereitet. 
Ein erster bereits überarbeiteter und diskutierter 
Entwurf liegt schriftlich vor. 

 Die speziellen Abschnitte für Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten in der Berufs-
ordnung sind in enger Abstimmung mit dem 
Ausschuss BO entwickelt und formuliert worden. 

 Eine schriftliche Stellungnahme zur Muster-Wei-
terbildungsordnung wurde erarbeitet und der Ver-
treterversammlung zur Abstimmung vorgelegt. 
Eine endgültige Beschlussfassung ist noch nicht 
erfolgt.  

Die inhaltliche Arbeit im Ausschuss war immer von 
einem großen Engagement und kollegialen Respekt 
getragen. Der Informationsfluss zwischen Vorstand 
und Ausschuss war durch die Mitwirkung eines Vor-
standsmitgliedes gewährleistet.  

Erst gegen Ende der Wahlperiode der Kammer 
(November 2005) kam es zu einer ersten Sitzung mit 
den Vertretern der Ausschüsse des Bundes und der 
Länder.  

Aufgrund unserer vierjährigen Erfahrungen gibt 
der Ausschuss folgende Empfehlungen weiter bzw. 
zeigt folgende Perspektiven auf: 

 Strukturbildung: Der neue Ausschuss könnte auf 
5 Mitglieder verkleinert werden. Soweit möglich 
sollte auch personelle Kontinuität ein Auswahl-
kriterium sein.  

 Zusammenarbeit mit dem Vorstand: Die Zusam-
menarbeit von Vorstand und Ausschuss sollte 
besser strukturiert werden. Dazu sollte es min-
destens zwei gemeinsame Sitzungen am Beginn 
und nach etwa 2/3 der Amtsperiode geben. Die 
KJP-Vertretung im Vorstand sollte gestärkt und 
die Aufgaben im Ausschuss geklärt werden.  

 Vernetzung: Die überregionale Abstimmung mit 
den Ausschüssen des Bundes und der Länder 
sollte weiter gepflegt und intensiviert werden, um 
die notwendige Öffentlichkeitsarbeit zu koordi-
nieren, politische Positionen zu erarbeiten, sowie 
Arbeitsschwerpunkte und Themen auch län-
derübergreifend festzulegen. 

Die Arbeit im Ausschuss war ein wichtiger erster 
Schritt zur Identitätsbildung und berufspolitischen 
Profilierung der KJP in Baden-Württemberg.  
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Gemeinsamer Beirat mit der Lan-
desärztekammer 

Im Januar 2003 hat der Gemeinsame Beirat der Lan-
desärztekammer (LÄK) und der Landespsychothera-
peutenkammer (LPK) seine Arbeit aufgenommen, 
nachdem die Vorstände beider Kammern im Herbst 
2002 die Zusammensetzung und die Anzahl der Mit-
glieder einvernehmlich festgelegt hatten. Nach den 
Vorgaben des Heilberufe-Kammergesetzes (HBKG) 
ist es Aufgabe des Gremiums, die berufsübergreifen-
den Angelegenheiten, insbesondere  in den Bereichen 
Berufsordnung, Weiterbildung und Qualitätssicherung 
zu erörtern, die Zusammenarbeit der Berufsgruppen 
zu fördern, bei Interessenkonflikten ausgleichend zu 
wirken und die Organe beider Kammern in ihrer Auf-
gabenerfüllung zu unterstützen. Die Wahlperiode des 
Beirats beträgt vier Jahre;  Vorsitz und stellvertreten-
der Vorsitz wechseln im zweijährigen Rhythmus zwi-
schen einem Vertreter der Fachärzte für psychothera-
peutische Medizin und einem Vertreter der psycholo-
gischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten. Erste Vorsitzende war Frau 
Dr. med. Birgit Clever, die den Vorsitz turnusgemäß 
im Januar 2005 an ihre Stellvertreterin Frau Dipl.-
Psych. Mareke de Brito Santos-Dodt übergab. Weitere 
Mitglieder aus der LPK sind Dr. Alessandro Cavic-
chioli, Martin Klett, Siegfried Schmieder sowie Sa-
bine Schäfer als Stellvertreterin für Detlev Kommer. 
Ärztliche Mitglieder sind Dr. med. Birgit Clever sind 
die Dres. Jürgen Braun, Ulrich von Pfister, Eckert 
Senn und Ingrid Rothe-Kirchberger. Die Justiziare 
beider Kammern, Ulrike Hespeler von der LÄK und  
Hartmut Gerlach von der LPK, nehmen an den Sit-
zungen teil; die Geschäftsführung des Gemeinsamen 
Beirats liegt bei der LPK.  

Ziel der Arbeit ist es, eine weitgehende Kompati-
bilität der psychotherapeutischen Aus-, Fort- und 
Weiterbildung sowie der Berufsausübung herbeizu-
führen. Dementsprechend befasste sich der Beirat 
bisher mit 

 den Unterschieden in der Aus-, Fort- und Weiter-
bildungsstruktur und dem daraus resultierenden 

unterschiedlichen Regelungsbedarf in den Be-
rufsgruppen, 

 den wesentlichen Bestimmungen der neu entstan-
denen Berufsordnung der LPK im Abgleich mit 
der Berufsordnung der LÄK, 

 dem Gesundheitsmodernisierungsgesetz, wozu 
im Juli 2003 Eckpunkte für die psychotherapeuti-
sche Versorgung, insbesondere auch die Stärkung 
der Partizipationsrechte der Psychotherapeuten 
und die Etablierung eines Psychotherapeutischen 
Versorgungsbereichs formuliert wurden, 

 der Novellierung der ärztlichen Weiterbildungs-
ordnung, wozu im Februar 2004 eine Stellung-
nahme zur formalen und inhaltlichen Konzeption 
abgegeben wurde, 

 der Begutachtungspraxis bei psychoreaktiven 
Traumafolgen in aufenthaltsrechtlichen Fragen 
mit der Empfehlung an beide Kammern, Krite-
rien für die Begutachtung, Qualifikationsanforde-
rungen für die Gutachter sowie die Entwicklung 
entsprechender Fortbildungsangebote einheitlich 
festzulegen, 

 den Regelungen der Fortbildungsordnungen 
beider Kammern, wobei eine inhaltliche Anglei-
chung im Hinblick auf die gegenseitige Anerken-
nung und Anrechenbarkeit von Fortbildungsver-
anstaltungen angestrebt wird, 

 den Kriterien zur Anerkennung der Fortbildungs-
zertifikate gemäß § 95 d SGB V einschließlich 
dem Vorschlag einer gemeinsamen Initiative zu 
einer entsprechenden Vereinbarung mit der Kas-
senärztliche Vereinigung Baden-Württemberg. 

Insbesondere die Unterschiede in der Akkreditie-
rungspraxis beider Kammern, die für Kammermit-
glieder und Fortbildungsveranstalter wenig nachvoll-
ziehbar sind, werden den Beirat weiter zu beschäfti-
gen haben. Hier geht es insbesondere um die Hinwir-
kung auf den Abbau der Ungleichheiten und dem Ziel 
einer gemeinsamen Vereinbarung beider Kammern 
zur gegenseitigen Anerkennung der Fortbildungs-
nachweise und Vermeidung von Doppel-
Akkreditierungen. 
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Anhang 1 

Personen und Funktionen in der ersten Amtsperiode 

Mitglieder des Errichtungsausschusses 

Vertreter der Kinder- und Jugendlichen-
therapeuten 
Dipl.-Päd. Michael Feyerabend, Tübingen  
Martin Klett, Ebringen  
Dipl.-Soz.-Arb. Monika Laitenberger, Stuttgart 
Dipl.-Päd. Trudi Raymann, Stuttgart 
Sibille Seeger, Leimen 

Vertreter der Psychologischen Psychothe-
rapeuten  
Dipl.-Psych. Ralf Adam, Immenstadt (ab 09/2005) 
Dipl.-Psych. Birgit Bergmann, Ulm  
Dr. rer. soc. Dipl.-Psych. Alessandro Cavicchioli, Schwä-
bisch Hall  
Dipl.-Psych. Jürgen Doebert, Reutlingen  
Dipl.-Psych. Eberhard Fuhrmann, Heidelberg 

Prof. Dr. rer. nat. Dipl.-Psych. Thomas Fydrich, Heidelberg  
Dipl.-Psych. Peter Paul Gabriel, Dossenheim  
Dipl.-Psych. Matthias Herzog, Freiburg 
Dipl.-Psych. Gudrun Klein, Karlsbad 
Dipl.-Psych. Detlev Kommer †, Mannheim  
Dipl.-Psych. Hans Metsch, Greilingen  
Dipl.-Psych. Thomas Müller-Staffelstein, Dornstadt  
Dr. rer. nat. Dipl.-Psych. Ernst Dietrich Munz, Stuttgart 
Dipl.-Psych. Mareke de Brito Santos-Dodt, Heidelberg  
Dipl.-Psych. Sabine Schäfer, Weilheim  
Dipl.-Psych. Andreas Schale, Schorndorf 
Dipl.-Psych. Siegfried Schmieder, Schwäbisch Gmünd 
Dipl.-Psych. Ute Steglich, Ulm 
Dipl.-Psych. Achim Stenzel, Bad Mergentheim 
Dr. rer. biol. hum. Dipl.-Psych. Roland Jürgen Straub, 
Überlingen 

Mitglieder der ersten Vertreterversammlung 

Vertreter der Kinder- und Jugendlichen-
therapeuten 
Dipl.-Psych. Alexander Frohn, Offenburg  
Dipl.-Rhythmik u. Musikl. Kristiane Göpel, Tübingen  
Martin Klett, Ebingen  
Dipl.-Soz.-Arb. Monika Laitenberger, Stuttgart 
Prof. Dr .phil. Dipl.-Psych. Herbert Pielmaier, Freiburg 
Dipl.-Päd. Trudi Raymann, Stuttgart 
Sibille Seeger, Leimen 
Dr. phil. Dipl.-Psych. Helmut Wetzel, Müllheim 

Vertreter der Psychologischen Psychothe-
rapeuten  
Dipl.-Psych. Ralf Adam, Immenstadt (ab 09/2005) 
Dipl.-Psych. Isolde Badelt, Heidelberg  
Prof. Dr. phil. Dipl.-Psych. Reiner Bastine, Ladenburg  
Dipl.-Psych. Birgit Bergmann, Ulm  
Prof. Dr. rer. soc. Dipl.-Psych. Walter Bongartz, Kontanz  
Dr. rer. soc. Dipl.-Psych. Alessandro Cavicchioli, Schwä-
bisch Hall  
Dr. rer. soc. Dipl.-Psych. Fred Christmann, Stuttgart  
Dipl.-Psych. Eberhard Fuhrmann, Heidelberg 
Dipl.-Psych. Marianne Funk, Tübingen 
Prof. Dr. rer. nat. Dipl.-Psych. Thomas Fydrich, Heidelberg  
Dipl.-Psych. Peter Paul Gabriel, Dossenheim  
Dipl.-Psych. Friedrich Gocht, Reutlingen  

Dipl.-Psych. Konrad Haeberle, Mannheim (ab 05/2004) 
Dr. rer. soc. Dipl.-Psych. Jens Michael Hertel, Ludwigs-
burg  
Dipl.-Psych. Gerhard Hölle, Tübingen  
Dipl.-Psych. Gudrun Klein, Karlsbad 
Dipl.-Psych. Hans-Joachim Köpfle, Tübingen (ab 04/2004) 
Dipl.-Psych. Detlev Kommer †, Mannheim  
Dipl.-Psych. Helga Kremp-Ottenheim, Freiburg  
Dr. phil. Dipl.-Psych. Maren Langlotz-Weis, Ladenburg  
Dipl.-Psych. Thomas Müller-Staffelstein, Dornstadt  
Dr. rer. nat. Dipl.-Psych. Ernst Dietrich Munz, Stuttgart 
Dipl.-Psych. Ursula Neumann, Oberkirch 
Dipl.-Psych. Elisabeth Noeske, Freiburg 
Dipl.-Psych. Michael Reisch, Emmendingen 
Dipl.-Psych. Rüdiger Manfred Retzlaff, Heidelberg  
Prof. Dr. Dipl.-Psych. Dirk Revenstorf, Tübingen (bis 
11/2004)  
Dipl.-Psych. Mareke de Brito Santos-Dodt, Heidelberg  
Dipl.-Psych. Sabine Schäfer, Weilheim  
Dipl.-Psych. Andreas Schale, Schorndorf 
Dipl.-Psych. Siegfried Schmieder, Schwäbisch Gmünd 
Dipl.-Psych. Ute Steglich, Ulm 
Dr. rer. biol. hum. Dipl.-Psych. Roland Jürgen Straub, 
Überlingen 
Dr. Dipl.-Psych. Peter Wegner, Zwiefalten (bis 04/2004) 
Dr. Dipl.-Psych. Martin Wendisch, Tübingen (bis 04/2004) 
Dipl.-Psych. Werner Wiegand, Zwiefalten (ab 01/2005)  
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Mitglieder des Vorstandes

Präsident: Dipl.-Psych. Detlev Kommer †, Mannheim  
Vizepräsident: Dipl.-Psych. Siegfried Schmieder, Schwä-

bisch Gmünd (bis 12/2003), Dr. rer. nat. Dipl.-Psych. 
Ernst Dietrich Munz, Stuttgart (ab 01/2004), 

Rechnungsführer: Prof. Dr. rer. nat. Dipl.-Psych. Thomas 
Fydrich, Heidelberg  

Beisitzer: Dipl.-Päd. Trudi Raymann, Stuttgart und Dipl.-
Psych. Mareke de Brito Santos-Dodt, Heidelberg  

Mitglieder weiterer Gremien 

Umlageausschuss  
Ralf Adam (Vors.), Ute Steglich (Stv. V.), Michael Feye-
rabend, Friedrich Gocht, Gerhard Hölle 

Berufsordnung  
Siegfried Schmieder (Vors. ab 06/2004), Peter Wegner 
(Vors. bis 04/2004), Kristiane Göpel (Stv. V. ab 06/2004), 
Martin Wendisch (Stv. V. bis 04/2004), Werner Kraft, 
Prof. Dr. Dirk Lorenzen, Konrad Haeberle (ab 06/2004) 

Aus-, Fort- und Weiterbildung 
Martin Klett (Vors.), Sabine Schäfer (Stv. V.), Prof. Dr. 
Walter Bongartz, Gudrun Klein, Dr. Maren Langlotz-
Weiss, Helga Kremp-Ottenheym, Prof. Dr. Bruno Prei-
lowski 

Qualitätssicherung 
Sibille Seeger (Vors.), Prof. Dr. Franz Caspar (Stv. V.), 
Prof. Dr. Reiner Bastine, Dr. Lisbeth Klöß-Rotmann, 
Ursula Neumann, Dr. Jan Meyerberg (ab 04/2004), Wer-
ner Wiegand, Dr. Wolfgang Palm (bis 10/2003) 

Ambulante Versorgung 
Marianne Funk (Vors.), Johannes Austermeier (Stv. V.), 
Birgit Bergmann, Peter Gabriel, Dr. Jens Hertel, Miliane 
Molsen, Thomas Müller-Staffelstein 

Psychotherapie in Institutionen 
Dr. Roland Straub (Vors.), Dr. Karl-Eugen Graf (Stv. V.), 
Dr. Dieter Horch, Elisabeth Noeske, Heinz-Jürgen Pitzing, 
Andreas Schale, Prof. Dr. Rudi Wagner 

Psychotherapeutische Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen 
Dr. Helmut Wetzel (Vors.), Kristiane Göpel (Stv. V.), 
Alexander Frohn, Monika Laitenberger, Prof. Dr. Herbert 
Pielmaier, Michael Reisch, Roselie Schwalm 
 
 
 

Vorstandskommissionen 
Berufsordnungskommission: Kristiane Göpel, Werner 
Kraft, Detlev Kommer, Trudi Raymann, Friedrich Gocht, 
Siegfried Schmieder 

Vorstandsbeauftragte 
Annette Kämmerer AG „Frauen und Gesundheit“ im Ge-

sundheitsforum BW 
Rainer Bastine AG „Prävention“ im Gesundheitsforum BW 
Jürgen Bengel Notfallpsychologie/-psychotherapie 

Delegierte der LPK zur BPtK 
Prof. Dr. Walter Bongartz (PP), Dr. Alessandro Cavicchi-
oli (PP), Prof. Dr. Thomas Fydrich (PP), Martin Klett 
(KJP),  Detlev Kommer (PP) †, Dr. Dietrich Munz (PP), 
Trudi Raymann (KJP), Michael Reisch (PP), Prof. Dr. Dirk 
Revenstorf (PP; bis 05/2005), Mareke de Brito Santos-
Dodt (PP), Siegfried Schmieder (PP), Friedrich Gocht (ab 
06/2005); Sabine Schäfer (PP; ab 09/2005), 
 
Persönliche Stellvertreter: Thomas Müller-Staffelstein 
(PP), Dr. Jens Hertel (PP), Andreas Schale (PP), Monika 
Laitenberger (KJP), Sabine Schäfer (PP, bis 08/2005), 
Ursula Neumann (PP), Sibylle Seeger (KJP), Prof. Dr. 
Herbert Pielmaier (KJP), Friedrich Gocht (PP, bis 
05,2005), Marianne Funk (PP), Peter Gabriel (PP), Fred 
Christmann (PP ab 06/2005). 

Gemeinsamer Beirat mit der Lan-
desärztekammer 

Vertreter Landesärztekammer: 
Dr. Birgit Clever, Freiburg; Dr. Jürgen Braun, Mannheim; 
Dr. Rothe-Kirchberger, Stuttgart-Möhringen; Dr. Eckart 
Semm, Bietigheim-Bissingen; Dr. Ulrich von Pfister, 
Friedrichshafen 

Vertreter Landespsychotherapeuten-
kammer: 
Dr. Alessandro Cavicchioli, Mareke de Brito Santos-Dodt, 
Martin Klett, Detlev Kommer†, Siegfried Schmieder 
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Anhang 2 

Zum Stand der Qualitätssicherung in der psychotherapeutischen Versor-
gung Baden-Württembergs - Mitgliederbefragung zum Umsetzung von 
Qualitätssicherung/ Qualitätsmanagement in den unterschiedlichen psycho-
therapeutischen Arbeitsfeldern 

Der Ausschuss Qualitätssicherung der LPK initiierte 
2003 eine landesweite Erhebung zum Stand der Um-
setzung von QS/QM in den Arbeitsfeldern der Kam-
mermitglieder. Sie sollte eine möglichst umfassende 
Bestandaufnahme der derzeit praktizierten Maßnah-
men zur Qualitätssicherung ermöglichen. Die Befra-
gung kann - neben anderen Daten - zu einer fundierte-
ren Beurteilung der psychotherapeutischen Versor-
gung in Baden-Württemberg beitragen. Sie stellt dar-
über hinaus eine wichtige empirische Fundierung für 
die Erstellung von Richtlinien zur Qualitätssicherung 
dar. Die Studie folgte zwei zentralen  Fragestellungen:  

1. Welche Formen der Qualitätssicherung werden 
von niedergelassenen und angestellten Kollegin-
nen und Kollegen eingesetzt? 

2. Als wie nützlich werden unterschiedliche Formen 
der Qualitätssicherung eingeschätzt?  

Methodik  
Eingesetzt wurde ein vom Ausschuss QS speziell für 
die Erhebung entwickelter Fragebogen mit insgesamt 
34 Einzelfragen. Erfasst wurde neben Verwendung 
und Nutzenbewertung unterschiedlicher QS-Maß-
nahmen auch Daten zu beruflichen Rahmenbedingun-
gen. Diese bezogen sich u.a. auf das Setting (Praxis, 
Beratungsstelle, Klinik etc.), auf die inhaltliche und 
zeitliche Struktur der therapeutischen Arbeit, auf die 
therapeutische Orientierung sowie die Anwendung 
der Art der therapeutischen Verfahren, die Berufser-
fahrung oder die Zugangswege der behandelten Pati-
enten.   

Für die Erhebung wurden im Mai 2004 alle Mit-
glieder (n=3.537) der LPK Baden-Württemberg pos-
talisch angeschrieben, n=1.482 Antworten waren ver-
wertbar (n=22 wiesen hohe Missing-Data-Quoten 
auf). Dies entspricht einer Rücklaufquote von etwa 
42%. Da keine Erinnerungsschreiben an Nicht-Ant-
worter versandt wurden, kann die Rücklaufquote als 
zufriedenstellend bis gut bezeichnet werden. 

Stichprobe 
Das Durchschnittsalter der Untersuchungsteilnehme-
rinnen und – teilnehmer lag bei knapp 50 Jahre; 62% 
waren weiblich was nahezu dem Durchschnitt aller 
Kammermitglieder entspricht (Tabelle1). 

 
Tabelle 1: Demographische Merkmale der Gesamtstich-
probe (nges= 1481) 

Merkmal  n % 

männlich 555 37,7 Geschlecht 
weiblich 916 62,3 

Durchschnittsalter in Jahren  49,7 (s=7,6) 

Tabelle 2 zeigt Daten zum Anteil der psychothera-
peutischen Arbeit an der Gesamtarbeitszeit, zu den 
derzeitigen Tätigkeitsbereichen sowie zur psychothe-
rapeutischen Berufserfahrung. Im Mittel sind die 
Kolleginnen und Kollegen, die an der Umfrage teilge-
nommen haben, zu ca. 80% ihrer Gesamtarbeitszeit 
psychotherapeutisch tätig. Etwa 40% der Antworter 
geben an, dass sie in vollem Umfang (100%) psycho-
therapeutisch tätig sind, ein weiteres Viertel arbeitet 
zu mehr als 75% psychotherapeutisch. Demgegenüber 
berichtet nur ein sehr kleiner Teil der Kammermit-
glieder von einer psychotherapeutischen Tätigkeit in 
geringem Umfang (bis 25%).  

Die meisten arbeiten im Rahmen der ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung (80%), davon 
etwa die Hälfte alleine in eigener Praxis sowie ca. 
weitere 15% in Gemeinschaftspraxis oder Praxisge-
meinschaft. Jeweils ca. 30% der befragten Mitglieder 
haben einen ihrer Tätigkeitsschwerpunkte im Bereich 
Supervision oder Aus-/Fort-/Weiterbildung. Die 
durchschnittliche psychotherapeutische Berufserfah-
rung liegt bei durchschnittlich etwa 18 Jahren (Range: 
1 - 49 Jahre), die meisten davon (über 80%) sind 
bereits mehr als 10 Jahre psychotherapeutisch tätig.  
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Tabelle 2: Tätigkeitsbereiche, Arbeitszeit Psychotherapie, 
Berufserfahrung; Gesamtstichprobe (nges= 1481) 

Merkmal n % 

Anteil Psychotherapie an Gesamt-
arbeitszeit (Durchschnitt: 78,5%) 

  

davon bis 25% 88 6,1 
 26 bis 50% 220 15,2 
 51 bis 75% 184 12,8 
 76 bis 99 376 26,0 
 100% 575 39,9 
Derzeitige Tätigkeitsbereiche 
(Mehrfachangaben möglich)  

ambulante Psychotherapie 1198 80,8 
davon allein in eigener Praxis 703 47,5 
 in Gemeinschaftspraxis 37 2,5 
 in Praxisgemeinschaft 171 11,5 
Beratung/Beratungsstellen 275 18,6 
Supervision 450 30,4 
Aus-/Fort-/Weiterbildung, Lehre 415 28,0 
Wissenschaftlicher Bereich 106 7,2 
Gutachtertätigkeit 80 5,4 
Stationäre Einrichtung/Klinik 277 18,7 
Berufsverbands-/Kammerarbeit 84 5,7 
Sonstige 94 6,3 
Berufserfahrung   
(Durchschnitt in Jahren)    17,5 (s=7,6) 

davon bis 5 Jahre 57 3,9 
 >5 bis 10 Jahre 245 16,5 
 >10 bis 20 Jahre 671 45,3 
 >20 bis 30 Jahre 436 29,4 
 >30 Jahre 51 3,4 

 

Tabelle 3 gibt einen Überblick über die therapeutische 
Ausbildung sowie die Kassenzulassung bzw. Er-
mächtigung. Ingesamt haben die hier befragten Kam-
mermitglieder durchschnittlich 1,4 Ausbildungen. 
Über eine verhaltenstherapeutische Ausbildung ver-
fügten demnach ca. 40% der Befragten, etwa die 
Hälfte hat eine psychoanalytische (27%) oder tiefen-
psychologische (23%) Ausbildung. Mit Abstand fol-
gen Gesprächstherapie (18%), systemische Therapie 
(12%) Hypnose bzw. Hypnotherapie sowie Ges-
talttherapie (jeweils 8%). Über eine Kassenzulassung/ 
Ermächtigung verfügen etwa zwei Drittel der verhal-
tenstherapeutisch (442 von 602) sowie etwa drei Vier-
tel der psychodynamisch ausgebildeten Psycho-
therapeuten (563 von 743). Ingesamt waren n=1005 
Mitglieder mit Kassenzulassung in der Stichprobe 
enthalten (67,9% der Gesamtstichprobe). Von diesen 
verfügen über 75% (bzw. über 50% von allen Be-
fragten) eine Zulassung für Erwachsene, ca. 40% 
(25%) für Kinder und Jugendliche. Darüber hinaus 
sind 223 Kammermitglieder für Gruppentherapie 
zugelassen (22%/15%). 

 

 

 

 

Tabelle 3: Ausbildungen und Zulassungen  

Merkmal n % 

Ausbildung in 
  

Verhaltenstherapie 602 40,6 
Psychoanalyse (PA) 396 26,7 
Tiefenpsychologische PT (TP) 347 23,4 
Gesprächspsychotherapie 276 18,4 
Systemische Therapie 180 12,1 
Hypnose 117 7,9 
Gestalttherapie 116 7,8 

 

Transaktionsanalyse 35 2,4 
Kassenzulassung/Ermächtigung für 

Verhaltenstherapie 442 29,8 
PA/TP 563 38,0 
  davon PA und TP 357 24,1 
             nur PA 14 0,9 
             nur TP 192 13,0 
   

Erwachsene 755 50,9 
Kinder- und Jugendliche (KJP) 396 24,9 
Erwachsene + KJP   

 

Gruppen 223 15,1 

Anmerkung: Grundgesamtheit Ausbildungen (n=2.069), 
Grundgesamtheit für Zulassungen bei Niedergelassenen 
(n=1.005). Fehlende prozentuale Angaben resultieren aus 
fehlenden Messwerten; Prozentsummen über 100 beruhen 
auf möglichen Mehrfachangaben.  

Ergebnisse (Auswahl) 

Einsatz qualitätssichernder Maßnahmen  
Abbildung 2 zeigt den jeweiligen Anteil an Kammer-
mitgliedern, die entsprechende qualitätssichernde 
Maßnahmen in ihrer beruflichen Alltagspraxis einset-
zen. Die am häufigsten praktizierten Formen sind 
dabei die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen (98%), die Durchführung von Ab-
schlussgesprächen vor Beendigung einer psychothe-
rapeutischen Maßnahme (97%) und die Absprache 
von Behandlungszielen mit dem Patienten bei Beginn 
der Behandlung (91%). Weiter werden von der über-
wiegenden Mehrheit der Mitglieder Supervisionen 
und Intervisionen genutzt sowie die Berichterstellung 
im Gutachterverfahren angegeben (jeweils um 75%). 
Jeweils etwa 60% der Mitglieder nutzen Psychometrie 
(62%) und Dokumentationsverfahren (Basisdoku-
mentation 63%, Verlaufs-/Abschlussdokumentation 
56%) zur Qualitätssicherung. Etwas weniger als die 
Hälfte sichern die Qualität ihrer Arbeit in Teamsit-
zungen und/oder Qualitätszirkeln.  
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Bewertung qualitätssichernder Maßnah-
men  
Abbildung 3 zeigt die durchschnittliche Bewertung 
des subjektiven Nutzens der erfragten qualitätssi-
chernden Maßnamen durch die Befragungsteilnehmer 
(jeweiliger Anteil positiver Bewertungen = „starker“ 
oder „sehr starker“ Nutzen). Die Mitglieder sehen den 
höchsten Nutzen für die Erhaltung und Verbesserung 
ihrer psychotherapeutischen Arbeit in Supervision 
(93%) und Intervision (86%). Ebenfalls ein hoher 
Nutzen wird in Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 
(85%) gesehen. Jeweils fast 3/4 der Befragten bewer-
ten darüber hinaus die Abstimmung der Behandlungs-

ziele mit dem Patienten zu Beginn der Behandlung als 
auch die Durchführung eines Abschlussgesprächs als 
wichtige qualitätssichernde Maßnahme. Teamsitzun-
gen und Qualitätszirkel werden von jeweils etwa 2/3 
der Mitglieder positiv bewertet, während dies zwi-
schen 53 und 60% hinsichtlich Psychometrie bzw. 
Dokumentationsverfahren tun. Mit Abstand den ge-
ringsten Nutzen für Qualitätssicherung und –
verbesserung sehen die Teilnehmer im Gutachterver-
fahren (37%) sowie in der Erstellung eines Abschluß-
berichts (28%). 
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Von den Psychoanalytikern, die nur mit Erwach-
senen arbeiten, wenden nur 13.3% psychometrische 
Verfahren an. Diejenigen, die nur mit Kindern arbei-
ten, geben dagegen zu 63.6% an, standardisierte Ver-
fahren einzusetzen. Für die Verhaltenstherapeuten 
liegen die entsprechenden Nutzungsraten bei 74% 
(nur Erwachsene) bzw. 100% (nur Kinder). Im statio-
nären Bereich (Klinik: 81%) werden psychometrische 
Verfahren erwartungsgemäß deutlich häufiger einge-
setzt als in Beratungsstellen (66.9%) und im nieder-
gelassenen Bereich (eigene Praxis: 50.3%; Gemein-
schaftspraxis: 58.1%) Die häufigsten Gründe, warum 
psychometrische Verfahren nicht genutzt werden sind 
inhaltlicher aber auch wirtschaftlicher Art (geringe 
Honorierung und Limitierung dieser Leistungen). 
Hohe Zustimmung bei allen Nicht-Nutzern psycho-
metrischer Verfahren findet die Aussage, dass „andere 
klinische Informationen“ bevorzugt werden. 

Abb. 2: Nutzung qualitätssichernder Maßnahmen in der 
psychotherapeutischen Praxis, Anteil in Prozent 

Zusammenfassung und Diskussion 
Die Ergebnisse machen deutlich, dass vor allem Su-
pervision, Intervision, die Formulierung von Thera-
piezielen, Abschlussgespräche und die Teilnahme an 
Fort- und Weiterbildungen die von Kolleginnen und 
am häufigsten praktizierten Methoden der Qualitätssi-
cherung und Weiterentwicklung der therapeutischen 
Professionalität sind. Unterschiede lassen sich hin-
sichtlich der gewählten Methoden der Dokumentation 
und Evaluation finden, wenngleich die Ab-
schlussgespräche am Ende der Therapie einen obli-
gatorischen Charakter (98%) haben. Die Unterschiede 
hängen deutlich mit dem psychotherapeutischen Ver-
fahren, dem psychotherapeutischen Arbeitsgebiet und 
der Art der Zulassung (Erwachsene / Kinder- und 
Jugendliche) zusammen.  
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Katamnesen Hinsichtlich der Bewertung der Nützlichkeit der 
einzelnen Maßnahmen stehen ebenfalls Supervision, 
Intervision sowie Fort- und Weiterbildung an vor-
derster Stelle. Der Einsatz von psychometrischen 
Verfahren, Basisdokumentationen, Katamnesen sowie 
Verlaufs und Abschlussdokumentation wird hinsicht-

Abb. 3: Bewertung des Nutzens qualitätssichernder Maß-
nahmen in der therapeutischen Praxis; Anteile positiver 
Bewertungen (4=stark + 5=sehr stark, in Prozent) 
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lich ihrer Nützlichkeit für QS/QM vergleichsweise 
kritischer gesehen. Und nur eine Minderheit der Be-
fragten sehen im Gutachterverfahren oder der Erstel-
lung von Abschlußberichten nützliche Hilfestellungen 
für die Sicherung und Verbesserung der Qualität ihrer 
Arbeit.  

Die frei formulierten Antworten waren für die 
Ausschussmitglieder überraschend vielfältig und 
umfangreich, was die Auswertungen einerseits er-
schwert und verzögert hatte, andererseits gerade auch 
die Berechtigung und Notwendigkeit der freien Fra-
gen zeigt. Auf diese qualitativen Daten wartet noch 
eine detailliertere Auswertung. Als ein erstes Ergebnis 
wurde deutlich, dass bei Kolleginnen und Kollegen 
eine große Sorge vor künftiger Bürokratisierung und 
Reglementierung herrscht.   

Insgesamt sind die Ergebnisse aus folgenden 
Gründen mit Einschränkungen zu interpretieren. Zwar 
ist die Rücklaufquote mit nahezu der Hälfte aller 
Mitglieder und nahezu 2/3 der niedergelassenen Kol-
leginnen und Kollegen positiv zu beurteilen; dennoch 
muss davon ausgegangen werden, dass hierbei dieje-

nigen eher an einer Umfrage zu diesem Thema teil-
nehmen, bei denen ein überdurchschnittliches Maß an 
Offenheit und Professionalität für diesen Bereich 
herrscht. Weiterhin wurde bei vielen der Angaben 
nicht ermittelt, in welchem Umfang, welcher Häufig-
keit und Regelmäßigkeit die Maßnahmen tatsächlich 
eingesetzt werden.  

Abschließend muss darauf hingewiesen werden, 
dass noch sehr viele interessante Informationen im 
Datensatz stecken, z.B. in der Kreuzung der Variablen 
(z.B., von welchen Merkmalen es abhängt, was ange-
wendet, für nützlich gehalten, etz. wird). Dies ist erst 
teilweise geschehen, eine ausführlichere Analyse 
befindet sich in Vorbereitung.  

 

Sibille Seeger, Franz Caspar, Reiner Bastine, Lis-
beth Klöß-Rotmann, Ursula Neumann, Jan Meyerberg 
und Werner Wiegand; Vorstandsbeauftragter: Jürgen 
Schmidt 

 

Anhang 3 

Psychologische PsychotherapeutInnen und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutInnen in Institutionen 

Um die Belange der in Baden-Württemberg in Insti-
tutionen arbeitenden PP und KJP effizienter vertreten 
zu können, wurde vom Ausschuss PTI im Jahr 2004 
eine Befragung durchgeführt. Der Rücklauf war er-
freulich hoch: 1014 Fragebögen wurden zurückge-
schickt, das entspricht einer Quote von ca. 55% (bei 
ca. 1850 PP/KJP, die in BW in Institutionen arbeiten). 

Im Folgenden werden einige wichtige Ergebnisse 
der Befragung vorgestellt:  

52% der PP/KJP sind weiblich, 48% sind männ-
lich. Das mittlere Lebensalter beträgt ca. 48 Jahre, 
wobei die weiblichen PP/KJP im Mittel ca. 2 Jahre 
jünger sind als die männlichen. Eine detaillierte Al-
tersverteilung ist Abb. 1 zu entnehmen. 

87% der KollegInnen verfügen über eine Approbation 
als PP, 23% als KJP, ca. 9% sind doppelapprobiert. 94 
% befinden sich in einem Angestelltenverhältnis, 5% 
in einem Beamtenverhältnis und 1% ist gegenwärtig 
ohne Beschäftigung. 12% der angestellten PP/KJP 
sind zusätzlich in einer Praxis tätig bzw. niedergelas-
sen. 92% der KollegInnen befinden sich in einem 
unbefristeten Arbeitsverhältnis. Bei der Eingruppie-
rung in Gehaltsstufen konnten nach einer aufwändi-
gen Kategorisierung die in Tab. 1 dargestellten Häu-
figkeiten ermittelt werden. 
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Abbildung 1: Altersverteilung der PP/KJP in Institutio-
nen (Absolute Häufigkeiten)
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Tabelle 1: Eingruppierung in Gehaltsstufen der PP/KJP in 
Institutionen 

Kategorisierte Gehaltsstufen  n % 

BAT I, Ia und mehr / A15, A16, C1, C2, C3, 
C4 und mehr  

62 7,9

BAT IIb, IIa, II, Ib / Kr. XIII / A13, A14  617 78,8
BAT IVb, IVa, III / Kr. IX,  X,  XI, XII / A10, 
A11, A12  

100 12,8

BAT VIb,VIa,Vc,Vb,Va  /  Kr. IV, V, Va, VI, 
VII, VIII / A7, A8, A9  

4 0,5

Gesamt gültige Angaben 783 100,0
unklare oder nicht klassifzierbare Nennun-
gen  

200 19,7

keine Angaben  31  3,1
Gesamt  1014

 

51% der PP/KJP üben in ihrer Institution keine 
Leitungsfunktion aus, 22% haben die therapeutische 
Leitung, 17% eine institutionelle Leitungsfunktion, 
9% üben die Leitungsfunktion institutionell und the-
rapeutisch aus.Die häufigste Fachaufsicht der PP/KJP 
wird mit 35% von Ärzten ausgeübt, dann folgt mit 
26% die Fachaufsicht durch PP/KJP. Bei ca. 14% übt 
die Verwaltung die Fachaufsicht aus, bei ca. 7% sind 
dies Diplom-Psychologen ohne Approbation. 

Bei den Angaben zur Wochenarbeitszeit gaben le-
diglich 48% an, in Vollzeit zu arbeiten, 52% der Kol-
legInnen befinden sich in einer Teilzeitbeschäftigung 
mit sehr unterschiedlichen Wochenarbeitszeiten. Da-
her wurde noch eine Kategorisierung in halbe und 
dreiviertel-Stellen vorgenommen. (vgl. Abb. 2). 

Die Arten der Institutionen wurden zunächst durch 
Vorgabe der „Hauptinstitutionen“ Rehaklinik, Kran-
kenhaus und Uniklinik erfasst. In Kliniken und Kran-
kenhäusern arbeiten 53% der KollegInnen (vgl. Tab. 
2). Bei den „anderen Institutionen“ (vgl. Tab. 3) fällt 
die hohe Anzahl der PP/KJP in Beratungsstellen auf; 
hier arbeiten fast 34% der KollegInnen.  

 

Tabelle 2: Anzahl der PP/KJP in „Hauptinstitutionen“ (im 
zweiten Teil „Bereich“ waren Mehrfachnennungen mög-
lich) 

Hauptinstitution n % 
Rehaklinik 261 25,7 
Krankenhaus 200 19,7 
Uniklinik 76 7,5 
arbeitet dort im Bereich   

  Psychotherapie/Psychosomatik 151 14,9 
  Psychiatrie Erwachsene 130 12,8 
  Sucht 128 12,6 
  Neurologie 64 6,3 
  Orthopädie 59 5,8 
  Kinder- /ugendlichenpsychotherapie 37 3,6 
  Herz-Kreislauferkrankungen 32 3,2 
  Kinder- und Jugendlichenpsychiatrie 29 2,9 

Bei der Frage nach der Anwendung und Qualifi-
kation in psychotherapeutischen Verfahren wurden 
zunächst die Hauptverfahren Analytische Psychothe-
rapie, Tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie, 
Verhaltenstherapie / Kognitive Therapie, Humanisti-
sche Psychotherapie (inkl. Gesprächspsychotherapie) 
und Systemische Therapie erfasst. Am häufigsten 
wurde hier die Verhaltenstherapie genannt, gefolgt 
von humanistischen Psychotherapieverfahren und 
Systemischer Therapie. Fasst man aber die Tiefenpsy-
chologisch fundierte Psychotherapie und die Analyti-
sche Psychotherapie zur „Psychodynamischen Psy-
chotherapie“ zusammen, so wird diese am dritthäu-
figsten noch vor der Systemischen Therapie genannt 
(vgl. Abb. 3). 

 
Tabelle 3: Anzahl der PP/KJP in „anderen Institutionen“ 
(im zweiten Teil „Bereich“ waren Mehrfachnennungen 
möglich) 470
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Psychologische Beratungsstelle 258 25,4 
Suchtberatung 39 3,8 
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Heim 90 8,9 
Sonstige Institution 54 5,3 
Schule 37 3,6 
Universität 33 3,3 
Jugendamt 17 1,7 
Strafvollzug 15 1,5 
Verkehrspsychologie 1 0,1 

Abbildung 2: Voll- und Teilzeit der PP/KJP in Institutio-
nen (Absolute Häufigkeiten) 

Bei den Psychotherapieverfahren, die frei genannt 
werden konnten, gab es sehr viele unterschiedliche 
Angaben für Qualifikation und Anwendung. Auch 
hier wurde eine aufwändige Kategorisierung vorge-
nommen. Am häufigsten wurden hier die hypnothera-
peutischen Verfahren genannt. In Abb. 4 sind Verfah-
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Abbildung 3: Qualifikation und Anwendung der 
PP/KJP in Psychotherapieverfahren (Absolute Häu-
figkeiten) 

Abbildung 4: Qualifikation und Anwendung der 
PP/KJP in Psychotherapieverfahren; Verfahren in freier 
Nennung; Anzahl Nennungen 

ren mit mindestens 10 Nennungen berücksichtigt 
worden; dabei gaben alle KollegInnen mit Qualifika-
tion in einem dieser Verfahren an, dass dieses auch in 
ihrer Institution zur Anwendung kommt. 

Roland Straub, Karl-Eugen Graf, Dieter Horch, Elisa-
beth Noeske, Heinz-Jürgen Pitzing, Andreas Schale, 
Rudi Wagner, Dietrich Munz und Jürgen Schmidt

Anhang 4 

Eckpunktepapier der Bundespsychotherapeutenkammer vom März 2004 

1. Gesundheit und Krankheit lassen sich nicht auf 
eine biologische Dimension verkürzen: Psychische 
und psychisch mit bedingte Erkrankungen haben in 
erheblichem Ausmaß zugenommen. Psychotherapeu-
ten sind deshalb in erheblich stärkerem Umfang als 
bisher üblich sowohl auf der Ebene der Systempla-
nung als auch in der kurativen und rehabilitativen 
Versorgung sowie in der Prävention mit einzubezie-
hen. 

2. Der Erstzugang zur psychotherapeutischen Ver-
sorgung muss erhalten bleiben: Repräsentative 
epidemiologische Untersuchungen belegen die große 
Verbreitung psychischer Störungen in der Bevölke-
rung. Sie zählen bereits heute zu den kostenintensivs-
ten Krankheiten und werden in ihrer Bedeutung wei-
ter zunehmen. Die tatsächliche Versorgungslage ist 
jedoch infolge einer verfehlten Bedarfsplanung in vie-
len Regionen Deutschlands auch heute noch durch 
eine hohe Rate an Fehl- bzw. Unterversorgung psy-
chisch Kranker gekennzeichnet. Um einer Chronifi-
zierung psychischer Störungen entgegenzuwirken, 
muss deshalb am direkten Erstzugang des Patienten 
zu einem Psychotherapeuten seiner Wahl festgehalten 
werden. Psychotherapie als Krankenkassenleistung 
muss integraler Bestandteil der Basisversorgung der 
Bevölkerung bleiben. 

3. Bedarfsplanung: Die Bemessung des Versor-
gungsbedarfs für Psychotherapie am Ist-Stand der 
Behandlerzahlen hat keinerlei fachlich ausgewiesenen 
Bezug zu der tatsächlichen Verbreitung behandlungs-
bedürftiger psychischer Störungen in der Bevölke-
rung. Dies führt zu einer teilweise erheblichen Unter-
versorgung z.B. in ländlichen Gebieten, den neuen 
Bundesländern und der Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapie. Eine eigene Bedarfsermittlung 
und Bedarfsplanung für den Bereich der Psychothera-
pie bei Kindern und Jugendlichen ist unerlässlich.  

4. Weiterentwicklung einer integrierten psycho-
therapeutischen Versorgungskette: Strukturell und 
rechtlich bedingte Systemdefizite (fehlende Kapazi-
täten in der Akutversorgung, langwierige Aufnahme-
prozeduren in der stationären Rehabilitation) führen 
bei bestimmten Krankheitsverläufen und psychischen 
Krisen zu vermeidbaren Kostensteigerungen, die im 
Interesse einer fachgerechten und kostengünstigen 
Kontinuität der psychotherapeutischen Versorgung 
dringend zu korrigieren sind.  

5. Gleichberechtigte Einbeziehung der Psychothe-
rapeuten in strukturierte Behandlungsprogramme 
für chronische Erkrankungen und in integrierte 
Versorgungssysteme: Um die von der Gesundheits-
politik gewünschte Steigerung der Effektivität und 
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Qualität bei der Behandlung chronischer Erkrankun-
gen erreichen zu können, sind Psychologische Psy-
chotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten bereits bei der Erstellung von Be-
handlungsleitlinien und in der Versorgung gleichbe-
rechtigt mit zu beteiligen.  

6. Mehr Mitwirkungsrechte für Psychotherapeu-
ten in der Selbstverwaltung: Das bisherige sozial-
rechtliche Integrationsmodell ist unzureichend, eine 
angemessene Vertretung der psychotherapeutischen 
Berufe in die Strukturen der ärztlichen Selbstverwal-
tung ist nicht gelungen. Die Bundespsychotherapeu-
tenkammer fordert gesetzlich abgesicherte und ange-
messene Vertretungsmöglichkeiten in den Kassen-
ärztlichen Vereinigungen und der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung, etwa nach dem Muster eines 
Drei-Säulenmodells, mit einer hausärztlichen, fach-
ärztlichen und psychotherapeutischen Versorgungs-
ebene. Jeder Versorgungsbereich soll mit einem ei-
genständigen Verhandlungsmandat gegenüber den 
Krankenkassen ausgestattet sein. Verhandlungen über 
Verträge mit den Spitzenverbänden der Krankenkas-
sen, die die psychotherapeutische Versorgung betref-
fen, sollen federführend von dem psychotherapeuti-
schen Vorstandsmitglied geführt werden können.  

7. Psychotherapie erfordert eine angemessene Ver-
gütung: Bei der Vergütung der ambulanten psycho-

therapeutischer Leistungen ist die Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts zugrunde zu legen. Unter Be-
rücksichtigung des vergleichbaren Qualifikations-
niveaus und der funktional gleichwertigen Tätigkeit 
im Rahmen von Anstellungsverhältnissen ist die tarif-
rechtliche Gleichstellung der Psychotherapeuten mit 
den Fachärzten vorzusehen. 

8. Berufsrechtliche Änderungsnotwendigkei-
ten: Legaldefinition und Ausbildungsbestimmun-
gen: Die in § 1 Abs. 3 PsychThG vorgenommene Le-
galdefinition der Psychotherapie klammert die prä-
ventiven und rehabilitativen Fachkompetenzen der 
Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten aus. In der Versor-
gungspraxis wird dadurch in begründeten Einzelfällen 
der Rückgriff auf aussichtsreiche und klinisch hinrei-
chend bewährte psychotherapeutische Interventionen 
als Alternative zu einer Behandlung verwehrt, auf die 
ein Patient u.U. nur unzureichend anspricht. Eine 
solche Interventionsmöglichkeit muss deshalb aus 
fachlichen Gründen wie auch aus Gründen der 
Gleichstellung mit den übrigen akademischen Heilbe-
rufen durch eine entsprechende Korrektur ermöglicht 
werden. Es sollte daher unverzüglich eine entspre-
chende Novellierung der einschlägigen berufsrechtli-
chen Bestimmungen des Psychotherapeutengesetzes 
vorgenommen werden. 

Anhang 5 

Stellungnahme zum Modellvorhaben der Techniker Krankenkasse 

Bezug: Projektplan vom 4.11.2003, Befürwortet von 
der Vertreterversammlung am 13. März 2004. 

Kurzdarstellung des Modellvorhabens 
Das Modellvorhaben geht davon aus, dass die Wirk-
samkeit und Wirtschaftlichkeit psychotherapeutischer 
Behandlungen durch zahlreiche Studien belegt ist. 
Hingegen könnten wenige empirische Aussagen über 
die Ergebnis- und Verlaufsqualität ambulanter Psy-
chotherapien in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung gemacht werden. Das im Rahmen der Psychothe-
rapierichtlinien praktizierte Gutachterverfahren sei 
teilweise in Fachkreisen umstritten, da unter anderem 
die Dokumentation von Behandlungsergebnissen und 
die Patientenperspektive fehlten. Das geplante Mo-
dellprojekt der Techniker Krankenkasse nach § 65 

SGB V sieht daher einen Vergleich psychotherapeuti-
scher Behandlungen durch niedergelassene Psycho-
therapeuten unter Bedingungen der Standardversor-
gung vor und zwar nach dem herkömmlichen Gut-
achterverfahrens und unter einem Qualitätsmonito-
ring-Verfahren (QM). 

Zur Fragestellung des Modellprojekts gehört auch, 
inwiefern ein alternatives Gutachterverfahren geeignet 
ist, die Qualität der Behandlung zu sichern. Psycho-
metrische Befunde werden zu Beginn und im Verlauf 
der Behandlung erhoben (strukturierte und standardi-
sierte Interviews und Fragebögen) und an die Behan-
delnden rückgemeldet. 

Unter der QM-Bedingung wird das traditionelle 
Gutachterverfahren ausgesetzt. Neben Symptomen 
werden interpersonelle Faktoren, Faktoren der Per-
sönlichkeit, strukturelle Veränderungen auf der Basis 
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psychodynamischer Störungs- und Behandlungsmo-
delle sowie Merkmale der Qualität der Therapeut-
Patient-Beziehung und Aspekte der Lebensqualität 
erfasst. Entsprechend unterscheiden sich die Testver-
fahren für die psychodynamischen Behandlungen und 
die Verhaltenstherapien teilweise. Zusätzliche fallbe-
zogene Informationen ergänzen die psychometrischen 
Erhebungen und sollen eine Validitätsprüfung erlau-
ben. Insgesamt ist die Untersuchung von 2.000 The-
rapieverläufen in ausgewählten Modellregionen, u.a. 
in Südbaden, geplant. Gemäß der nach § 65 SGB V 
vorgeschriebenen Projekt-Evaluation soll eine wissen-
schaftlich unabhängige Analyse der QM-Studie 
durchgeführt werden. 

Stellungnahme des Ausschusses 
Der Ausschuss Qualitätssicherung begrüßt grundsätz-
lich das Bemühen der TK, ihren Versicherten eine 
bestmögliche psychotherapeutische Leistung zu ga-
rantieren. Mit dem Modellprojekt soll erstmals der 
Versuch unternommen werden, im ambulanten Be-
reich der Verpflichtung nach § 135 SGB V nachzu-
kommen, Maßnahmen zur Verbesserung der Ergeb-
nisqualität einzuführen. Als unverzichtbarer Bestand-
teil von Qualitätssicherung sieht der Entwurf vor, die 
Patientenperspektive im Sinne einer Beschwerdeein-
schätzung einzubeziehen. Niedergelassenen Psycho-
therapeuten wird damit die Chance geboten, den Ein-
satz psychometrischer Verfahren zu erproben und 
dabei zu überprüfen, ob die gewonnenen Informatio-
nen für Therapieplanung und -durchführung hilfreich 
sind. 

Begrüßenswert ist das Vorhaben auch insofern, als 
vor Implementierung neuer Qualitätssicherungsmaß-
nahmen zunächst erprobt werden soll, ob die geplan-
ten Maßnahmen tatsächlich dazu geeignet sind, zur 
Qualitätssicherung in der ambulanten Psychotherapie 
beizutragen. 

Auf der Grundlage von zahlreichen Diskussionen 
und Beratungen wurden seit Herbst 2002 vielfältige 
Änderungen im Projektplan vorgenommen. Einige der 
ursprünglichen Bedenken konnten damit ausgeräumt 
werden. So ist es sehr bedeutsam, dass nun durch die 
Entkopplung von internen und externen Verfahren der 
Qualitätssicherung für alle Therapien Behandlungssi-
cherheit im Rahmen der klassischen Stundenkontin-
gente gegeben ist. Nachteil dieser Maßnahme ist hin-
gegen, dass der Effekt einer positiven Steuerung des 
Therapieprozesses durch häufige Rückmeldung psy-
chometrischer Befunde an die Therapierenden nur 
bedingt überprüft werden kann. Hervorzuheben ist, 
dass zusätzlich zu symptomorientierten Messverfah-

ren, der Erfassung interpersoneller Probleme sowie 
Qualitätsmerkmalen der Therapeut-Patient-Beziehung 
jetzt auch psychodynamisch bedeutsame Aspekte wie 
Struktur und Konflikt erfasst werden. 

Positive Gesichtspunkte 
1. Modellhafte Erprobungen von Qualitätssiche-

rungsmaßnahmen sind grundsätzlich notwendig, 
um beim Erhalt und der Förderung von Qualität 
in der psychotherapeutischen Versorgung Erfah-
rungen zu sammeln.  

2. Im Rahmen des Projekts werden Patientinnen 
und Patienten direkt in die Qualitätssicherung 
einbezogen. 

3. Die Kombination von externer und interner Qua-
litätssicherung kann erprobt werden 

4. Ein Ziel des Projektes ist es, im Rahmen der 
psychotherapeutischen Versorgung die Brauch-
barkeit (Reliabilität und Validität) psychometri-
scher Verfahren in der Psychotherapie zu prüfen. 
Auch die Praktikabilität des Einsatzes der dia-
gnostischen Verfahren wird durch Rückmeldung 
der teilnehmenden Kolleginnen und Kollegen 
sowie der Patientinnen und Patienten einge-
schätzt. 

5. Es können Hinweise zur Wirkung und Wirt-
schaftlichkeit (Effektivität) der Psychotherapie 
unter realen Versorgungsbedingungen geliefert 
werden. 

6. Mit einer Teilstichprobe ist eine qualitative Aus-
wertung der psychometrischen Daten in Kombi-
nation mit den klinischen Berichten und Kasuis-
tiken vorgesehen. Hierdurch kann die klinisch-
therapeutische Validität der psychometrischen 
Befunde geprüft werden. 

Problematische Gesichtpunkte hinsicht-
lich der Methodik 
Eine Reihe methodischer Probleme im Untersu-
chungsdesign und bei der Wahl der Messinstrumente 
machen es notwendig, dass bei der Interpretation der 
Ergebnisse des Modellprojekts keine unzulässigen 
Verallgemeinerungen auf die psychotherapeutische 
Versorgung gemacht werden. Zu den methodischen 
Problemen gehören: 
1. Die Selektion der Therapeuten durch die Freiwil-

ligkeit der Teilnahme. In diesem Zusammenhang 
muss auch berücksichtigt werden, dass der Zeit-
aufwand für die teilnehmenden Psychotherapeu-
ten nach unserer Einschätzung höher ausfällt als 
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angegeben, d.h. die Teilnahme ist nicht kostende-
ckend. 

2. Möglicherweise eine Selektion von Patientinnen 
und Patienten im Sinne von „kleinen Risiken“. 

3. Der Einsatz von psychometrischen Verfahren und 
strukturierten Befunderhebungen zur klassifikato-
rischen Diagnostik kann einen Einfluss auf The-
rapieverlauf und – Ergebnis haben. 

4. Ein methodisches Dilemma besteht darin, dass 
eine engmaschige Rückmeldung von erhobenen 
Daten nicht für alle Therapieverfahren gleicher-
maßen nützlich erscheint. Aus verhaltensthera-
peutischer Sicht sind die jetzt gewählten Messin-
tervalle zu lang, um den Prozess abzubilden. The-
rapeuten und Therapeutinnen, die mit psychomet-
rische Daten arbeiten möchten, erhalten vermut-
lich keine ausreichenden Informationen für eine 
Anpassung ihrer therapeutischen Maßnahmen. 

5. Die Auswahl der eingesetzten diagnostischen 
Verfahren erfolgt zwar nach dem derzeitigen For-
schungsstand. Es wird jedoch zu prüfen sein, ob 
die eingesetzten diagnostischen Verfahren das für 
ambulante Psychotherapien Relevante tatsächlich 
erfassen. 

6. In der Diskussion wird immer wieder auf Patien-
ten mit schweren Persönlichkeitssstörungen ver-
wiesen, die im Symptombereich nur geringe bis 
keinerlei Beschwerden angeben können und die 
bei Selbsteinschätzungen relativ wenig belastet 
erscheinen, obwohl sie schwer krank sind. Dieses 
Problem ist auf der Ebene der Forschungsinstru-
mente derzeit kaum zu lösen, muss aber bei der 
Interpretation der Ergebnisse auf jeden Fall be-
rücksichtigt werden. 

7. Psychometrische Befunde – auf den Einzelfall 
angewandt – bedürften der fachlich fundierten 
klinischen Interpretation. Es ist noch nicht ge-
klärt, wie im Projekt psychometrische Ergebnisse 
und klinische Urteile zusammengeführt werden 
sollen.  

Gesundheits- und fachpolitische Aspekte 
1. Es kann befürchtet werden, dass das Interesse 

einer Krankenkasse hauptsächlich in einer Leis-
tungsreduktion oder Mengensteuerung besteht, 
die im Rahmen eines solchen Projektes unter dem 
Deckmantel der Qualitätssicherung „verkauft“ 
werden soll. 

2. Da das Modellvorhaben kontrovers diskutiert 
wurde, soll hier nochmals betont werden, dass 
methodische und statistische Auswertungen im-
mer auch durch Interessen geleitet sind. 

3. Trotz aller Änderungen im Projektdesign muss 
davon ausgegangen werden, dass die Studie einen 
Schwerpunkt auf die Messung der Symptomre-
duktion legt. Dies birgt die Gefahr in sich, dass 
besonders kurzzeitige Psychotherapien bevorzugt 
werden. Wird die möglicherweise eingeschränkte 
Validität entsprechender Befunde nicht berück-
sichtigt, könnte dies zu negativen Folgen für die 
Versorgung psychisch Kranker führen: Aus-
schluss von Patienten mit „schlechten Risiken“, 
schädliche Verkürzung von Psychotherapien, 
Verweigerung von Psychotherapeuten, chroni-
sche oder schwer gestörte Patientinnen und Pati-
enten in die Behandlung aufzunehmen. 

4. Ein Datensatz in der geplanten Form ermöglicht 
eine Auswertung im Sinne eines bewertenden 
Vergleichs zwischen Therapeuten („bench-mar-
king“). 

Der Ausschuss hält daher folgendes für 
notwendig: 

 Sorgfältige Einhaltung des Datenschutzes. 
 Verbindliche Zusage, dass der Datensatz nicht in 

Form eines „bench-marking“ missbraucht wird. 
 Eine umfassende und methodisch fundierte Eva-

luation muss und kann nur unter Berücksich-
tigung der o.g. methodischen und gesundheitspo-
litischen Aspekten erfolgen.  

 Die Transparenz der Datenauswertung und -inter-
pretation muss gewährleistet sein. Dies ist mög-
lich, wenn das Projekts durch fachlich qualifi-
zierte Personen, die ein breites Spektrum theore-
tischer und klinischer Interessen repräsentieren, 
begleitet wird. 

 Zusage der Möglichkeit, dass der (anonymisierte) 
Datensatz auch anderen Fachleuten oder For-
schergruppen unterschiedlicher Therapierichtun-
gen oder aus dem Bereich der Gesundheitsöko-
nomie zur Verfügung gestellt wird.  

 Publikation der Ergebnisse nur unter der Voraus-
setzung, dass auch begründete alternative und kri-
tische Stellungnahmen mit veröffentlicht werden. 

 Durchführen von Fachtagungen und Konferenzen 
nach Abschluss des Projektes unter Beteiligung 
eines breiten Spektrums von Interessensgruppen. 

 Die Evaluation des Projekts – auch im Rahmen 
der Katamnese – darf nicht allein auf der Basis 
psychometrischer Erhebungen vorgenommen 
werden. Als Teil der Evaluation sind systemati-
sche Befragungen und qualitative Interviews mit 
den beteiligten Therapeuten und Therapeutinnen 
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sowie den Patientinnen und Patienten durchzu-
führen. 

Zusammenfassende Bewertung und ab-
schließende Empfehlung 
Bei der Bewertung der methodischen Probleme und 
der gesundheits- und fachpolitischen Implikationen 
des Projekts ist zu bedenken, dass es sich nicht um die 
Einführung eines neuen Verfahrens der Qualitätssi-
cherung in die allgemeine Versorgung handelt, son-
dern um eine modellhafte Erprobung. Der Ausschuss 
für Qualitätssicherung nimmt zur Kenntnis, dass die 
Techniker Krankenkasse viele der oben genannten 
problematischen Aspekte im Projektplan vom 4.11. 
2003 berücksichtigt hat. Vertrauensbildend waren 
Zusagen, dass Vertreter der beteiligten Gruppen und 
Interessen in entscheidungsrelevanten lokalen und 
wissenschaftlichen Beiräten vertreten sein werden. 
Der Ausschuss betrachtet es als die Pflicht der Lan-

despsychotherapeutenkammer, auf die Einhaltung der 
zugesagten Kontrollmechanismen zu achten und bie-
tet hierzu seine Kooperation und seine Expertise an. 

Unter der Voraussetzung, dass die oben genannten 
Bedenken berücksichtigt und die zum derzeitigen 
Zeitpunkt noch offenen Fragen zwischen den Ver-
tragspartnern einvernehmlich gelöst werden, ist der 
Ausschuss zu der Auffassung gelangt, dass die Durch-
führung und Erprobung des Modellprojekts empfoh-
len werden kann. 

 

Stuttgart, den 13. März 2004 

Für den Ausschuss 
Sibille Seeger   Prof. Dr. Franz Caspar 
Vorsitzende    stv. Vorsitzender 

 

Anhang 6 

Ausschuss für Psychotherapeutische Versorgung von Kindern und Jugend-
lichen: Stellungnahme zur Aufmerksamkeitsdefizit - Hyperaktivitätsstö-
rung 

Die Hyperkinetische Störung in der Kindheit (ICD-10 
F 90)1 ist Ende der 60er Jahre in die standardisierten 
Klassifikationssysteme für psychische Störungen des 
Kindes- und Jugendalters aufgenommen worden. 
Diese „Diagnose“ wird seit etwa 10 Jahren leider 
inflationär verwendet. ADS/ADHS ist ein Störungs-
bild, das auf ein Zusammenwirken von bio-psycho-
sozialen Einflüssen zurückgeht. Es handelt sich um 
ein komplexes Syndrom mit umschriebenen Leitsym-
ptomen und verschiedenen Untergruppen. Zu den 
häufigsten Symptomen gehören motorische Unruhe, 
Störungen der Aufmerksamkeit, Hyperaktivität, Kon-
zentrationsprobleme, ungesteuerte Impulsivität sowie 
Defizite in der Verhaltenskontrolle und mangelnde 
Frustrationstoleranz.  

 

                                                           
1 geläufige Abkürzungen: Hyperkinetisches Syndrom – HKS; 
Aufmerksamkeits-Defizit-Störung – ADS; Aufmerksamkeits-
Defizit-Störung mit Hyperaktivität – ADHS; Attention-Deficit-
Hyperactive-Disorder - ADHD 

Epidemiologie 
Die Mehrzahl der neueren epidemiologischen Studien 
zur Prävalenz zeichnet ein nahezu übereinstimmendes 
Bild. Mindestens 1% bis max. 6% aller 5- bis 18-
Jährigen sind betroffen und leiden behandlungsbe-
dürftig an ADS/ADHS. Etwa zwei von drei Patienten 
sind männlichen Geschlechts. 

Diagnose 
Die vergleichsweise große Streubreite der Häufig-
keitsschätzungen zeugt von den fließenden Grenzen 
des Störungsbildes. Obwohl bereits Diagnoseleitlinien 
erarbeitet worden sind, die neben einer psychologi-
schen und medizinisch-körperlichen Untersuchung 
immer auch die Exploration der Eltern und des Kin-
des, Informationen des Kindergartens oder der Schule 
sowie längere Verhaltensbeobachtungen fordern, 
werden diese zumeist nicht umgesetzt. In der Praxis 
ist ADS/ADHS eine Sammeldiagnose, die ganz unter-
schiedliche Störungsbilder erfasst. Es handelt sich 
immer um Kinder mit umfassenden Verhaltens- und 
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Entwicklungsstörungen. Darunter finden sich sowohl 
Kinder mit neurologischen Defiziten als auch Kinder, 
die ihre seelischen Schwierigkeiten motorisch ausdrü-
cken. Daneben gibt es Kinder aus Multiproblemfami-
lien, die zum Indexpatient werden. Eltern betroffener 
Kinder stehen zweifellos immer unter besonderer 
Belastung.  

Trotz intensiver Forschung gibt es bis heute keine 
in der Praxis handhabbaren neurologischen Diagnose-
verfahren oder biochemischen Marker. Die Diagnose 
beruht hauptsächlich auf psychologischen Tests, Ver-
haltensbeobachtungen, Einschätzungen von Experten, 
Eltern und Lehrern, Checklisten und Fragebögen. Sie 
kann nur gestellt werden, wenn die Symptome in 
verschiedenen Lebensbereichen zu beobachten sind.

Ätiologie 
Grundlagenforschung und psychotherapeutische Er-
fahrungen weisen auf eine große Bandbreite mögli-
cher Ursachen hin: 

• prä- und perinatale Schädigung 
• neurologische Unreife bei Frühgeburt 
• minimale cerebrale Dysfunktionen 
• Traumata 
• Trennungs- und Verlusterfahrungen 
• Bindungsstörung oder desorganisierte Bindung 
• postpartale Depression der Mutter 
• Suchtprobleme oder psychische Erkrankung der 

Eltern 
• transgenerationale Übertragung elterlicher Kon-

flikte 

Nach wie vor sind die Ursachen für das umschrie-
bene, komplexe Verhaltensmuster nicht restlos ge-
klärt. Die meisten Experten sind sich aber darin einig, 
dass bei vielen Kindern genetische und biologische 
Ursachen mitspielen, wenn sie überdurchschnittlich 
heftig auf äußere Reize reagieren. Unbestreitbar gibt 
es Kinder, die mit einer besonderen Vulnerabilität auf 
die Welt kommen und die möglicherweise besonders 
leicht dazu neigen, diese Verhaltensstörungen zu 
entwickeln. Aber ob es wirklich dazu kommt, hängt 
ebenso unbestreitbar von den familiären und sozialen 
Bedingungen ab, unter denen diese Kinder aufwach-
sen. Die verbreitete Modellvorstellung über 
ADS/ADHS als einer rein biochemischen Funktions-
störung oder eines nur genetisch bedingten Defizits ist 
nicht zutreffend. 

Monokausale Erklärungen, dass die Störung des 
Kindes ausschließlich auf organische Veränderungen 
zurückgeht oder die Folge einer Stoffwechselstörung 
ist, finden bei vielen Eltern deshalb großen Anklang, 
weil diese Vorstellungen die Eltern von den mit der 

Störung verbundenen Schuldgefühlen entlasten. Zu-
dem verspricht die Verordnung eines verhaltensän-
dernden Medikaments schnelle und einfache Hilfe.  

Das kindliche Gehirn ist ein sehr komplexes und 
anpassungsfähiges Organ. Es strukturiert und diffe-
renziert sich durch den Gebrauch, der von ihm ge-
macht wird und durch die Lebensbedingungen des 
Kindes: die Qualität seiner Beziehungen, seine Mög-
lichkeiten die Welt zu erkunden, sich frei zu bewegen 
und soziale Kontakte zu pflegen. Die Zunahme von 
Kindern mit ADS/ADHS-Symptomatik kann als ein 
Indikator dafür angesehen werden, dass ihre Lebens-
welt es ihnen erschwert, die Adaptionsfähigkeit ihres 
Gehirns in einer Weise zu entwickeln, die ihnen eine 
altersgemäße Regulation und Steuerung von inneren 
und äußeren Reizen ermöglicht. Vor diesem Hinter-
grund lassen sich die Symptome des Kindes als miss-
lingender Bewältigungsversuch verstehen. 

Therapie 
Eine wirksame Behandlung dieser Störung bedarf in 
erster Linie einer kompetenten psychotherapeutischen 
Begleitung. Die Leitlinien zu Diagnostik und Thera-
pie von psychischen Störungen im Säuglings-, Kin-
des- und Jugendalter präferieren eine ambulante und 
auf mehreren Ebenen angesiedelte Behandlung. Die 
Behandlung umfasst neben einer Psychotherapie des 
Kindes unter Berücksichtigung möglicher komorbider 
Störungen die begleitende Aufklärung und Beratung 
der Eltern sowie eine an die individuelle Problematik 
angepasste Kombination weiterer Therapiebausteine 
wie Elterntraining, Familientherapie und Pharma-
kotherapie. Stationäre Behandlung kann bei einer 
Symptomatik von besonderem Schweregrad, bei zu-
sätzlichen schweren Beeinträchtigungen, aber auch 
bei mangelnden Ressourcen oder besonders ungünsti-
gen Lebensbedingungen in Familie, Kindergarten 
oder Schule notwendig sein. 

Eine Behandlung allein mit aktivierenden Psycho-
pharmaka kann keine tragfähige Strategie zur nach-
haltigen Heilung mit dauerhaftem Erfolg sein. Die 
Indikation ist sorgfältig und gewissenhaft abzuwägen. 
Auf der einen Seite zeigen empirische Befunde, dass 
damit betroffenen Kindern und ihren Familien erst-
mals wieder ein normaler überschaubarer Alltag er-
möglicht wird und sich Schulstress und soziale Aus-
grenzung deutlich reduzieren. Auf der anderen Seite 
wirken diese Psychopharmaka nur bei einem Teil der 
Kinder. Zu bedenken ist auch, dass sie eine ganze 
Reihe von unerwünschten Nebenwirkungen wie 
Schlaflosigkeit, Appetitlosigkeit, nervöse Ticks, 
Wachstumsverzögerungen oder Depressionen hervor-
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rufen können. Einige Neurobiologen weisen warnend 
darauf hin, dass mögliche schädigende Spätfolgen auf 
das sich entwickelnde kindliche Gehirn nicht ausrei-
chend erforscht sind. Im Handbuch Psychopharmaka 
werden Psychostimulanzien, zu denen Ritalin und 
ähnlich wirkende Medikamente gehören, aufgrund 
ihres möglichen Abhängigkeitspotentials als Risiko-
medikamente eingestuft. 

Bedarfsgerechte Versorgung 
Bei einer auf 1-6% geschätzten Prävalenzrate ist in 
Baden- Württemberg von 20.000 - 120.000 behand-
lungsbedürftigen Kindern und Jugendlichen auszuge-
hen. Selbst wenn man alle in der vertragsärztlichen 
Versorgung mit Kindern und Jugendlichen befassten 
Berufsgruppen berücksichtigt - ca. 500 Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten, ca. 150 Kinder- und 
Jugendpsychiater, ca. 1.400 Kinder- und Jugendärzte - 
steht in Baden-Württemberg nur für einen kleinen 
Teil der behandlungsbedürftigen Kinder mit 
ADS/ADHS ein Therapieplatz zur Verfügung. Eine 
bedarfsgerechte Versorgung ist damit nicht gegeben. 
Dieser Mangel darf nicht durch eine Ausweitung der 
Verschreibung von Psychostimulanzien allein kom-
pensiert werden. 

Eine qualitativ gute und bedarfsgerechte Versor-
gung erfordert den wechselseitigen Respekt der ver-
schiedenen Berufsgruppen und die enge fachliche 

Kooperation von Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten, Pädagogen und Ärzten. 
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Satzungen und Ordnungen

Hauptsatzung der  
Landes- 

psychotherapeutenkammer 
Baden-Württemberg 

Vom 28. Januar 2004  
(Psychotherapeutenjournal 1/2004, S. 57, 

Einhefter S. 1) 
 

I. Allgemeines 
§ 1 Name, Rechtsstellung, Sitz, Dienstsiegel 

(1) Die Landeskammer der Psychologischen Psychotherapeuten 
und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten (Lan-
despsychotherapeutenkammer) Baden-Württemberg, im Fol-
genden hier 'Kammer' genannt, ist die gesetzlich berufene 
Vertretung der Psychologischen Psychotherapeuten und Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten. 

(2) Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
(3) Sie hat ihren Sitz in Stuttgart. 
(4) Als Körperschaft des öffentlichen Rechts führt sie ein Dienst-

siegel. 
(5) Ihr Dienstsiegel zeigt mit Genehmigung des Ministerpräsiden-

ten das kleine Landeswappen. 
(6) Sie kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Verbind-

lichkeiten eingehen. Für ihre Verbindlichkeiten haftet den 
Gläubigern nur das Vermögen der Kammer. 

§ 2 Aufgaben der Kammer 
1Die Kammer nimmt die Aufgaben wahr, die ihr durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung zugewiesen sind. 2Innerhalb ihres Aufgabenkrei-
ses kann sie weitere Aufgaben übernehmen (§ 4 Abs. 2 Satz 1 
Heilberufe-Kammergesetz). 

II. Mitgliedschaft  
§ 3 Definition der Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder sind alle Psychologischen Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, die approbiert 
sind oder eine Erlaubnis zur Berufsausübung nach dem Psy-
chotherapeutengesetz haben, sofern sie im Land ihren Beruf 
ausüben oder, falls sie ihren Beruf nicht ausüben, im Land ih-
ren Wohnsitz haben. 

(2) Die Mitgliedschaft endet durch 
1. Tod, 
2. Wegzug aus Baden-Württemberg, 
3. Rücknahme oder Widerruf der Approbation oder der Er-

laubnis zur Berufsausübung, 
4. Verzicht auf die Approbation oder die Erlaubnis zur Be-

rufsausübung. 
(3) Ein Kammermitglied, das seine Berufstätigkeit ins Ausland 

verlegt oder dort seinen Wohnsitz nimmt, ohne seinen Beruf 
auszuüben, kann gemäß § 2 Absatz 4 Heilberufe-Kammerge-
setz freiwilliges Mitglied der Kammer bleiben. 

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
(1) Alle Kammermitglieder sind wahlberechtigt und wählbar zu 

den Organen der Kammer, sofern ihr Wahlrecht und ihre 
Wählbarkeit nicht gemäß § 14 Heilberufe-Kammergesetz ver-
loren gegangen ist. 

(2) Die Kammermitglieder haben insbesondere Anspruch auf 
1. Beratung und Unterstützung durch die Kammer in beruf-

lichen Angelegenheiten, 
2. Vermittlung bei Streitigkeiten zwischen Kammermit-

gliedern untereinander, sowie zwischen Kammermit-
gliedern und Dritten, 

3. Anwesenheit bei kammeröffentlichen Sitzungen der Or-
gane, 

4. Teilnahme an den von der Kammer durchgeführten Fort-
bildungsveranstaltungen, 

5. kostenlose Zustellung der von der Kammer herausgege-
benen Mitteilungen. 

(3) 1Die Kammermitglieder müssen sich gemäß § 3 Heilberufe-
Kammergesetz innerhalb eines Monats nach Beginn der Mit-
gliedschaft bei der Kammer schriftlich melden. 2Näheres re-
gelt die Meldeordnung. 

(4) 1Die Kammermitglieder sind gemäß § 26 Absatz 1 Heilbe-
rufe-Kammergesetz beitragspflichtig. 2Sie sind bezüglich ihrer 
Einkünfte gegenüber dem Umlageausschuss gemäß § 27 
Heilberufe-Kammergesetz auf Verlangen auskunftspflichtig. 
3Näheres regelt die Umlageordnung. 

(5) Die allgemeinen und besonderen Berufspflichten der Kam-
mermitglieder ergeben sich aus § 29 und § 30 des Heilberufe-
Kammergesetzes sowie aus der Berufsordnung. 

III. Organe und Einrichtungen 
§ 5 Organe  

Nach § 17 Absatz 1 Heilberufe-Kammergesetz bildet die Kammer 
folgende Organe: 

1. die Vertreterversammlung 
2. den Vorstand 
3. den Umlageausschuss 
4. die Bezirksberufsgerichte 
5. das Landesberufsgericht. 

§ 6 Einrichtungen 
(1) Die Kammer bildet folgende Einrichtungen (ständige Aus-

schüsse): 
1. den Berufsordnungsausschuss 
2. den Ausschuss für Fragen der Aus-, Fort- und Weiterbil-

dung 
3. den Ausschuss für Fragen der Qualitätssicherung 

(2) Die Bildung weiterer Ausschüsse und Arbeitskreise kann von 
der Vertreterversammlung beschlossen werden.  

(3) 1Zusätzlich zu diesen Einrichtungen bildet die Kammer ge-
mäß § 4 Absatz 7 Heilberufe-Kammergesetz zusammen mit 
der Landesärztekammer einen Beirat für die Beratung aller 
Fragen, welche die Zusammenarbeit von ärztlichen Psycho-
therapeuten und Psychologischen Psychotherapeuten bzw. 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten betreffen. 
2Näheres regelt § 24 dieser Satzung. 
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§ 7 Wahlperiode der Organe und Einrichtungen 
(1) 1Die Wahlperiode der Organe und Einrichtungen beträgt vier 

Jahre; sie beginnt und endet mit dem Kalenderjahr. 2Eine 
Neuwahl muss vor Ablauf der Wahlperiode durchgeführt 
werden. 

(2) Die neue Vertreterversammlung wird vom amtierenden 
Präsidenten innerhalb von vier Wochen nach Beginn der 
Amtsperiode einberufen.  

(3) 1Zwischen der Bekanntgabe des Wahlergebnisses und dem 
Zusammentritt der neu gewählten Vertreterversammlung dür-
fen keine Sitzungen der Vertreterversammlung der früheren 
Wahlperiode mehr einberufen werden. 2Die übrigen Organe 
bleiben bis zu ihrer Neuwahl kommissarisch im Amt.  

§ 8 Protokolle 
1Über jede Sitzung der Organe und Einrichtungen ist ein Protokoll 
zu erstellen. 2Die Protokolle müssen vom jeweiligen Vorsitzenden 
und dem Protokollanten unterschrieben und allen Mitgliedern der 
Vertreterversammlung zugeleitet werden. 

III.1 Vertreterversammlung 
§ 9 Zusammensetzung und Wahl der Mitglieder 

der Vertreterversammlung 
(1) 1Die Vertreterversammlung besteht aus den von den Kammer-

mitgliedern gemäß § 11 Absatz 1 Heilberufe-Kammergesetz 
gewählten Vertretern. 2Anzahl und Wahlverfahren bestimmt 
die Wahlordnung. 3Die beiden Berufsgruppen der Psychologi-
schen Psychotherapeuten und der Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten sollen in der Vertreterversammlung reprä-
sentiert sein.  

(2) 1Als weiteres Mitglied tritt gemäß § 11 Absatz 2 Heilberufe-
Kammergesetz ein Vertreter einer Universität, an der Klini-
sche Psychologie und Psychotherapie gelehrt wird, für die 
Dauer der Wahlperiode hinzu. 2Dieses Mitglied und sein 
Stellvertreter werden nach § 15 Absatz 3 Heilberufe-Kam-
mergesetz auf Vorschlag der Universitäten vom Wissen-
schaftsministerium benannt. 

§ 10 Aufgaben der Vertreterversammlung 
(1) Der Vertreterversammlung obliegt insbesondere  

1. die Beschlussfassung über die Hauptsatzung und die 
sonstigen Ordnungen der Kammer, 

2. die Wahl des Kammervorstandes aus der Mitte ihrer 
Mitglieder, 

3. die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes und die 
Entlastung des Rechnungsführers, 

4. die Verabschiedung des Haushaltsplanes, 
5. die Festsetzung des Jahresbeitrages, 
6. die Genehmigung der Geschäftsordnungen der übrigen 

Organe und der Ausschüsse, 
7. die Wahl der Ausschüsse und Arbeitskreise gemäß § 5 

und § 7 sowie der Delegierten der Landespsychothera-
peutenkammer für die Bundespsychotherapeutenkam-
mer nach § 25,  

8. die Beschlussfassung über Versorgungseinrichtungen 
und sonstige soziale Einrichtungen, 

9. die Einführung und Überwachung von Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen und entsprechenden Empfehlungen, 

10. die Beschlussfassung über alle weiteren wichtigen An-
gelegenheiten, die über die laufende Geschäftsführung 
hinausgehen. 

(2) Die Vertreterversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§ 11 Einberufung, Öffentlichkeit, Tagesordnung 
der Vertreterversammlung 

(1) 1Eine ordentliche Vertreterversammlung wird mindestens 
einmal im Jahr vom Präsidenten oder seinem Stellvertreter 
schriftlich unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnungs-

punkten mit einer Frist von vier Wochen einberufen. 2Eine 
außerordentliche Versammlung muss auf Verlangen von 25 
Prozent der Mitglieder der Vertreterversammlung und auf 
Verlangen der Aufsichtsbehörde mit einer Frist von zwei Wo-
chen einberufen werden. 

(2) 1Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind für Kammer-
mitglieder öffentlich. 2Weiteren Personen kann die Anwesen-
heit auf Beschluss der Versammlung gestattet werden. 3Die 
Versammlung kann auf Antrag eines Mitgliedes auch Perso-
nen, die nicht Mitglied sind, das Rederecht erteilen.  

(3) 1In die Tagesordnung sind Anträge der Mitglieder der Vertre-
terversammlung und der Aufsichtsbehörde aufzunehmen. 
2Neue Tagesordnungspunkte können vor Eintritt in die Tages-
ordnung beantragt und mit Zustimmung der Mehrheit der 
Mitglieder beschlossen werden. 3Veränderungen des Ablaufes 
der Tagesordnung können jederzeit mit einfacher Mehrheit 
beschlossen werden. 4Anträge zur Änderung der Kammersat-
zung, der Ordnungen und der Geschäftsordnung müssen in 
der versandten Tagesordnung enthalten sein. 

(4) (4) 1Jedes Mitglied der Vertreterversammlung hat das Recht, 
über eine von ihm zuvor schriftlich an den Vorstand gerich-
tete Anfrage eine Aussprache in der Vertreterversammlung 
herbeizuführen. 2Der Antrag auf Aussprache ist spätestens zu 
Beginn der Vertreterversammlung zu stellen. 3Einem solchen 
Antrag ist ohne Abstimmung stattzugeben. 4Über den Zeit-
punkt der Aussprache während der Vertreterversammlung be-
stimmt die Vertreterversammlung mit einfacher Mehrheit. 

§ 12 Beschlussfassung der Vertreterversammlung 
(1) 1Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindes-

tens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 2Der Präsident 
stellt die Beschlussfähigkeit vor Eintritt in die Tagesordnung 
fest und gibt die Zahl der anwesenden Mitglieder der Vertre-
terversammlung bekannt.  

(2) 1Satzungsänderungen können mit einfacher Mehrheit be-
schlossen werden, sofern mindestens zwei Drittel der Mit-
glieder der Vertreterversammlung bei der Beschlussfassung 
anwesend sind. 2Satzungsänderungen bedürfen der Genehmi-
gung durch die Aufsichtsbehörde. 

(3) 1Es wird in der Regel offen durch Handzeichen abgestimmt. 
2Schriftliche Abstimmung erfolgt, wenn ein Mitglied der Ver-
treterversammlung dies beantragt. 

(4) 1Soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, entscheidet die 
einfache Mehrheit. 2Ein Antrag gilt mit einfacher Stimmen-
mehrheit als angenommen, Stimmenthaltungen bleiben dabei 
unberücksichtigt. 

III.2 Vorstand 
§ 13 Zusammensetzung des Vorstandes 

1Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten, 
dem Rechnungsführer und zwei weiteren Mitgliedern. 2Mindestens 
ein Mitglied des Vorstandes muss ein Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeut sein, der sich mit mindestens drei Vierteln seiner 
Berufsausübung auf dem Gebiet der Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapie betätigt und auf einer Liste der Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten in die Vertreterversammlung gewählt 
worden ist. 3Ein weiteres Mitglied des Vorstandes soll Angestellter 
oder Beamter sein. 

§ 14 Wahl des Vorstandes 
(1) Die Vorstandsmitglieder werden in getrennten Wahlgängen 

geheim gewählt.  
(2) Als gewählt gilt, wer die absolute Mehrheit der Stimmen auf 

sich vereinigt. 2Erhält kein Bewerber die erforderliche Stim-
menzahl, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Bewer-
bern, die die meisten Stimmen erhalten haben und sich erneut 
zur Wahl stellen, statt. 3Gewählt ist, wer die Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen erhält. 

(3) 1Das Amt eines Vorstandsmitgliedes endet 
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1. durch schriftlich erklärte Niederlegung des Amtes, die 
nicht widerrufbar ist; 

2. durch Verlust der Mitgliedschaft in der Vertreterver-
sammlung; 

3. durch Abwahl mit einer Zweidrittelmehrheit der Mit-
glieder der Vertreterversammlung; 

4. durch Tod. 
2Ausgeschiedene Vorstandsmitglieder werden auf der nächsten 
Vertreterversammlung für den Rest der Legislaturperiode durch 
Nachwahl ersetzt. 

§ 15 Aufgaben des Vorstandes 
(1) 1Der Vorstand führt die Geschäfte der Kammer, sofern nach 

dieser Satzung nicht andere Organe zuständig sind. 2Der Vor-
stand gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) 1Der Präsident vertritt die Kammer gerichtlich und außerge-
richtlich. 2Er erledigt die laufenden Geschäfte der Kammer 
und führt die Beschlüsse der Vertreterversammlung und des 
Kammervorstandes aus. 3Er beruft die Sitzungen der Vertre-
terversammlung sowie des Kammervorstandes ein und führt 
in diesen Versammlungen den Vorsitz. 

(3) 1Im Falle der Verhinderung des Präsidenten vertritt ihn der 
Vizepräsident. 2Bei Verhinderung des Vizepräsidenten vertritt 
ihn ein anderes Vorstandsmitglied. 

(4) 1Erklärungen, welche die Kammer vermögensrechtlich ver-
pflichten, bedürfen immer der Schriftform. 2Sie sind nur 
rechtsverbindlich, wenn sie vom Präsidenten und einem wei-
teren Mitglied des Kammervorstandes unterzeichnet sind. 

(5) Dem Rechnungsführer obliegt die Aufsicht über das Kassen- 
und Rechnungswesen. 

§ 16 Arbeit des Vorstandes 
(1) 1Der Präsident beruft den Vorstand unter Angabe von Ort, 

Zeit und Tagesordnung ein. 2Er leitet die Sitzungen. 
(2) Auf Verlangen mindestens zweier Vorstandsmitglieder ist der 

Vorstand unverzüglich einzuberufen. 
(3) Der Vorstand kann zur Beratung Sachverständige hinzuzie-

hen. 

(4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner 
Mitglieder anwesend ist oder ihre Auffassung schriftlich dar-
gelegt hat. 

(5) Beschlüsse über einzelne Fragen können auch im schriftlichen 
Verfahren herbeigeführt werden, sofern nicht mindestens ein 
Vorstandsmitglied widerspricht. 

§ 17 Schriftführer 
(1) 1Der Schriftführer wird vom Vorstand für die Dauer der 

Wahlperiode bestellt. 2Zum Schriftführer kann auch der Ge-
schäftsführer bestellt werden. 

(2) Der Schriftführer führt die Rednerliste in den Sitzungen der 
Vertreterversammlung und des Vorstandes und ist für die 
Niederschriften verantwortlich. 

III.3 Berufsgerichtsbarkeit  
§ 18 Berufsgerichte 

(1) Die Kammer bildet gemäß § 21 Heilberufe-Kammergesetz ein 
Landesberufsgericht und zwei Bezirksberufsgerichte, je eines 
für die Regierungsbezirke Stuttgart und Tübingen und für die 
Regierungsbezirke Karlsruhe und Freiburg. 

(2) 1Das Landesberufsgericht entscheidet in der Besetzung mit 
einem Vorsitzenden und vier Beisitzern, die Bezirksberufsge-
richte mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. 2Die Vor-
sitzenden der Berufsgerichte müssen nach § 21 Absatz 2 Satz 
2 Heilberufe-Kammergesetz Richter auf Lebenszeit sein, einer 
der Beisitzer des Landesberufsgerichts muss die Befähigung 
zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst haben. 
3Die übrigen Beisitzer müssen Kammermitglieder sein. 4Für 
jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu bestellen. 

(3) Die Vorsitzenden sowie ihre Vertreter und die Beisitzer der 
Berufsgerichte werden vom Vorstand der Kammer der Auf-
sichtsbehörde zur Bestellung vorgeschlagen. 

(4) 1Das Landesberufsgericht sowie das Bezirksberufsgericht für 
die Regierungsbezirke Stuttgart und Tübingen haben ihren 
Sitz in Stuttgart. 2Sitz des Bezirksberufsgerichts für die Regie-
rungsbezirke Karlsruhe und Freiburg ist Karlsruhe. 

(5) Die Vorsitzenden des Landesberufsgerichts und der Bezirks-
berufsgerichte sowie der Beisitzer des Landesberufsgerichts, 
der die Fähigkeit zum Richteramt oder zum höheren Verwal-
tungsdienst besitzt, erhalten von der Kammer eine Vergütung, 
deren Höhe von der Vertreterversammlung bestimmt wird. 

(6) Für das berufsgerichtliche Verfahren werden Gebühren und 
Auslagen nach Maßgabe der Gebührenordnung erhoben. 

III.4 Umlageausschuss 
§ 19 Umlageausschuss  

(1) Der Umlageausschuss besteht aus dem Vorsitzenden und vier 
weiteren Mitgliedern, die von der Vertreterversammlung ge-
wählt werden. 

(2) 1Der Umlageausschuss hat die Aufgabe, den Haushaltsplan 
aufzustellen und die Jahresrechnung zu prüfen. 2Die Prüfung 
hat sich darauf zu erstrecken, ob sich die Verwendung der 
Haushaltsmittel im Einklang mit dem von der Vertreterver-
sammlung verabschiedeten Haushaltsplan befindet und ob die 
Haushaltsmittel nach den Grundsätzen einer ordentlichen 
Haushaltsführung zweckmäßig bewirtschaftet worden sind. 

(3) Der Umlageausschuss schlägt der Vertreterversammlung die 
Art und Höhe der jährlichen Umlage (Beitragstabelle) vor. 

III.5 Weitere Einrichtungen 

§ 20 Ausschüsse 
(1) 1Über die Einrichtung von Ausschüssen der Kammer sowie 

über die Zahl ihrer jeweiligen Mitglieder beschließt die Ver-
treterversammlung. 2Die Ausschussvorsitzenden und die wei-
teren Mitglieder werden von der Vertreterversammlung auf 
bestimmte Zeit gewählt, jedoch nicht über die Amtszeit des 
Vorstandes hinaus. 

(2) Jeder Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 
(3) Die Ausschüsse können zu ihren Beratungen Sachverständige 

hinzuziehen. 
(4) Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich. 
(5) Die Ausschüsse haben der Vertreterversammlung über ihre 

Tätigkeit regelmäßig zu berichten. 
(6) 1Der Vorstand ist über alle Sitzungen der Ausschüsse unter 

Mitteilung des Termins und der Tagesordnung rechtzeitig zu 
unterrichten. 2Vorstandsmitglieder sowie Mitglieder der Ge-
schäftsführung der Kammer können an den Sitzungen bera-
tend teilnehmen. 

(7) Jedes Mitglied der Vertreterversammlung kann ohne An-
spruch auf Aufwandsentschädigung, Sitzungsgeld und Reise-
kostenerstattung an den Sitzungen beobachtend teilnehmen.  

§ 21 Berufsordnungsausschuss 
Dem Berufsordnungsausschuss obliegt die Erarbeitung und Fort-
entwicklung einer Berufsordnung, die die allgemeinen und die 
speziellen Berufspflichten der Kammermitglieder enthält, unter 
besonderer Berücksichtigung der ethischen Implikationen des 
psychotherapeutischen Handelns. 

§ 22 Aus-, Fort- und Weiterbildungsausschuss 
Der Ausschuss hat die Aufgabe, Konzepte zur Weiterentwicklung 
der gesetzlichen Grundlagen und Konzepte zu den Inhalten und den 
Standards der psychotherapeutischen Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung zu entwickeln und bei der Erarbeitung entsprechender Rege-
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lungen auf der Ebene der Bundespsychotherapeutenkammer mit-
zuwirken. 

§ 23 
Ausschuss für Fragen der Qualitätssicherung 

Der Ausschuss hat die Aufgabe, Konzepte für Fragen der Qualitäts-
sicherung zu entwickeln und bei der Erarbeitung entsprechender 
Regelungen auf der Ebene der Bundespsychotherapeutenkammer 
mitzuwirken. 

§ 24 
Gemeinsamer Beirat mit der Landesärztekammer 

(1) Gemäß § 4 Absatz 7 Heilberufe-Kammergesetz bildet die 
Kammer einen gemeinsamen Beirat mit der Landesärzte-
kammer. 

(2) 1Die Mitglieder werden von den Vorständen der jeweiligen 
Kammern berufen. 2Die Zusammensetzung und die Anzahl 
der Mitglieder werden einvernehmlich festgelegt. 

(3) Aufgaben des Beirates gemäß § 4 Absatz 7 Heilberufe-Kam-
mergesetzes sind  
1. die Erörterung berufsübergreifender Aufgaben, insbe-

sondere in den Bereichen 
a) der Berufsordnung, 
b) der Aus-, Fort-, Weiterbildung, 
c) der Qualitätssicherung, 

2. die Förderung der Zusammenarbeit der Berufsgruppen, 
3. ein ausgleichendes Wirken bei Interessenkonflikten, 
4. die Unterstützung und Beratung der Organe der Kam-

mern bei der Aufgabenerfüllung. 

§ 25 
Delegierte der Bundespsychotherapeutenkammer 

(1) Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer Mitte die Delegier-
ten und deren persönliche Stellvertreter für die Bundesdele-
giertenversammlung der Bundespsychotherapeutenkammer. 
Die Amtszeit der Delegierten und der persönlichen Stellver-
treter entspricht der Amtsperiode der Bundesdelegiertenver-
sammlung. 

(2) Bei der Nominierung zur Wahl der Delegierten und der 
persönlichen Stellvertreter sind die bei den Kammerwahlen 
eingereichten Listenvorschläge entsprechend ihrem prozentu-
alen Stimmenanteil zu berücksichtigen. 

(3) Tritt ein Delegierter oder ein persönlicher Stellvertreter 
vorzeitig von seinem Amt zurück, findet in der nächstfolgen-
den Vertreterversammlung eine Nachwahl statt. Abs. 1 gilt 
entsprechend.  

§ 26 
Geschäftsstelle 

(1) Die Kammer unterhält eine Geschäftsstelle zur Durchführung 
ihrer Aufgaben. 

(2) Zur Leitung der Geschäftsstelle kann der Vorstand einen 
Geschäftsführer bestellen, der nicht Mitglied von Organen der 
Landeskammer sein darf. 

(3) Der Geschäftsführer nimmt an den Sitzungen der Vertreter-
versammlung und des Vorstandes teil. 

IV. Haushalt und Rechnungswesen 
§ 27 

Haushaltsplan 
(1) Der Umlageausschuss erstellt für jedes Rechnungsjahr (Ka-

lenderjahr) unter Berücksichtigung der Anforderungen von 
Haushaltsmitteln durch die Organe und Einrichtungen der 
Kammer einen Voranschlag für die Einnahmen und Ausgaben 
und schlägt Art und Höhe des Kammerbeitrags vor. 

(2) Der Voranschlag ist in Einnahmen und Ausgaben auszuglei-
chen und dem Vorstand zur Beratung und Weiterleitung an 
die Vertreterversammlung rechtzeitig vor Beginn des Rech-
nungsjahres vorzulegen. 

(3) Die Vertreterversammlung beschließt auf Grund dieses Vor-
anschlages und des Beratungsergebnisses des Vorstandes den 
Haushaltsplan sowie die Beitragstabelle für das jeweils fol-
gende Jahr. Beide sind im Mitteilungsblatt der Kammer zu 
veröffentlichen. 

§ 28 
Rechnungsprüfung 

(1) Für die Betriebs-, Wirtschafts- und Rechnungsführung der 
Kammer und ihrer Einrichtungen sind vom Vorstand Richtli-
nien zu erlassen. 

(2) 1Die
 

Betriebs-, Wirtschafts- und Rechnungsführung der 
Kammer und ihrer Einrichtungen ist vom Umlageausschuss 
unter Zuziehung eines vereidigten Wirtschaftsprüfers jährlich 
zu prüfen. 2Die Prüfung hat sich darauf zu erstrecken, ob sich 
die Verwendung der Haushaltsmittel im Einklang mit dem 
von der Vertreterversammlung verabschiedeten Haushaltsplan 
und mit den Richtlinien über die Betriebs- Wirtschafts- und 
Rechnungsführung der Kammer befindet und ob die Haus-
haltsmittel nach den Grundsätzen einer ordentlichen Haus-
haltsführung zweckmäßig bewirtschaftet worden sind. 3Über 
die Prüfung wird ein Prüfbericht erstellt, der dem Vorstand 
zuzuleiten ist. 

(3) 1Der Prüfbericht kann vier Wochen lang bei der Geschäfts-
stelle der Kammer eingesehen werden. 2Die Möglichkeit und 
der Zeitraum der Einsichtnahme sind im Mitteilungsblatt der 
Kammer spätestens eine Woche vorher bekannt zu geben. 

(4) 1Nach Abschluss der jährlichen Prüfung entscheidet der 
Umlageausschuss in einer Sitzung, wie die Prüfungsbemer-
kungen und die Einwendungen der Beitragspflichtigen zu er-
ledigen sind. 2Zu dieser Sitzung sind der Vorstand und der 
beigezogene Prüfer mit einzuladen. 

(5) Die Vertreterversammlung erteilt dem Rechnungsführer die 
Entlastung, wenn keine Beanstandungen vorliegen bzw. diese 
beseitigt sind. 

V. Beiträge, Gebühren, Entschädigungen, 
Vergütungen 

§ 29 
Beiträge und Gebühren 

(1) 1Die Kammer erhebt zur Deckung ihres Aufwandes von ihren 
Mitgliedern Beiträge, deren Höhe jährlich von der Vertreter-
versammlung festgesetzt wird. 2Alles Nähere regelt die Umla-
geordnung. 

(2) 1Für Leistungen, die die Kammer auf Veranlassung oder im 
Interesse einzelner Mitglieder erbringt, sowie im Rahmen der 
Wahrnehmung von Aufgaben nach § 23 Absatz 2 Heilberufe-
Kammergesetz erhebt die Kammer Gebühren. 2Für das be-
rufsgerichtliche Verfahren werden Gebühren und Auslagen 
erhoben. 3Das Nähere regelt die Gebührenordnung. 

§ 30 
Aufwandsentschädigung, Vergütungen 

(1) 1Die Arbeit in den Organen und Einrichtungen der Kammer 
ist ehrenamtlich. 2Die Mitglieder der Vertreterversammlung, 
des Vorstands und der Ausschüsse erhalten eine Entschädi-
gung, deren Höhe von der Vertreterversammlung festgesetzt 
wird. 3Näheres regelt die Entschädigungs- und Reisekosten-
ordnung. 

(2) Für die Vergütung besonderer Aufträge im Namen der Kam-
mer gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Die Vorsitzenden des Landesberufsgerichtes und der Bezirks-
berufsgerichte sowie die juristischen Beisitzer mit der Befähi-
gung zum Richteramt oder höheren Verwaltungsdienst erhal-
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ten eine Vergütung, deren Höhe die Vertreterversammlung 
auf Vorschlag des Vorstandes bestimmt.  

VI. Schlussbestimmungen 
§ 31 Bekanntmachungen 

(1) Die von der Vertreterversammlung der Kammer beschlosse-
nen Satzungen werden vom Präsidenten ausgefertigt und nach 
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde im Psychothera-
peutenjournal verkündet. 

(2) Sonstige Bekanntmachungen der Kammer werden im Psycho-
therapeutenjournal veröffentlicht oder durch Rundschreiben 
mitgeteilt.  

§ 32 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Zugleich tritt die Hauptsatzung vom 19. Juli 2001 außer Kraft.  

Vorstehende Hauptsatzung der Landespsychotherapeutenkammer 
Baden-Württem-berg wird nach Genehmigung gem. § 9 Abs. 3 und 
§ 10 des Heilberufe-Kammergesetzes in der Fassung vom 16. März 
1995 (GBl. S. 314), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
zur Änderung heilberufsrechtlicher Vorschriften Baden-Württem-
berg vom 25. Februar 2003 (GBl. S. 119), mit Schreiben des Sozi-
alministeriums Baden-Württemberg vom 23. Januar 2004 (Az.: 55-
5415.2-4.5.1) hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

Stuttgart, den 28. Januar 2004 

gez. Dipl.-Psych. Detlev Kommer 

Präsident der Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württem-
berg 

 

 

 

 

 
 

Fortbildungsordnung der 
Landespsychotherapeutenkam-

mer Baden-Württemberg 

Vom 31. Januar 2005 (Psychotherapeu-
tenjournal 1/2005, S. 49; Einhefter S. 6), 

geändert durch Satzung vom 24. September 
2005 (Psychotherapeutenjournal 4/2005, S. 

363, Einhefter S. 1) 

§ 1 Ziele der Fortbildung 
(1) Durch ihre kontinuierliche Fortbildung bringen die Berufsan-

gehörigen ihre in der Berufsordnung der Psychotherapeuten 
des Landes Baden-Württemberg konkretisierte berufsethische 
Überzeugung zum Ausdruck, dass die Sicherung und Weiter-
entwicklung der Qualität ihrer beruflichen Praxis im Interesse 
des Patientenwohls einer fortlaufenden Überprüfung und Ak-
tualisierung der dazu erforderlichen Wissensgrundlagen, Fä-
higkeiten und Fertigkeiten bedarf.  

(2) Fortbildungsmaßnahmen dienen dem Ziel, die für die psycho-
therapeutische Berufsausübung erforderlichen Fachkennt-
nisse, beruflichen Kompetenzen und Fertigkeiten entspre-
chend dem jeweiligen wissenschaftlichen Stand der psycholo-
gischen Heilkunde und der für sie relevanten wissenschaftli-
chen Disziplinen fortlaufend zu aktualisieren und für die 
kompetente Anwendung in der eigenen beruflichen Praxis 
weiterzuentwickeln. 

(3) Fortbildungsmaßnahmen sollen dazu beitragen, die Fähigkeit 
zu einer selbständigen Beurteilung unterschiedlicher wissen-
schaftlicher Grundlagen und Perspektiven verschiedener theo-
retischer Positionen und klinischer Vorgehensweisen in der 
Psychotherapie zu fördern. 

§ 2 Fortbildungsarten und Anforderungen an 
Fortbildungsinhalte 

(1) Psychotherapierelevante Fortbildungsarten können sein 
(einzeln oder in Kombination): 
a. Theoretische Wissensaneignung 
b. Reflexion des psychotherapeutischen Erlebens und Han-

delns 
c. Erwerb bzw. Weiterentwicklung von Handlungskompeten-

zen und Fertigkeiten 

(2) Bei der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen ist insge-
samt auf eine ausgewogene Kombination der verschiedenen 
Fortbildungsarten zu achten. 

(3) Fortbildungsinhalte müssen frei von wirtschaftlichen Interes-
sen sein.  

(4) Die anerkennungsfähigen Fortbildungsinhalte sind in Anlage 
1 niedergelegt. 

§ 3 Bewertung von Fortbildungsmaßnahmen 
Die Fortbildungsmaßnahmen werden mit Punkten bewertet. Ein 
Fortbildungspunkt entspricht einer 45-minütigen Fortbildungsein-
heit. Die Kategorien der Fortbildungsmaßnahmen und die Bewer-
tungsskala im einzelnen ergeben sich aus der Anlage 2. 

§ 4 Fortbildungszertifikat 
(1) Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendli-

chenpsychotherapeuten erhalten auf Antrag von der Landes-
psychotherapeutenkammer ein Fortbildungszertifikat. Die 
Ausstellung des Fortbildungszertifikats setzt voraus, dass der Psy-
chotherapeut innerhalb eines der Antragstellung vorausgehenden 
Zeitraums von fünf Jahren Fortbildungsmaßnahmen abgeschlos-
sen hat, die von Seiten der Landespsychotherapeutenkammer Ba-
den-Württemberg anerkannt wurden. Übt ein Psychotherapeut 
seinen Beruf in dem in Satz 2 genannten Fünfjahreszeitraum län-
ger als drei Monate nicht aus, verlängert die Kammer auf Antrag 
den Zeitraum um die Fehlzeiten. Der Nachweis über die Fehlzei-
ten hat durch entsprechende Belege zu erfolgen; § 95d SGB V 
bleibt unberührt.  

(2) Die nachgewiesenen Fortbildungsmaßnahmen müssen in ihrer 
Zusammenfassung die nach den Regeln des § 3 ermittelte 
Mindestbewertung von 250 Punkten erreicht haben.  

(3) Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, die nicht von 
der Landespsychotherapeutenkammer akkreditiert wurden, 
kann bei der Zertifizierung berücksichtigt werden, sofern die 
Inhalte und Bewertung der Veranstaltung den Anerkennungs-
kriterien dieser Fortbildungsordnung entsprechen.  

(4) Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen im Ausland 
kann anerkannt werden, sofern die Veranstaltung den Aner-
kennungskriterien dieser Fortbildungsordnung entspricht.  

(5) Das Fortbildungszertifikat wird von dem zuständigen Fachre-
ferat der Landespsychotherapeutenkammer ausgestellt. Gegen 
die Nichtanerkennung eines Fortbildungsnachweises kann 
Widerspruch beim Ausschuss für Aus- Fort- und Wei-
terbildung eingelegt werden. Wird dem Widerspruch von Sei-
ten des Ausschusses nicht abgeholfen, so entscheidet der Vor-
stand der Landespsychotherapeutenkammer.  
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(6) Die Erteilung des Fortbildungszertifikats ist gebührenfrei. 

§ 5 Einzelbescheinigungen und Fortbildungskonto 
(1) Auf Antrag eines Kammermitglieds können auch Einzelbe-

scheinigungen über die Teilnahme an einer Fortbildungsver-
anstaltung ausgestellt werden.  

(2) Kammermitglieder sind berechtigt, durch die Landespsycho-
therapeutenkammer unter Beachtung der Vorgaben des Lan-
desdatenschutzgesetzes ein elektronisches Fortbildungskonto 
führen zu lassen, auf dem die Teilnahme an Fortbildungsver-
anstaltungen und die dabei erreichte Punktzahl festgehalten 
wird. Auf Antrag des Mitglieds erteilt die Landespsychothe-
rapeutenkammer Auskunft über die gespeicherten Fortbil-
dungsnachweise und die erreichte Punktzahl. 

§ 6 Akkreditierung von  
Fortbildungsveranstaltungen 

(1) Fortbildungsveranstaltungen, die in Baden-Württemberg 
durchgeführt werden und nicht in Trägerschaft der Kammer 
oder einer von ihr geführten Einrichtung veranstaltet werden, 
sollen grundsätzlich vor ihrer Durchführung von Seiten des 
zuständigen Fachreferats akkreditiert werden, um bei der Zer-
tifizierung berücksichtigt werden zu können. Davon ausge-
nommen sind psychotherapierelevante Fortbildungsveran-
staltungen, die bereits von einer Psychotherapeutenkammer 
eines anderen Bundeslandes oder einer anderen Heilberufe-
kammer akkreditiert worden sind. Psychotherapierelevante 
Fortbildungsveranstaltungen, die im Ausland durchgeführt 
werden und sich in erster Linie an einen in Baden-Württem-
berg ansässigen Adressatenkreis richten bzw. in Trägerschaft 
von Veranstaltern durchgeführt werden, die ihren Geschäfts-
sitz in Baden-Württemberg haben, können ebenfalls vor ihrer 
Durchführung akkreditiert werden. Mit der Akkreditierung er-
folgt gleichzeitig eine Bewertung der Fortbildungsveranstal-
tung mit Fortbildungspunkten. Der Fortbildungsveranstalter 
ist berechtigt, auf die Akkreditierung einer Fortbildungsver-
anstaltung durch die Kammer öffentlich hinzuweisen und mit 
Fortbildungspunkten bewertete Bescheinigungen auszustellen.  

(2) Voraussetzung für die Akkreditierung einer Fortbildungsver-
anstaltung ist die Erfüllung der Vorgaben dieser Fortbil-
dungsordnung. Dazu sind insbesondere folgende Nachweise 
erforderlich: 
a. Schriftliche Darlegung des Fortbildungsinhalts, 
b. Art, Dauer, Ort und Zeitpunkt der Fortbildungsveranstal-

tung, 
c. Namen und einschlägige Qualifikation des oder der Dozen-

ten bzw. des Supervisors oder eines sonstigen Leiters der 
Fortbildungsveranstaltung gemäß Anlage 3, 

d. Zuordnung der Fortbildungsveranstaltung zu dem Katalog 
der anerkennungsfähigen Fortbildungsinhalte gemäß Anlage 
1 und dem Katalog der anerkennungsfähigen Fortbildungs-
maßnahmen entsprechend der Anlage 2 dieser Fortbil-
dungsordnung. 

(3) Im Falle von Qualitätszirkeln, Supervisions- oder Intervisi-
onsgruppen sind zusätzlich nach ihrer Durchführung die Teil-
nehmer an diesen Fortbildungsmaßnahmen mitzuteilen. Für 
Einzelsupervisionen gilt dies entsprechend. Für die Übermitt-
lung dieser Angaben an die Kammer ist die Zustimmung der 
Teilnehmer erforderlich.  

(4) Zum weiteren Verfahren der Akkreditierung erlässt der Vor-
stand Durchführungsbestimmungen im Hinblick auf folgende 
Einzelheiten: 
e. Antragsfristen und Formalitäten der Antragstellung 
f. Methoden der Lernerfolgskontrolle 
g. Teilnehmerlisten 
h. Teilnehmerbescheinigungen 
i. Besondere Regelungen für die Anerkennung einzelner Fort-

bildungsarten 
j. Kennzeichnung sozialrechtlich anerkennungsfähiger Fort-

bildungsinhalte gemäß. § 95d  SGB V. 
(5) Mit der Akkreditierung einer Fortbildungsveranstaltung 

verpflichtet sich der Veranstalter, in geeigneter Weise eine 

Anwesenheitskontrolle durchzuführen, die Überprüfung der 
Anwesenheit durch eine mit seiner oder des beauftragten Do-
zenten bzw. sonstigen Leiters versehenen Originalunterschrift 
zu dokumentieren sowie eine Evaluation der Fortbildungsver-
anstaltung durchzuführen. Der Veranstalter kann durch die 
Landespsychotherapeutenkammer beauftragt werden, für die 
teilnehmenden Psychotherapeuten mit deren Einwilligung den 
Nachweis der Teilnahme an der anerkannten Fortbildungsver-
anstaltung unmittelbar der Landespsychotherapeutenkammer 
zuzuleiten. 

(6) Die Landespsychotherapeutenkammer behält sich eine Über-
prüfung von Fortbildungsmaßnahmen vor. Werden erhebliche 
Abweichungen von den Anforderungen der Fortbil-
dungsordnung festgestellt, können Fortbildungsveranstaltun-
gen von der Anerkennung ausgeschlossen und die Akkreditie-
rung widerrufen werden. Der für die Fortbildungsveranstal-
tung Verantwortliche ist vorher zu hören. 

(7) Wird eine Fortbildungsveranstaltung nicht akkreditiert, kann 
dagegen Widerspruch beim Ausschuss Aus- Fort- und Wei-
terbildung eingelegt werden. Wird dem Widerspruch nicht 
abgeholfen, entscheidet der Vorstand der Landespsychothera-
peutenkammer über den Widerspruch.  

(8) Die akkreditierten Fortbildungsveranstaltungen werden in 
einem Fortbildungskalender der Landespsychotherapeuten-
kammer im Internet zeitnah veröffentlicht.  

§ 6a Gebühren 
Die Gebühren für die Akkreditierung einer Fortbildungsveranstal-
tung und die Anerkennung eines Supervisors, Selbsterfahrungs-, 
Balintgruppen-, IFA-Gruppen- oder Qualitätszirkelleiters werden in 
der Gebührenordnung geregelt. 

§ 7 Übergangsbestimmungen 
Fortbildungsveranstaltungen, die nach dem 1. Januar 2004 und vor 
Inkrafttreten der Fortbildungsordnung durchgeführt wurden, wer-
den anerkannt, sofern Inhalte und Art der Durchführung den Vor-
gaben dieser Fortbildungsordnung entsprechen. Abweichend von 
Satz 1 werden vor dem 1. Januar 2004 erworbene Fortbildungs-
punkte, Fortbildungszertifikate von Ärztekammern und das Fortbil-
dungszertifikat der Landesärztekammer Baden-Württemberg auf 
der Grundlage des Modellprojekts „Freiwillige Fortbildungszertifi-
zierung“ angerechnet, wenn die Fortbildungsmaßnahmen den 
Anforderungen des § 95d SGB V entsprechen.  

§ 8 Inkrafttreten 
Diese Fortbildungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.  

Anlage 1  
(zu § 2 Abs. 4) 

Anerkennungsfähige Fortbildungsinhalte 
Die Fortbildungsordnung der Landespsychotherapeutenkammer 
Baden-Württemberg sieht die Anerkennung und Akkreditierung (§ 
4 i. V. mit § 6 der FBO) von Fortbildungsveranstaltungen vor. 
Deren Inhalte müssen sich auf mindestens einen der folgenden 
Themenbereiche beziehen, um anerkannt werden zu können: 
(1) Forschungsergebnisse zur Epidemiologie, Ätiologie, Präven-

tion, Diagnostik  und Behandlung bzw. Rehabilitation von 
Störungen, bei denen Untersuchungs- und Behandlungsme-
thoden der psychologischen Heilkunde indiziert sind; 

(2) Wissenschaftlich anerkannte Psychotherapieverfahren, Unter-
suchungs- und Behandlungsmethoden; 

(3) Forschungsergebnisse und Praxiserfahrungen zu noch nicht 
anerkannten Untersuchungs- und Behandlungsmethoden der 
psychologischen Heilkunde. 

(4) Befunde von psychotherapierelevanten Nachbarwissenschaf-
ten; 

(5) Public Health, Gesundheitsökonomie und Versorgungsfor-
schung; 
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(6) berufsrelevante Fortbildungsinhalte wie z.B. berufs- und/oder 
sozialrechtliche Fragestellungen, Theorien und Methoden der 
Qualitätssicherung und des Qualitäts- bzw. Praxismanage-
ments, Personalführung und EDV. 

 

Anlage 2  (zu § 3): Kategorien, Punktzahlen, Bewertungsrahmen und erforderliche Nachweise 
für die Akkreditierung und Bewertung von Fortbildungsveranstaltungen 

Kategorie Punktzahl Bewertungs-
rahmen 

Nachweis 

A Vortrag und Diskussion 1 Punkt pro Fortbildungsstunde Max. 8 Punkte/Tag Teilnahmebescheinigung 

B Kongresse/ 
Tagungen/Symposien im In- und Ausland 

Wenn kein Einzelnachweis entspre-
chend Kategorie A bzw. C erfolgt: 3 
Punkte pro 1/2 Tag bzw. 6 Punkte/Tag 

Max. 2 Zusatz-
punkte pro Tag 

Teilnahmebescheinigung 

C Seminar, Workshop, Kurs 1 Punkt pro Fortbildungsstunde; Ein 
Zusatzpunkt pro Veranstaltung bis zu 4 
Stunden  

Max. 2 Zusatz-
punkte pro Tag 

Teilnahmebescheinigung 

D Reflexive Veranstaltungen 
(Qualitätszirkel/ Supervision/Intervision/ Ba-
lintgruppe/ Selbsterfahrung) 

1 Punkt pro Fortbildungsstunde 
1 Zusatzpunkt pro Veranstaltung bis zu 
vier Stunden 

Max. 2 Zusatz-
punkte pro Tag 

Formales Sitzungs-
protokoll (Teilnehmer-
liste, Ort, Zeit, Thema) 

E Strukturierte interaktive Fortbildung mittels Inter-
net/CD-ROM/Printmedien mit nachgewiesener 
Qualifizierung und Auswertung des Lernerfolgs 
in Schriftform. 
Die hierfür anrechenbaren Medien und Inhalte 
müssen vorab von der Landespsychothera-
peutenkammer anerkannt werden.  

1 Punkt pro Übungseinheit  Bescheinigung der 
Landespsychothera-
peutenkammer über die 
Anerkennung des Medi-
ums 
+ Nachweis des Lerner-
folgs 

F Selbststudium durch Fachliteratur/Lehrmittel  Max. 50 Punkte in 
fünf Jahren 

Selbsterklärung 

G Autoren  
Referenten/Qualitätszirkelmoderatoren  

1 Punkt pro Beitrag 
1 Punkt pro Beitrag/Poster/ Vortrag 
zusätzlich zu den Pkt. der Teilnehmer 

 Literatur-/ Programm-
nachweis 

H Hospitationen in psychotherapierelevanten Ein-
richtungen/Fallkonferenzen; interdisziplinäre 
Kolloquien/Klinikkonferenzen 

1 Punkt pro Stunde  
1 Zusatzpunkt pro Veranstaltung bis zu 
vier Stunden 

Max. 2 Zusatz-
punkte pro Tag 

Bescheinigung der 
Einrichtung 

 

 
Anlage 3 

(zu § 6 Abs. 2 Buchstabe c.) 
Anforderungskriterien für Dozenten  

und Supervisoren 

1. Anforderungskriterien für Dozenten 
Folgende Kriterien gelten für Dozenten von Fortbildungsveranstal-
tungen: 
(a) Approbation als PP und/oder KJP oder Nachweis über eine 

für das betreffende Fachgebiet einschlägigen Berufsqualifika-
tion. 

(b) Nachweis ausreichender Fähigkeiten und Erfahrungen in dem 
gelehrten Fachthema 

(c) Selbstverpflichtung zur Produktneutralität 

2. Anforderungskriterien für Supervisoren 
Folgende Kriterien gelten für Supervisoren von Fortbildungsveran-
staltungen: 
(a) Supervisoren müssen über eine Approbation als Psychologi-

scher Psychotherapeut, Kinder- und Jugendlichen-Psychothe-
rapeut verfügen oder psychotherapeutisch weitergebildeter 
Arzt sein. Ausnahmen können in begründeten Fällen beim 
Vorliegen äquivalenter Voraussetzungen geltend gemacht 
werden. 

(b) Die von den psychotherapeutischen Berufs- und Fachverbän-
den und von staatlich anerkannten Ausbildungsstätten beauf-
tragten/anerkannten Supervisoren können im Rahmen der 
Kammerzertifizierung tätig werden. Über die hierfür zu be-
rücksichtigenden Berufs- und Fachverbände entscheidet die 
zuständige Landespsychotherapeutenkammer. 

(c) Wer eine verfahrensspezifische Supervision erteilt, muss über 
einen Aus- und/oder Weiterbildungsabschluss in demjenigen 
Verfahren verfügen, in dem die Supervision erteilt wird. Falls 
die Supervision in einem Spezialgebiet stattfindet, muss der 
Supervisor über besondere Kenntnisse und Fertigkeiten in 
diesem Spezialgebiet verfügen. 

(d) Supervisoren müssen über eine fünfjährige psychotherapeuti-
sche Berufstätigkeit nach Abschluss der psychotherapeuti-
schen Aus- bzw. Weiterbildung verfügen. 

(e) Supervisoren müssen parallel zu ihrer supervisorischen 
Tätigkeit auch in relevantem Umfang psychotherapeutisch tä-
tig sein.“ 

Vorstehende Fortbildungsordnung der Landespsychotherapeuten-
kammer Baden-Württemberg wird nach Genehmigung des 
Sozialministeriums vom 18. Januar 2005, Az.: 55-5415.2-
4.5.8, hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

 
Stuttgart, den 31. Januar 2005 
gez. Dipl.-Psych. Detlev Kommer 
Präsident der Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württem-
berg 
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Umlageordnung der  
Landespsychotherapeuten-

kammer 
Baden-Württemberg 

In der Fassung vom 31. Januar 2005  

(Psychotherapeutenjournal 1/2005, S. 45;  
Einhefter S. 9) 

§ 1 Beitragszweck und Beitragspflicht 
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und zur Deckung ihres sachli-

chen und personellen Aufwandes erhebt die Landespsycho-
therapeutenkammer von ihren Kammermitgliedern Beiträge 
(Umlage).  

(2) Beitragspflichtig sind alle Mitglieder der Kammer gem. § 2 
Abs. 1 Heilberufe-Kammergesetz. Beitragspflichtig sind auch 
freiwillige Kammermitglieder. 

(3) Kammermitglieder, die ihren Beruf nicht mehr ausüben und 
auf Wahlrecht, Wählbarkeit und Mitgliedschaft in der Ver-
treterversammlung schriftlich verzichten, sind nicht beitrags-
pflichtig. Kammermitglieder, die 

1. auch Pflichtmitglied einer Ärztekammer oder einer ande-
ren Psychotherapeutenkammer sind, haben 50 vom Hun-
dert, 

2. freiwillige Mitglieder sind, haben 50 vom Hundert, 

des jeweiligen Jahresbeitrags zu entrichten. 

(4) Von jedem Kammermitglied ist jährlich ein Beitrag als Um-
lage zu entrichten. Die Beitragspflicht beginnt nach Ablauf 
des Monats, in dem ihre Voraussetzungen entstehen und endet 
mit Ablauf des Monats, in dem ihre Voraussetzungen weg-
fallen. Sätze 1 und 2 finden für das Beitragsjahr keine An-
wendung, in dem ein Mitglied nach dem Stichtag (§ 5 Abs. 1 
Satz 2) seinen Wohnsitz oder seinen Beruf in den Geltungsbe-
reich des Heilberufe-Kammergesetzes verlegt.  

§ 2 Beitragsfestsetzung 
Der Umlageausschuss oder die von ihm beauftragte Person setzt 
durch schriftlichen Bescheid für jedes beitragspflichtige Mitglied 
den Beitrag fest. 

§ 3 Beitragsbemessung, Außerordentlicher Beitrag 
(1)  (aufgehoben) 

(2) Sofern der Beitrag nach Beitragsgruppen bemessen wird, 
werden die Merkmale der Beitragsgruppen und die Höhe der 
Beiträge von der Vertreterversammlung jährlich in einer Bei-
tragstabelle festgesetzt. 

(3) Zur Deckung außer- und überplanmäßiger Ausgaben der 
Kammer kann auf Beschluss der Vertreterversammlung und 
nach Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde ein außeror-
dentlicher Beitrag erhoben werden. 

§ 4 Auskunftspflicht 
(1) Die Beitragspflichtigen haben dem Umlageausschuss oder der 

vom Umlageausschuss beauftragten Person auf Verlangen ih-
re gesamten Berufseinnahmen anzugeben, wenn hiervon die 
Bemessung des Beitrags abhängt.  

(2) Verweigert ein Beitragspflichtiger diese Angaben oder liegen 
Gründe für die Annahme vor, dass die Angaben fehlerhaft o-
der nicht vollständig sind, so werden die Beiträge vom Um-
lageausschuss aufgrund einer Schätzung festgesetzt.  

§ 5 Erhebung und Fälligkeit 
(1) Der Beitrag wird jährlich im März mittels Beitragsbescheids 

für das laufende Kalenderjahr (Beitragsjahr) erhoben und ist 
mit Ablauf des 30. April fällig. Er wird von den Mitgliedern 
erhoben, die am 1. Februar entweder im Land ihren Beruf 
ausüben oder, falls sie ihren Beruf nicht ausüben, im Land ih-
ren Wohnsitz haben (Stichtagregelung). Im Übrigen findet § 1 
Abs. 4 Sätze 1 und 2 Anwendung. 

(2) Ein Widerspruch gegen den Beitragsbescheid hat keine auf-
schiebende Wirkung.  

§ 6 Stundung, Ermäßigung und Erlass 
(1) Der Beitrag kann auf schriftlichen Antrag bis zum Ablauf des 

Beitragsjahrs (Ausschlussfrist) unter Vorlage entsprechender 
Nachweise gestundet, auf 50 % ermäßigt oder erlassen wer-
den bei: 

a) dauerhafter Unterbrechung der Berufstätigkeit von mehr 
als 6 Monaten wegen Arbeitslosigkeit, Mutterschaftsur-
laubs oder Elternzeit und aus gesundheitlichen Gründen;  

b) dauerhafter Einschränkung der Berufstätigkeit (mindes-
tens 6 Monate um mindestens 50 %) aus gesundheitli-
chen Gründen; 

c) Vorliegen besonderer wirtschaftlicher oder sozialer Här-
ten.  

(2) Über Anträge auf Stundung, Ermäßigung, oder Erlass ent-
scheidet der Umlageausschuss. Die Entscheidung ergeht 
schriftlich und ist zu begründen.  

§ 7 Verzinsung rückständiger Beiträge 
Der Umlageausschuss kann bestimmen, dass Beiträge, die verspätet 
entrichtet werden, angemessen zu verzinsen sind.  

§ 8 Mahnung und Beitreibung 
(1) Für die Mahnung nach § 14 Abs. 1 des Landesverwaltungs-

vollstreckungsgesetzes kann eine Mahngebühr erhoben wer-
den. Sie beträgt mindestens 2,50 Euro und höchstens 10 Euro. 

(2) Rückständige Beiträge werden nach den Vorschriften des 
Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes beigetrieben.  

§ 9 Rechtsbehelf 
Gegen den Beitragsbescheid und gegen andere Entscheidungen des 
Umlageausschusses nach der Umlageordnung kann innerhalb eines 
Monats nach Zugang Widerspruch eingelegt werden. Er ist schrift-
lich oder durch Niederschrift bei der Geschäftsstelle der Kammer 
zu erheben. Kann der Umlageausschuss dem Widerspruch nicht 
abhelfen, entscheidet der Vorstand der Kammer. Der Wider-
spruchsbescheid ist zu begründen, wenn dem Widerspruch nicht 
oder nicht in vollem Umfang stattgegeben wird. Er ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung und mit einer Kostenentscheidung, wer die 
Kosten zu tragen hat, zu versehen und dem Beitragspflichtigen 
zuzustellen. 

§ 10 Schlussbestimmungen 
Die Umlageordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im 
Psychotherapeutenjournal in Kraft. Zugleich tritt die Umlageord-
nung vom 28. Januar 2004 (Psychotherapeutenjournal 2004, S. 57, 
Einhefter S. 13) außer Kraft. 

Vorstehende Umlageordnung der Landespsychotherapeutenkammer 
Baden-Württemberg wird nach Genehmigung des Sozialministeri-
ums vom 18. Januar 2005, Az.: 55-5415.2-4.5.9, hiermit ausgefer-
tigt und ist bekannt zu machen. 
 
Stuttgart, den 31. Januar 2005 
gez. Dipl.-Psych. Detlev Kommer 
Präsident der Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württem-
berg 



68                                      Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württemberg Tätigkeitsbericht 2001 – 2005 

 

Neufassung der  
Gebührenordnung der  

Landespsychotherapeutenkammer  
Baden-Württemberg 

Auf Grund von §§ 9, 10 und 23 Abs. 2 und 3 des Heilberufe-Kam-
mergesetzes Baden-Württemberg in der Fassung vom 16. März 
1995 (GBl. S. 314), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
zur Änderung heilberufsrechtlicher Vorschriften vom 25. Februar 
2003 (GBl. S. 119), hat die Vertreterversammlung der Landespsy-
chotherapeutenkammer am 13. Dezember 2003 folgende Neufas-
sung der Gebührenordnung beschlossen:  

 

Gebührenordnung  
der Landespsychotherapeuten-

kammer 
Baden-Württemberg 

Vom 28. Januar 2004 (Psychotherapeutenjournal 1/2004, S. 57, 
Einhefter S. 14), geändert durch Satzung vom 24. September 2005 
(Psychotherapeutenjournal 4/2005, S. 363; Einhefter S. 1) 

§ 1 Allgemeines 
(1) Die Landespsychotherapeutenkammer erhebt für Veranstal-

tungen und Leistungen im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufga-
ben nach § 4 Abs. 1 des Heilberufe-Kammergesetzes Ge-
bühren und Auslagen nach Maßgabe dieser Gebühren-
ordnung. 

(2)  Ist eine Gebühr innerhalb eines Gebührenrahmens zu 
erheben, bemisst sich ihre Höhe nach dem Verwaltungsauf-
wand, nach der Bedeutung des Gegenstandes, nach dem wirt-
schaftlichen oder sonstigen Interesse für den Gebühren-
schuldner sowie nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen.  

(3) In den Gebühren sind, soweit nichts Näheres bestimmt ist, die 
der Landespsychotherapeutenkammer erwachsenen Auslagen 
inbegriffen. Soweit sie jedoch das übliche Maß erheblich ü-
bersteigen, sind sie zu ersetzen. 

§ 2 Gebührenfestsetzung 
Die Gebühr setzt die Stelle fest, die die Amtshandlung vornimmt. 

§ 3 Fälligkeit 
(1) Die Gebühr wird nach Vornahme der Amtshandlung mit der 

Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung an den Schuldner fäl-
lig.  

(2) Schriftstücke oder sonstige Sachen können bis zur Entrich-
tung der Gebühr zurückbehalten oder an den Gebühren-
schuldner auf dessen Kosten unter Nachnahme der Gebühr 
übersandt werden. 

(3) Ein Widerspruch gegen die Gebühr hat keine aufschiebende 
Wirkung. 

§ 4 Stundung, Erlass 
Auf Antrag des Gebührenschuldners können in besonderen Härte-
fällen von der festsetzenden Stelle Gebühren ganz oder teilweise 
gestundet oder erlassen werden. 

 

 

§ 5 Mahnung, Beitreibung 
(1) Für die Mahnung nach § 14 Abs. 1 des Landesverwaltungs-

vollstreckungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung kann 
eine Mahngebühr erhoben werden. 

(2) Gebühren werden nach dem Landesverwaltungsvollstre-
ckungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung beigetrieben. 

§ 6 Gebühren für die Akkreditierung von  
Veranstaltungen 

Die Gebühren für die Akkreditierung von Fortbildungsveranstal-
tungen (§ 6a der Fortbildungsordnung) richten sich nach Maßgabe 
des Abschnitts III der Anlage zur Gebührenordnung. 

§ 7 Gebühren für besondere Leistungen 
Für Leistungen, die die Kammer auf Veranlassung oder im Inte-
resse einzelner Mitglieder erbringt, kann, soweit in den §§ 2 – 5 
nichts anderes bestimmt ist, eine Gebühr in Höhe 5,-- € bis 500,-- € 
erhoben werden. 

§ 8 Auslagen 
Die bei gebührenpflichtigen Leistungen entstehenden Auslagen 
können von dem Gebührenschuldner erhoben werden. Zu den 
Auslagen gehören Tagegelder und Reisekosten der auf Antrag des 
Gebührenschuldners tätig gewordenen Mitglieder der zuständigen 
Organe und Ausschüsse, Postgebühren einschließlich Fernschreib- 
und Fernsprechgebühren sowie Schreibauslagen für die auf Antrag 
erteilten Ausfertigungen, Abschriften und Ablichtungen. Für die 
Höhe der Schreibauslagen gilt das Kostenverzeichnis Nr. 9000 des 
Gerichtskostengesetzes (GKG) vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. August 2005 (BGBl. I 2477, 
2479), in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 9 Gebühren und Auslagen im berufsgerichtli-
chen Verfahren 

(1) Im berufsgerichtlichen Verfahren werden Gebühren und 
Auslagen nach Maßgabe der Anlage erhoben. Soweit dort 
Rahmengebühren vorgesehen sind, ist die Gebühr im Einzel-
fall nach dem Verwaltungsaufwand zu bemessen. Dabei muss 
zwischen der Höhe der Gebühr und der Bedeutung des Ver-
fahrens für die Beteiligten ein angemessenes Verhältnis be-
stehen. 

(2)  Als Auslagen gelten 
1. Entschädigungen für Zeugen und Sachverständige, 
2. Tagegelder und Reisekosten der Mitglieder des Berufsge-

richts ohne Rücksicht darauf, wo die Verhandlung des Be-
rufsgerichts stattfindet, 

3. Kosten für die Bereitstellung von Räumen bei Geschäfts-
stellen außerhalb des Sitzes des Berufsgerichtes, 

4. Postgebühren für Zustellungen und Ladungen und für auf 
Antrag erteilte Ausfertigungen und Abschriften sowie 
Fernschreib- und Fernsprechgebühren, 

5. Schreibauslagen i. S. des Gerichtskostengesetzes, 
6. Kosten für öffentliche Bekanntmachungen. 

(3) Sind Auslagen durch mehrere berufsgerichtliche Verfahren 
veranlasst, so werden diese Aufwendungen auf die mehreren 
Verfahren angemessen verteilt. Jeder Kostenschuldner haftet 
jedoch ohne Rücksicht auf diese Verteilung für diejenigen 
Auslagen, die bei gesonderter Erledigung seines Verfahrens 
entstanden wären. 

(4) Werden Anträge und Rechtsmittel des Kammervorstandes auf 
dessen Kosten abgelehnt oder zurückgewiesen, so werden 
hierbei anfallende Gebühren und Auslagen nicht erhoben. 
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§ 10 Inkrafttreten 
Die Gebührenordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in 
Kraft. Zugleich tritt die Gebührenordnung vom 22. Juni 2002 außer 
Kraft. 

 

Anlage  
zu der Gebührenordnung der 

Landespsychotherapeutenkammer 
Baden-Württemberg 

 

I. Allgemeine Gebühren 
1.1 Ausstellung von Fachkunde oder sonstigen Bescheinigungen.  

0 € bis 26 € 
1.2 Ausstellung von Zweitfertigungen von Urkunden. 5 € bis 15 € 
1.3 Anerkennung von EG-Diplomen. 26 € 
1.4 Entscheidung über einen Widerspruch. 100 € bis 200 € 
1.5 Mahngebühren. 3 € bis 10 € 

 

II. Gebühren in berufsgerichtlichen  
Verfahren 

II.1 
Allgemeines 

II.1.1 Im berufsgerichtlichen Verfahren gibt die rechtskräftig er-
kannte Maßnahme den Maßstab für die Höhe der Gebühren in 
beiden Instanzen. 

II.1.2 Bei einer Verurteilung im nichtförmlichen Verfahren nach § 
29 der Berufsgerichtsordnung wird die Hälfte der Gebühr er-
hoben. 

II.1.3 Über Erinnerungen gegen den Kostenansatz der Geschäfts-
stelle entscheidet das Gericht der Instanz gebührenfrei. 

 
II.2 Einzelne Gebühren 

(1) Für das Verfahren in erster Instanz werden erhoben: 
1. Im Falle der Verwarnung. 61 € 
2. Im Falle des Verweises. 92 € 
3. Im Falle der Geldbuße 10 vom Hundert ihres Betrages, 

mindestens 61 € 
4. Im Falle der Aberkennung der Mitgliedschaft in den Orga-

nen und Ausschüssen der Kammer. 205 € 
5. Im Falle der Aberkennung des Wahlrechts und der Wähl-

barkeit in die Organe der Kammer eine Rahmengebühr in 
Höhe von 205 € bis 409 € 

Werden die Maßnahmen Nr. 3, 4 und 5 verbunden, so wird die 
Gebühr von der schwersten Maßnahme berechnet. 

6.  Im Falle der Kostenauferlegung an den Anzeigeerstatter: 
Nach § 71 Abs. 4 des HeilberufeKG, je nach Schwere der 
wider besseres Wissen oder grobfahrlässig erstatteten An-
zeige eine Rahmengebühr in Höhe von  50.-- € bis 250,-- € 

(2) Für das Verfahren in der Berufungsinstanz werden erhoben: 
1. wenn in der Instanz eine Hauptverhandlung stattgefunden 

hat, in den Fällen von II.2. Abs. 1 das 1 1/2 fache der vol-
len Sätze 

2.  wenn die Berufung vor Beginn der Hauptverhandlung zu-
rückgenommen oder durch Beschluss verworfen wird, von 
den bezeichneten Sätzen   1 Viertel 

3.  wenn die Berufung nach Beginn der Hauptverhandlung 
zurückgenommen wird, von den bezeichneten Sätzen die 

Hälfte 

(3) Bei der Wiederaufnahme des Verfahrens gilt folgendes: 
1. Wird der Antrag als unzulässig oder unbegründet verwor-

fen oder abgelehnt, so wird die Hälfte der Sätze in den Fäl-
len von II.2 Abs. 1 erhoben 

2. Wird die Wiederaufnahme des Verfahrens angeordnet, 

a) so wird im Falle der Aufrechterhaltung der früheren Ent-
scheidung die volle Gebühr nach den Sätzen von II.2 Abs. 
1 erhoben; 

b) führt die Wiederaufnahme zu einer Aufhebung der früheren 
Entscheidung, so gilt für die Gebührenerhebung das neue 
Verfahren mit dem früheren Verfahren zusammen als eine 
Instanz, d. h. 

aa) bei Verurteilung sind alle Gebühren aller Instanzen 
nach der neuen Strafe zu bemessen, 

bb) bei Freisprechung oder Einstellung entfallen sämtliche 
Gebühren aller Instanzen, so dass gezahlte Gebühren zu 
erstatten sind. 

(4) Wird ein Gesuch auf Ablehnung eines Mitgliedes oder mehre-
rer Mitglieder eines Berufsgerichts sowie von Sachverständi-
gen als unbegründet zurückgewiesen, so wird hierfür eine Ge-
bühr von 25,-- € erhoben. 

(5) Wird die Beschwerde des Beschuldigten gegen die Einstel-
lung des berufsgerichtlichen Verfahrens zurückgenommen, so 
wird hierfür eine Gebühr von 25.-- € erhoben. Das gleiche 
gilt, wenn der Antrag des Anzeigeerstatters, der zugleich Ver-
letzter ist, auf Entscheidung, ob die berufsgerichtliche Klage 
zu erheben ist, verworfen wird. 

In allen anderen Fällen wird für die Zurückweisung einer Be-
schwerde eine Gebühr von 25 € erhoben. Wird eine Be-
schwerde zurückgenommen, wird die Hälfte dieser Gebühr 
berechnet. 

(6) Die Auslagen für Ablichtungen, Abschriften und Ausfertigun-
gen berufsgerichtlicher Entscheidungen sowie für deren Be-
glaubigung bestimmen sich nach dem Gerichtskostengesetz. 

 
III. Gebühren für die Akkreditierung von  

Fortbildungsveranstaltungen nach der Fortbil-
dungsordnung 

III.  1 Für die Akkreditierung einer Fortbildungsveranstaltung nach 
der Anlage 2 zu § 3 der Fortbildungsordnung (Kategorien A bis E 
und H), für die kein Entgelt von den Teilnehmern erhoben wird, 
werden keine Gebühren erhoben. 
III.  2 Für die Akkreditierung einer Fortbildungsveranstaltung nach 
der Anlage 2 zu § 3 der Fortbildungsordnung (Kategorien A bis C, 
E und H), für die ein Entgelt von den Teilnehmern erhoben wird, 
errechnet sich die Gebühr nach den zu vergebenden Fortbildungs-
punkten (§ 3 der Fortbildungsordnung). Für jeweils bis zu vier 
angefangene Fortbildungspunkte sind jeweils 20 Euro zu erheben. 
Die Mindestgebühr beträgt 20 Euro.  
III.  3  Für die Kategorien A bis C, E und H sind folgende Ober-
grenzen festgesetzt:

A 120 Euro 
B 500 Euro 
C  180 Euro 
E   80 Euro 
H   80 Euro. 

III. 4 Für die Akkreditierung von Veranstaltungen der Kategorie D 
wird, soweit ein Entgelt von den Teilnehmern erhoben wird, ein-
malig je Gruppe eine Gebühr von 60 Euro erhoben. Für die Aner-
kennung als Supervisor, Selbsterfahrungs-, Balintgruppen-, IFA-
Gruppen- oder Qualitätszirkelleiter wird eine Gebühr von 100 Euro 
für den Anerkennungszeitraum von fünf Jahren ab Datum der 
Anerkennung erhoben. Für die Anerkennung werden keine Gebüh-
ren erhoben, solange Veranstaltungen nur ohne Entgelte durchge-
führt werden. Satz 2 gilt für Anerkennungsbescheide ab dem 25. 
März 2005.  
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III.  5 Soweit für eine von der Landespsychotherapeutenkammer 
Baden-Württemberg bereits akkreditierte Veranstaltung eine er-
neute Akkreditierung beantragt wird (Wiederholung einer inhalts-
gleichen Veranstaltung), ermäßigt sich die Gebühr auf die Hälfte 

der im ersten Akkreditierungs- und/oder Gebührenbescheid festge-
setzten Gebühr.  
III. 6 Lehnt die Landespsychotherapeutenkammer Baden-Würt-
temberg eine Akkreditierung mittels schriftlichen Ablehnungsbe-
scheides begründet ab, entsteht eine Gebühr in Höhe von 30 Euro.  
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Berufsordnung der 
Landespsychotherapeutenkam-

mer Baden-Württemberg 
Vom 31. Januar 2005  

(Psychotherapeutenjournal 1/2005, S. 49; 
Einhefter S. 1) 

Präambel 
Die Berufsordnung für Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder – und Jugendlichenpsychotherapeuten2 formuliert für die 
Angehörigen der beiden Heilberufe im Land Baden-Württemberg 
rechtlich verbindliche Standards und Leitlinien für ein ethisch 
angemessenes Verhalten im Sinne einer guten Praxis der Be-
rufsausübung. 

Sie sieht sich im Einklang mit berufsethischen Traditionen von 
akademischen Heilberufen auf nationaler und internationaler Ebene 
und bezieht sich auf die ethischen Wertentscheidungen, wie sie in 
den Grundrechten des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutsch-
land verankert sind.  

Besonderes Ziel dieser Berufsordnung ist die Erhaltung und Förde-
rung der Qualität der Berufsausübung, insbesondere die verant-
wortliche Gestaltung der Beziehung zu Patienten sowie zu anderen 
Adressaten des beruflichen Handelns. Sie fördert den angemesse-
nen Umgang mit Kollegen des eigenen Berufsstandes sowie mit 
den Angehörigen anderer Heil- und Gesundheitsberufe. Durch die 
Definition von Standards einer guten Praxis in den verschiedenen 
Tätigkeitsfeldern der Psychotherapie und den institutionellen und 
gesellschaftlichen Zusammenhängen, in denen die psychologische 
Heilkunde zur Anwendung kommt, dient sie der Förderung berufs-
würdigen Handelns und hilft bei der Verhinderung berufsunwürdi-
gen Verhaltens. Insbesondere dient sie dazu 

 das Vertrauen zwischen Patienten und Psychotherapeuten zu 
fördern, 

 die Qualität der psychotherapeutischen Tätigkeit im Interesse 
der Gesundheit der Bevölkerung sicher zu stellen und 

 die Freiheit und das Ansehen des Berufs der Psychotherapeu-
ten in der Gesellschaft zu wahren und zu befördern. 

 

I. Grundsätze der Berufsausübung 

§ 1 Geltungsbereich 
Diese Berufsordnung gilt für alle Mitglieder der Landespsychothe-
rapeutenkammer Baden-Württemberg (Kammer). Sie regelt ver-
bindlich deren berufsbezogenes Verhalten. Gesetzliche Bestim-
mungen bleiben hiervon unberührt. 

 

§ 2 Berufliche Aufgaben 
(1) Psychotherapeuten üben die psychologische Heilkunde mit 

dem Ziel aus, Krankheit zu heilen, Gesundheit zu fördern und 
zu erhalten sowie Leiden zu lindern. 

(2) Sie betätigen sich vorwiegend in der kurativen und palliativen 
Versorgung, in der Prävention und Rehabilitation, in der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung, in Forschung und Lehre, im öffentli-

                                                           
2 In dieser Berufsordnung steht die Bezeichnung Psychotherapeut 
sowohl für Psychologische Psychotherapeuten als auch für Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten. Soweit die männliche Form 
benutzt wird, gilt sie in gleicher Weise für weibliche Personen. 
Soweit in dieser Berufsordnung das Wort Patient benutzt wird, gilt 
es sinngemäß auch für andere Nutzer der Dienstleistungen von 
Psychotherapeuten. 

chen Gesundheitsdienst, in der Leitung und dem Management 
von Gesundheits- und  Versorgungseinrichtungen sowie deren 
wissenschaftlicher Evaluation und in der wissenschaftlichen 
Weiterentwicklung ihrer Konzepte und Methoden. 

(3) Der Beruf des Psychotherapeuten ist kein Gewerbe und seiner 
Natur nach ein freier Beruf. 

§ 3 Berufsbezeichnungen  
(1) Die Berufsbezeichnung „Psychologische Psychotherapeutin“, 

„Psychologischer Psychotherapeut“, „Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutin“ oder „Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeut“ darf nur führen, wer dazu gem. § 1 Abs. 1 Psy-
chotherapeutengesetz (PsychThG) in der jeweils geltenden 
Fassung berechtigt ist. 

(2) Angaben zu beruflichen Tätigkeitsschwerpunkten sind zuläs-
sig, soweit sie der Wahrheit entsprechen und in angemessener 
Form erfolgen. Sie sind der Kammer gegenüber schriftlich 
anzuzeigen. Die Darstellungsform muss zwischen den nach 
Ausbildungsrecht und nach sonstigen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften erworbenen Qualifikationen einerseits und Tä-
tigkeitsschwerpunkten andererseits unterscheiden. 

(3) Als zusätzliche Bezeichnung kann der Berufsbezeichnung das 
wissenschaftliche Verfahren beigefügt werden, das Gegens-
tand der vertieften Ausbildung und der Prüfung nach der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung für Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten oder der Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für Psychologische Psychotherapeuten war oder 
gemäß § 12 PsychThG zur Approbation führte. 

(4) Sonstige Regelungen zur Führung von Zusatzbezeichnungen 
bleiben einer gesonderten satzungsrechtlichen Regelung der 
Kammer vorbehalten. 

§ 4 Allgemeine Pflichten 
(1) Psychotherapeuten sind verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft 

auszuüben und dem ihnen entgegengebrachten Vertrauen zu 
entsprechen. 

(2) Psychotherapeuten wahren die Würde und anerkennen das 
Selbstbestimmungsrecht ihrer Patienten. 

(3) Psychotherapeuten erkennen keine Grundsätze an und beach-
ten keine Vorschriften oder Anweisungen, die mit ihrer Auf-
gabe nicht vereinbar sind und die sie nicht verantworten kön-
nen. 

(4) Psychotherapeuten haben sich bei der Ausübung ihres Berufes 
am Stand der Wissenschaft und der Lehre zu orientieren. Bei 
ihrem methodischen Vorgehen reflektieren sie die Wechsel-
wirkung zwischen der eigenen Person und den persönlichen 
Gegebenheiten des Patienten sowie seiner Umwelt. 

(5) Psychotherapeuten sind verpflichtet, unangemessene Verspre-
chungen oder Entmutigungen in Bezug auf den Behandlungs-
erfolg zu unterlassen.  

(6) Psychotherapeuten sind verpflichtet, sich über die für die 
Berufsausübung geltenden Vorschriften unterrichtet zu halten. 

II. Regeln der Berufsausübung 

§ 5 Rahmenbedingungen einer psychotherapeuti-
schen Behandlung 

(1) Die Vereinbarung über den Beginn einer Psychotherapie setzt 
eine differentialdiagnostische Abklärung voraus unter Einbe-
ziehung anamnestischer Erhebungen. Dabei sind vorliegende 
Befundberichte zu berücksichtigen. Die Indikationsstellung 
und die Erstellung des therapeutischen Gesamtbehandlungs-
planes haben unter Berücksichtigung der Behandlungsziele 
und der psychotherapeutischen Notwendigkeit des geplanten 
Vorgehens zu erfolgen. 

(2) Psychotherapeuten dürfen keine Behandlung beginnen und 
müssen eine begonnene umgehend beenden, wenn sie fest-
stellen, dass sie für diese Aufgabe mangels ausreichender 
Kenntnisse und Erfahrungen nicht befähigt sind. 
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(3) Psychotherapeuten sind verpflichtet, eine kontraindizierte 
Behandlung auch dann zu unterlassen, wenn sie vom Patien-
ten gewünscht wird. 

(4) Die Übernahme einer zeitlich parallelen oder nachfolgenden 
Behandlung von Ehegatten, Partnern, Familienmitgliedern 
oder Verwandten eines Patienten, ist mit besonderer Sorgfalt 
zu prüfen. 

(5) Der Abschluss einer therapeutischen Beziehung zu einem 
Patienten erfolgt in der Regel im beiderseitigen Einverneh-
men. Sollte der Psychotherapeut gegen den Willen des Pati-
enten eine Behandlung nicht weiterführen können oder wol-
len, ist er gehalten, den Patienten  bei der Suche nach Behand-
lungsalternativen zu unterstützen. 

§ 6 Aufklärungspflicht 
(1) Vor Beginn einer Behandlung haben Psychotherapeuten den 

Patienten und ggf. dessen gesetzliche Vertreter angemessen 
über Befund, Diagnose, Therapieplan und mögliche Behand-
lungsrisiken aufzuklären. Treten diesbezügliche Änderungen 
im Behandlungsverlauf auf oder sind erhebliche Änderungen 
des psychotherapeutischen Vorgehens erforderlich, ist der Pa-
tient entsprechend aufzuklären.  

(2) Bestandteil der Aufklärungspflicht ist eine sachgerechte 
Information über Behandlungsalternativen. 

(3) In Institutionen arbeitende Psychotherapeuten informieren 
ihre Patienten in angemessener Form außerdem über die spe-
zifischen institutionellen Rahmenbedingungen und Zustän-
digkeiten sowie die Funktionen der an ihrer Behandlung be-
teiligten Personen. Gleiches gilt, falls Psychotherapeuten im 
Auftrag dritter Personen oder Institutionen tätig werden. 

(4) Die Aufklärung des Patienten umfasst auch die Vermittlung 
der Rahmenbedingungen der psychotherapeutischen Arbeits-
beziehung, insbesondere Honorarregelungen, Sitzungsdauer 
und -frequenz und die voraussichtliche Dauer der Behand-
lung. 

§ 7 Verschwiegenheit und Schweigepflicht 
(1) Psychotherapeuten sind verpflichtet, über das, was ihnen im 

Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit von Seiten des 
Patienten anvertraut und ihnen in diesem Zusammenhang über 
Dritte bekannt geworden ist – auch über den Tod ihrer Pati-
enten hinaus – Schweigen zu bewahren. Die Verschwiegen-
heit erstreckt sich auch auf mündliche und schriftliche Mit-
teilungen sowie auf sonstige Untersuchungsbefunde. 

(2) Psychotherapeuten sind zur Offenbarung befugt, soweit sie 
von der Schweigepflicht entbunden worden sind oder soweit 
die Offenbarung zum Schutze eines höherwertigen Rechtsguts 
erforderlich ist. Psychotherapeuten haben bei der Wahrung 
der Schweigepflicht gesetzliche Aussage- und Anzeige-
pflichten zu beachten. Soweit gesetzliche Vorschriften die 
Schweigepflicht einschränken, sollen die Patienten, wenn die-
ser Fall eintritt, darüber unterrichtet werden. 

(3) Im Falle krankheitsbedingter Suizidalität hat der Psychothera-
peut eine Güterabwägung vorzunehmen, ob zusätzlich zur 
Behandlung durch weitere Interventionen Schaden für das 
Leben des Patienten abgewendet werden kann. Ist Gefahr für 
das Leben des Patienten im Verzug, ist die Durchbrechung der 
Schweigeverpflichtung gerechtfertigt. 

(4) Erhalten Psychotherapeuten von ihrem Patienten Hinweise 
auf eine von ihm ausgehende tatsächliche Gefährdung von 
Leben und Gesundheit Dritter, haben sie sorgfältig abzuwä-
gen, durch welche Maßnahmen diese Gefährdung abgewendet 
werden kann. Kann die Gefährdung durch direkte Einwirkung 
auf den Patienten nicht zuverlässig abgewendet werden, ist 
eine Offenbarung gegenüber dem gefährdeten Dritten oder 
ggf. der zuständigen Behörde zulässig.  

(5) Die Schweigepflicht gilt auch zwischen Schweigepflichtigen 
untereinander. Im Rahmen kollegialer Beratung, Intervision, 
Supervision oder der Weitergabe von Informationen an Ange-
hörige anderer Heilberufe ist eine Entbindung von der 
Schweigepflicht durch den Patienten erforderlich. Im Falle 

von Minderjährigen oder nicht geschäftsfähigen Patienten ist 
auch die Einwilligung der gesetzlichen Vertreter erforderlich. 

(6) Die Beachtung der Schweigepflicht gilt nicht nur für den 
Psychotherapeuten, sondern auch für seine Mitarbeiter und für 
Personen, die zur Vorbereitung auf den Beruf bei seiner psy-
chotherapeutischen Arbeit beteiligt sind. Sie sind schriftlich 
über die Schweigepflicht aufzuklären und haben eine entspre-
chende Verpflichtungserklärung zu unterzeichnen. 

(7) Zum Zweck der wissenschaftlichen Forschung und Lehre 
dürfen personenbezogene Daten von Patienten und Dritten nur 
mit deren schriftlicher Einwilligung verwendet werden. 

(8) Aufzeichnungen von Therapiesitzungen in Form von Ton- 
oder Bildaufnahmen durch den behandelnden Psychothera-
peuten sind nur mit vorherigem schriftlichem Einverständnis 
des Patienten und bei Minderjährigen oder geschäftsunfähigen 
Patienten seitens der gesetzlichen Vertreter zulässig. Ihre 
Verwendung außerhalb der Behandlungssituation setzt eine 
schriftliche Schweigepflichtentbindung voraus. Dabei ist der 
Patient auch über sein Recht zu informieren, eine Löschung 
zu verlangen. 

(9) Die Übermittlung von Patientendaten an Verrechnungsstellen 
ist nur zulässig, wenn die Patienten schriftlich zugestimmt ha-
ben. 

(10) Psychotherapeuten sind berechtigt, im Rahmen der gesetzli-
chen Vorschriften aus der Therapie zu berichten oder ihre 
Dokumentation offen zu legen, soweit diese Offenbarung der 
Verfolgung ihrer Rechtsansprüche oder der Verteidigung in 
eigener Sache dient und für diese erforderlich ist. 

§ 8 Abstinenz 
(1) Psychotherapeuten sind verpflichtet, die Arbeitsbeziehungen 

zu ihren Patienten und deren Partner und Angehörigen profes-
sionell zum Wohl ihrer Patienten unter dem Aspekt der psy-
chotherapeutischen Erfordernisse zu gestalten. Sie berück-
sichtigen dabei ihre besondere Verantwortung und ihren be-
sonderen Einfluss gegenüber den sich ihnen anvertrauenden 
Patienten und ihrem persönlichen Umfeld. 

(2) Psychotherapeuten dürfen die aus der psychotherapeutischen 
Arbeit erwachsende Vertrauensbeziehung zum Patienten und 
seinem persönlichen Umfeld nicht zur Befriedigung eigener 
Bedürfnisse oder wirtschaftlicher Interessen ausnutzen. Das 
Annehmen von Geschenken ist nur zulässig, solange diese 
den Charakter von kleinen Aufmerksamkeiten behalten. 

(3) Jegliche sexuelle Kontakte zwischen Psychotherapeuten und 
Patienten sind unzulässig. 

(4) Die Verpflichtung zur sexuellen Abstinenz gilt auch für die 
Zeit nach Beendigung der Therapie solange noch eine Be-
handlungsnotwendigkeit oder eine Abhängigkeitsbeziehung 
des Patienten zum Psychotherapeuten gegeben ist. Innerhalb 
einer Dreijahresfrist nach Abschluss der Behandlung ist das 
Fortbestehen einer Abhängigkeitsbeziehung unwiderleglich zu 
vermuten. 

(5) Das sexuelle Abstinenzgebot gem. Abs. 3 und 4 gilt auch 
gegenüber dem Lebenspartner des Patienten. Darüber hinaus 
gilt es gegenüber Personen, mit denen der Patient in einer en-
gen Bindung steht. 

(6) Die Verantwortung für berufsethisch einwandfreies Verhalten 
trägt der behandelnde Psychotherapeut. 

§ 9 Spezielle Aspekte bei der Arbeit mit minder-
jährigen Patienten 

(1) Bei der therapeutischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
ist eine Kooperation mit den Eltern bzw. Sorgeberechtigten 
unerlässlich.  

(2) Psychotherapeuten haben das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht minderjähriger Patienten unter Berücksichtigung 
ihrer entwicklungsbedingten Fähigkeiten zu wahren. Bei Kon-
flikten zwischen Patienten und ihren gesetzlichen Vertretern 
sowie bei Konflikten der gesetzlichen Vertreter untereinander 
sind Psychotherapeuten vorrangig dem Wohl ihrer Patienten 
verpflichtet. 
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(3) Die Schweigepflicht gilt auch gegenüber gesetzlichen Vertre-
tern, Familienangehörigen und sonstigen an der Erziehung des 
Patienten beteiligten Personen. Davon unberührt bleibt die 
Verpflichtung des Therapeuten, die Eltern bzw. Sorgeberech-
tigten in angemessener Weise über den Fortgang der Be-
handlung zu unterrichten und sie in den Therapieprozess ein-
zubeziehen, wenn dies für die Behandlung förderlich ist. 

§ 10 Arbeit mit nicht oder eingeschränkt  
geschäftsfähigen Patienten 

Die Bestimmungen des § 9 gelten sinngemäß auch für die Arbeit 
mit diesem Personenkreis. 

§ 11 Dokumentation 
(1) Psychotherapeuten haben Anamnesen, Diagnosen, Fallkon-

zeptualisierungen, Ergebnisse psychometrischer Erhebungen 
sowie Behandlungsmaßnahmen zeitnah im erforderlichen 
Umfang zu dokumentieren. Die Unterlagen sind so auf-
zubewahren, dass sie dem Zugriff unbefugter Dritter entzogen 
sind. 

(2) Behandlungsaufzeichnungen und Patientenunterlagen sind 
mindestens zehn Jahre nach Abschluss der Behandlung auf-
zubewahren, soweit nicht andere Vorschriften eine längere 
Aufbewahrung fordern. Psychotherapeuten haben dafür Sorge 
zu tragen, dass für den Fall eigener Berufsunfähigkeit, der 
Praxisübergabe gem. § 28 oder ihres Todes ihre Aufzeichnun-
gen in gehörige Obhut gelangen. Bei der Entsorgung nicht 
mehr aufbewahrungspflichtiger Aufzeichnungen und Unterla-
gen (Satz 1) finden die §§ 7, 12 entsprechend Anwendung. 

(3) In Institutionen tätige Psychotherapeuten sind berechtigt, ihre 
der Institution zu überlassende Dokumentation auf objekti-
vierbare Inhalte zu begrenzen.  

§ 12 Datenschutz 
Psychotherapeuten sind verpflichtet, die für sie geltenden Bestim-
mungen des Datenschutzes zu beachten. Insbesondere haben sie, 
wenn sie unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen personenbe-
zogene Daten erheben, verarbeiten und nutzen, die Sicherungs- und 
Schutzmaßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um ein unzuläs-
siges Erheben, Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und 
Löschen der Daten zu verhindern. § 7 bleibt unberührt.  

§ 13 Auskunft 
(1) Patienten sind berechtigt nach Maßgabe des Absatzes 2 

Einsicht in sie betreffende Unterlagen und Aufzeichnungen zu 
nehmen. Dies gilt auch für die Zeit nach Beendigung einer 
Therapie. 

(2) Psychotherapeuten sind berechtigt, die Einsicht auf objekti-
vierbare Daten der Behandlung zu beschränken. Die Be-
schränkung der Einsichtnahme ist dem Patienten oder dessen 
gesetzlichen Vertretern angemessen zu erläutern. 

(3) Abschlussberichte, Entlassungsberichte und sonstige Aus-
künfte an Dritte werden in angemessener Form und unter be-
sonderer Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen so-
wie der Würde des Patienten erstellt. Die darin enthaltenen In-
formationen sind auf das notwendige Maß zu beschränken.  

(4) Auskunftsverlangen von dritter Seite über die Person oder die 
Behandlung des Patienten sind ihm zeitnah mitzuteilen. Die 
Beantwortung erfolgt nur mit ausdrücklicher Zustimmung des 
Patienten, im Falle von Minderjährigen oder nicht geschäfts-
fähigen Patienten mit Zustimmung des gesetzlichen Vertre-
ters, es sei denn dass gesetzliche Bestimmungen dem entge-
genstehen. 

(5) Zum Schutz der psychotherapeutischen Beziehung unterrich-
tet der Psychotherapeut den Patienten vom Versuch der Ein-
flussnahme Dritter. 

§ 14 Berufliche Selbstdarstellung 
(1) Psychotherapeuten sind gehalten, bei ihrem öffentlichen 

Auftreten alles zu unterlassen, was geeignet ist, das Ansehen 

ihres Berufsstandes herabzusetzen. Treten sie in der Öffent-
lichkeit als Fachleute auf, müssen ihre fachlichen Äußerungen 
zurückhaltend, sachlich informierend und wissenschaftlich 
fundiert sein. Insbesondere geben sie keine personenbezogene 
Diagnosen oder Prognosen in der Öffentlichkeit ab.  

(2) Psychotherapeuten können durch sachgerechte und angemes-
sene Angaben über ihre berufliche Praxis informieren. Insbe-
sondere können sie informieren über 
 nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften erworbene Quali-

fikationen, 
 tatsächlich gegebene Schwerpunkte ihrer beruflichen Pra-

xis, 
 organisatorische Hinweise. 

(3) Psychotherapeuten haben der Kammer auf deren Verlangen 
die zur Prüfung der Voraussetzungen der Angaben erforderli-
chen Unterlagen vorzulegen. Die Kammer ist befugt, ergän-
zende Auskünfte zu verlangen. 

(4) Andere Qualifikationen und Schwerpunkte der beruflichen 
Praxis dürfen nur angekündigt werden, wenn diese Angaben 
nicht mit öffentlich-rechtlich erworbenen Qualifikationen 
verwechselt werden können. Die Angaben sind nur zulässig, 
wenn Psychotherapeuten die angekündigten Tätigkeiten nicht 
nur gelegentlich ausüben. 

§ 15 Werbung  
(1) Psychotherapeuten sind verpflichtet, berufswidrige Werbung 

zu unterlassen, insbesondere anpreisende, irreführende oder 
vergleichende Werbung. Psychotherapeuten dürfen eine sol-
che Werbung durch andere weder veranlassen noch dulden. 
Bei der beruflichen Selbstdarstellung sind sowohl irrefüh-
rende Heilungsversprechen als auch unlautere Vergleiche mit 
anderen Psychotherapeuten und deren Methoden unzulässig. 

(2) 2 Psychotherapeuten dürfen sich in Verzeichnisse eintragen 
lassen, wenn diese allen Psychotherapeuten, welche die Krite-
rien des Verzeichnisses erfüllen, zu den selben Bedingungen 
offen stehen. Die Eintragungen müssen sich auf die ankündi-
gungsfähigen Informationen beschränken. 

§ 16 Kollegialität und Kooperation 
(1) Psychotherapeuten haben anderen Berufsangehörigen kolle-

gial und mit Respekt zu begegnen. Die Verpflichtung von 
Psychotherapeuten in einem Gutachten, auch soweit es die 
Behandlungsweise von anderen Kolleginnen und Kollegen be-
trifft, nach bestem Wissen ihre fachliche Überzeugung auszu-
sprechen, bleibt unberührt. Unsachliche Kritik an der Be-
handlungsweise oder dem beruflichen Wissen von Kollegin-
nen und Kollegen sowie herabsetzende Äußerungen über de-
ren Person sind zu unterlassen. 

(2) Kollegen sind untereinander und gegenüber Angehörigen 
anderer Heilberufe unter Beachtung der §§ 7 und 13 zur Aus-
kunft berechtigt und verpflichtet. 

(3) Es ist berufsunwürdig, Kollegen aus einer Behandlungstätig-
keit oder als Mitbewerber um eine berufliche Tätigkeit durch 
unlautere Handlungen zu verdrängen. Dies gilt analog auch 
gegenüber Angehörigen anderer Heilberufe. 

(4) Psychotherapeuten dürfen einander in kollegialer Weise auf 
Vorschriften der Berufsordnung aufmerksam machen. Sie ver-
letzen ihre Pflicht zur Kollegialität auch dann nicht, wenn sie 
bei Vorliegen eines begründeten Verdachts die Kammer auf 
den möglichen Verstoß eines Kollegen gegen die Berufs-
ordnung hinweisen. 

(5) Konflikte zwischen Kammermitgliedern sowie zwischen 
Kammermitgliedern und Patienten können im gegenseitigen 
Einvernehmen außergerichtlich geklärt werden.  

(6) Die allgemeinen Grundsätze und die Regeln zur Berufsaus-
übung beziehen sich sinngemäß auch auf Ausbildungsverhält-
nisse, in deren Rahmen Psychotherapeuten für auszubildende 
Kollegen Verantwortung übernehmen. 

(7) Psychotherapeuten haben mit Vertretern anderer Berufsgrup-
pen respektvoll zu kooperieren. Bei kritischen Stellungnah-
men bleiben sie sachlich. 



74                                      Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württemberg Tätigkeitsbericht 2001 – 2005 

(8) Bei der Zusammenarbeit mit Angehörigen anderer Berufs-
gruppen sind die jeweiligen Tätigkeits- und Verant-
wortungsbereiche klar erkennbar voneinander abzugrenzen. 
Psychotherapeuten haben Personen, die sie in Zusammenhang 
mit ihrer Berufsausübung beschäftigen, angemessene Arbeits-
bedingungen zu ermöglichen. 

§ 17 Interessenkonflikte 
(1) Psychotherapeuten dürfen sich für die Zuweisung von Patien-

ten weder Zahlungen von Entgelt versprechen lassen noch 
selbst versprechen. Die Annahme oder Zahlung von Entgelt 
für Zuweisungen von Patienten ist unzulässig. 

(2) Die Kammer schützt die freie Berufsausübung ihrer Mitglie-
der. Eine Beteiligung von Kammermitgliedern an privatrecht-
lichen Organisationen, die missbräuchlich die eigenverant-
wortliche Berufsausübung einschränken, Überweisungen an 
Leistungserbringer außerhalb der Organisation ausschließen 
oder in anderer Weise die Beachtung der Berufspflichten der 
Kammermitglieder beschränken, ist unzulässig.  

(3) Psychotherapeuten, die in einem Arbeits- oder Dienstverhält-
nis tätig sind und gleichzeitig einer erlaubten psychothera-
peutischen Nebentätigkeit nachgehen, sind im Falle der weite-
ren Behandlungsbedürftigkeit von Patienten, denen sie im 
Rahmen ihres Arbeits- oder Dienstverhältnisses begegnen, 
verpflichtet, diese an Kollegen oder geeignete Einrichtungen 
zur Anschlussbehandlung zu überweisen. Wenn der Patient 
auf alternative Behandlungsmöglichkeiten hingewiesen wurde 
und nicht bereit ist, diese in Anspruch zu nehmen, ist die Fort-
führung einer Behandlung in eigener Praxis zur Aufrechter-
haltung der Kontinuität der Behandlung zulässig. Eine Aus-
nahme von der Überweisungsverpflichtung besteht auch dann, 
wenn in angemessener Zeit kein anderer geeigneter Behand-
lungsplatz zur Verfügung steht. Gesetzliche Bestimmungen 
und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag bleiben davon unbe-
rührt. 

§ 18 Fortbildung  
(1) Psychotherapeuten, die ihren Beruf ausüben, sind zum Zwe-

cke des Erhalts und der wissenschaftlich fundierten Weiter-
entwicklung ihrer beruflichen Fachkenntnisse und ihres be-
ruflichen Könnens zu laufender Fortbildung verpflichtet.  

(2) Die Erfüllung ihrer Fortbildungsverpflichtung müssen Psy-
chotherapeuten auf Verlangen gegenüber der Kammer durch 
ein Fortbildungszertifikat einer Psychotherapeutenkammer 
nachweisen. Das Nähere regelt die Fortbildungsordnung. 

§ 19 Qualitätssicherung 
(1) Psychotherapeuten und ihre Mitarbeiter sind verpflichtet, nach 

qualitätsgesicherten Maßstäben zu arbeiten. 
(2) Dazu zählen Mindestanforderungen an die räumliche Ausstat-

tung der Praxis, die Einhaltung der erforderlichen Behand-
lungszeiten, eine sachgerechte Dokumentation und die Über-
prüfung des Behandlungsergebnisses. 

(3) Psychotherapeuten und ihre Mitarbeiter haben in erforderli-
chem Umfang weitergehende Maßnahmen im Sinne eines 
Qualitätsmanagement zu ergreifen und regelmäßig auf ihre 
Konformität mit qualitätssichernden Vorgaben zu prüfen. Das 
Nähere regelt eine Qualitätssicherungsordnung. 

§ 20 Honorierung und Abrechnung 
(1) Psychotherapeuten haben Anspruch auf eine angemessene 

Honorierung ihrer Leistungen. Das Honorar ist nach der Ge-
bührenordnung für Psychotherapeuten (GOP) zu bemessen, 
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Psychotherapeuten dürfen die Sätze nach der GOP nicht in 
unlauterer Weise unterschreiten. Bei Abschluss einer Hono-
rarvereinbarung haben sie auf die Einkommens- und Vermö-
gensverhältnisse der Zahlungspflichtigen Rücksicht zu neh-
men. 

(3) Psychotherapeuten können Kolleginnen und Kollegen, deren 
Angehörigen sowie mittellosen Patientinnen und Patienten das 
Honorar ganz oder teilweise erlassen. 

(4) Honorarfragen sind vor Beginn der Psychotherapie zu klären. 
Vereinbarungen über angemessene Ausfallhonorare sind 
schriftlich festzuhalten.  

(5) Auf Antrag eines Beteiligten gibt die Kammer eine gutachter-
liche Äußerung über die Angemessenheit der Hono-
rarforderung ab. 

(6) Abrechnungen sind sorgfältig vorzunehmen, haben der Klar-
heit und Wahrheit zu entsprechen und den Behandlungsver-
lauf korrekt wiederzugeben. 

§ 21 Haftpflichtversicherung 
Psychotherapeuten sind verpflichtet, sich gegen Haftpflichtansprü-
che im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit zu versichern. Die 
erforderliche Mindestsumme zur Absicherung von Personen- und 
Sach- und Vermögensschäden beträgt eine Million Euro. 

 

III. Spezielle Formen der psychotherapeuti-
schen Berufsausübung 

§ 22 Niederlassung 
(1) Die selbständige Ausübung ambulanter psychotherapeutischer 

Tätigkeit ist an die Niederlassung in einer Praxis (Praxissitz) 
gebunden, soweit nicht gesetzliche Vorschriften etwas ande-
res zulassen. Die Durchführung therapeutischer Maßnahmen 
kann bei gegebener Indikation auch außerhalb von Praxisräu-
men stattfinden. 

(2) Räumlichkeiten und Ausstattung der psychotherapeutischen 
Praxis müssen den besonderen Anforderungen der psychothe-
rapeutischen Berufsausübung genügen. Räumlichkeiten, in 
denen Psychotherapeuten ihren Beruf ausüben, sind von ihrem 
privaten Lebensbereich getrennt zu halten. 

(3) Psychotherapeuten ist es gestattet, über den Praxissitz hinaus 
an bis zu zwei weiteren Orten psychotherapeutisch tätig zu 
sein. Sie haben dabei Vorkehrungen für eine ordnungsgemäße 
Versorgung ihrer Patienten an jedem Ort ihrer Tätigkeit zu 
treffen. 

(4) Ort und Zeitpunkt der Aufnahme der Tätigkeiten am Praxis-
sitz sowie die Aufnahme weiterer Tätigkeiten und jede Ver-
änderung haben Psychotherapeuten der Kammer unverzüglich 
mitzuteilen.  

§ 23 Erreichbarkeit und Vertretung 
(1) Psychotherapeuten müssen ihre Präsenz und Erreichbarkeit in 

angemessener Form regeln; sonstige rechtliche Bestimmun-
gen bleiben davon unberührt. 

(2) Anfragen von Patienten, die sich in laufender Behandlung 
befinden, müssen in der Regel innerhalb von 24 Stunden, in 
Notfällen ohne schuldhaftes Zögern beantwortet werden, so-
fern dem nicht besondere Gründe entgegenstehen. Bei Ver-
hinderung des Psychotherapeuten sind dem Patienten alterna-
tive Kontaktmöglichkeiten mitzuteilen. 

(3) Bei längeren Abwesenheiten von der Praxis ist der Praxisin-
haber verpflichtet, für eine geeignete Vertretung Sorge zu tra-
gen. Im Falle der Krise eines Patienten ist jeder Berufsange-
hörige zu Übernahme einer Vertretung berechtigt und ver-
pflichtet. Bei der Vertretung ist darauf zu achten, dass sich in 
diesem Zusammenhang keine systematische Fortführung der 
Behandlung ergibt, die über eine erforderliche Kri-
senintervention oder eine Halt gebende psychotherapeutische 
Stützung hinaus geht, es sei denn, dies ist im Einvernehmen 
mit dem Patienten und dem Praxisinhaber vereinbart worden.  

(4) Die Beschäftigung von Vertretern in der Praxis ist der Kam-
mer anzuzeigen, wenn die Vertretung in der Praxisausübung 
insgesamt länger als drei Monate innerhalb eines Zeitraumes 
von 12 Monaten andauert. 
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§ 24 Delegation 
(1) Psychotherapeuten können die Durchführung von diagnosti-

schen Teilaufgaben sowie im Rahmen eines psychotherapeuti-
schen Gesamtbehandlungsplans standardisierte psychothera-
peutische Teilaufgaben sowie behandlungsergänzende Maß-
nahmen an Dritte delegieren, sofern diese über eine dafür ge-
eignete Qualifikation verfügen. 

(2) Die Gesamtverantwortung für die delegierten Maßnahmen 
verbleibt bei dem delegierenden Psychotherapeuten. 

(3) Im Falle der Delegation von Maßnahmen sind Psychothera-
peuten zur fortlaufenden Supervision der delegierten Leis-
tungserbringung verpflichtet. 

§ 25 Bezeichnungen für Praxen und  
Gestaltung von Praxisinformationen 

(1) Die Bezeichnung einer Praxis muss die für eine Inanspruch-
nahme durch Patientinnen und Patienten zulässigen und ge-
eigneten Informationen enthalten. 

(2) Andere Bezeichnungen als „Psychotherapeutische Praxis“ 
bedürfen der Genehmigung durch die Kammer, soweit sie 
nicht gesetzlich vorgesehen sind. 

(3) Praxisschilder sind hinsichtlich Größe und Gestaltung in 
zweckmäßiger Weise zu gestalten und müssen geeignet sein, 
der Öffentlichkeit die Praxis anzuzeigen. Sie enthalten Hin-
weise auf die Präsenz und Erreichbarkeit des oder der Praxis-
inhaber und ggf. auf die Rechtsform. 

(4) Briefköpfe, Stempel, Anzeigen und Einträge in Verzeichnisse 
aller Art (Telefon- und Adressbücher, Internet) sind sachlich 
zu gestalten. 

§ 26 Beschäftigung angestellter Psychotherapeuten 
in einer Praxis oder einer Einrichtung  

der ambulanten Versorgung 
(1) Psychotherapeuten müssen ihre Praxis persönlich ausüben. 

Die Beschäftigung von Psychotherapeuten als Mitarbeiter 
setzt die Leitung der Praxis durch einen niedergelassenen 
Psychotherapeuten voraus. Wird eine Versorgungseinrichtung 
durch einen Angehörigen eines anderen akademischen Heilbe-
rufs geleitet, hat das Kammermitglied den Anstellungsvertrag 
der Kammer vorzulegen. Psychotherapeuten haben die Be-
schäftigung psychotherapeutischer Mitarbeiter der Kammer 
anzuzeigen. 

(2) Psychotherapeuten dürfen nur zu angemessenen Bedingungen 
beschäftigt werden. Angemessen sind insbesondere Bedin-
gungen, die den angestellten Psychotherapeuten eine ange-
messene Vergütung gewähren sowie angemessene Zeit zur 
Fortbildung einräumen und bei der Vereinbarung von Wettbe-
werbsverboten eine angemessene Ausgleichszahlung vorse-
hen. 

(3) Über die in der Praxis tätigen angestellten Psychotherapeuten 
müssen die Patienten in geeigneter Weise informiert werden. 

 
 
 

§ 27 Beschäftigung von Assistenten 
 und Auszubildenden 

(1) Psychotherapeuten sind verpflichtet, Kollegen in Fort- und 
Weiterbildung, die sie in ihrer Praxis beschäftigen, angemes-
sene Arbeitsbedingungen zu bieten sowie sie für die Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen freizustellen.  

(2) Entsprechendes gilt für Psychotherapeuten, die Kollegen in 
Ausbildung im Rahmen der praktischen Tätigkeit und/oder 
der praktischen Ausbildung als Ausbildungsassistenten in ih-
rer Praxis beschäftigen. 

(3) Psychotherapeuten haben Kollegen und Praktikanten, die als 
Assistenten bei ihnen arbeiten und sich  in Aus- Fort- bzw. 
Weiterbildung befinden, entsprechend dem Stand ihrer jewei-
ligen Ausbildung zu unterrichten. 

(4) Falls Psychotherapeuten Angehörige anderer Berufsgruppen 
in ihrer Praxis beschäftigen, sind sie verpflichtet, ihnen ange-
messene Arbeitsbedingungen zu bieten. Die Verantwortung 
des Psychotherapeuten und die des Angehörigen einer ande-
ren Berufsgruppe müssen klar erkennbar voneinander getrennt 
bleiben. 

§ 28 Aufgabe der Praxis 
(1) Der Praxisinhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass bei Beendi-

gung seiner Tätigkeit wegen Erkrankung, im Todesfall, bei 
der Auflösung oder der Veräußerung der Praxis die Regeln 
des Datenschutzes gem. § 12 eingehalten werden und die 
Kammer davon unverzüglich in Kenntnis gesetzt wird. 

(2) Psychotherapeuten können ihre Patientenunterlagen bei 
Aufgabe oder Übergabe der Praxis grundsätzlich nur mit 
schriftlicher Einwilligungserklärung der betroffenen Patienten 
an den Praxisnachfolger übergeben. Soweit eine Einwilligung 
des Patienten nach entsprechenden Bemühungen nicht zu er-
langen ist, hat der bisherige Praxisinhaber die Unterlagen ge-
mäß § 11 Absatz 2 aufzubewahren. 

(3) Ist eine Aufbewahrung bei dem bisherigen Praxisinhaber nicht 
möglich, ist die Übergabe an den Praxisnachfolger nur zuläs-
sig, wenn dieser die Unterlagen getrennt von eigenen Unterla-
gen unter Verschluss hält. Die Unterlagen dürfen nur mit 
Einwilligung der Patientinnen und Patienten eingesehen und 
weitergegeben werden. 

(4) Bei der Festlegung des sachlichen und ideellen Verkaufswer-
tes einer Praxis sind verkehrsübliche Anforderungen und die 
einschlägigen Empfehlungen der Bundespsychotherapeuten-
kammer zu berücksichtigen. 

§ 29 Zusammenschlüsse zur gemeinsamen 
 Berufsausübung 

(1) Psychotherapeuten dürfen zur Ausübung ihres Berufes in 
allen gesetzlich zulässigen Formen mit anderen Angehörigen 
des Berufsstandes oder Angehörigen anderer Berufsgruppen, 
die in Gesundheits- oder Beratungsberufen tätig sind, koope-
rieren, sofern insbesondere die Eigenverantwortlichkeit und 
Selbständigkeit der Berufsausübung, die Einhaltung der be-
rufsrechtlichen Bestimmungen der Psychotherapeuten, die 
Pflicht zur Dokumentation, das Verbot der berufswidrigen 
Werbung, die Regeln zur Erstellung einer Honorarforderung 
und die freie Wahl des Psychotherapeuten durch den Patienten 
gewährleistet bleibt.  

(2) Bei Zusammenschlüssen muss sichergestellt werden, dass im 
Rechtsverkehr und bei öffentlichen Ankündigungen die Na-
men aller Partner und deren Berufsbezeichnungen angegeben 
werden und die rechtliche Form des Zusammenschlusses 
kenntlich gemacht wird.  

(3) Zusammenschlüsse nach Absatz 1 sowie deren Änderung und 
Beendigung sind der Kammer einschließlich der dazu erfor-
derlichen vertraglichen Vereinbarungen mitzuteilen. Sind für 
die beteiligten Psychotherapeuten mehrere Psychotherapeu-
tenkammern zuständig, so ist jeder Psychotherapeut ver-
pflichtet, die für ihn zuständige Kammer auf alle am Zusam-
menschluss beteiligten Psychotherapeuten hinzuweisen. 

 

§ 30 Psychotherapeuten als Lehrende,  
Supervisoren und Lehrtherapeuten 

(1) In der Ausbildung tätige Psychotherapeuten sind verpflichtet, 
die Integrität der Ausbildungsteilnehmer zu achten. Sie dürfen 
keine Abhängigkeiten zur Befriedigung eigener Bedürfnisse, 
Interessen oder zur Erzielung persönlicher Vorteile ausnutzen. 
Dieses gilt auch für in der universitären Ausbildung befindli-
che Praktikanten. 

(2) Psychotherapeuten dürfen bei Ausbildungsteilnehmern, die 
bei ihnen in Selbsterfahrung, Lehranalyse oder Lehrtherapie 
sind oder waren, keine Prüfungen abnehmen. 
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(3) Vor Abschluss eines Ausbildungsvertrags müssen sämtliche 
Ausbildungsbedingungen offen gelegt werden. Ausbildungs-
teilnehmer sind von ausbildenden Kammermitgliedern dar-
über zu unterrichten, dass die Ausbilder dieser Berufsordnung 
unterliegen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Tätigkeit von 
Psychotherapeuten in der Fort- und Weiterbildung. 

§ 31 Psychotherapeuten als Gutachter 
(1) Psychotherapeuten sollen sich nur als Gutachter betätigen, 

soweit ihre Fachkenntnisse und ihre berufliche Erfahrung aus-
reichen, um die zu beurteilende Fragestellung qualifiziert be-
antworten zu können. Sie sind verpflichtet, sich fortlaufend 
über die für Gutachten maßgeblichen wissenschaftlichen Stan-
dards zu informieren und ihre Gutachten entsprechend zu er-
statten. Sie haben die Qualität ihrer Arbeit durch die Beteili-
gung an dafür geeigneten Qualitätssicherungsmaßnahmen zu 
sichern. 

(2) Weitergehende Anforderungen an die Qualifikation von 
Gutachtern sind nicht zulässig. 

§ 32 Psychotherapeuten in der Forschung 
(1) Psychotherapeuten haben bei der Planung und Durchführung 

von Studien die anerkannten ethischen Prinzipien einzuhalten 
und dabei insbesondere das Selbstbestimmungsrecht der Pati-
enten und Probanden zu beachten. 

(2) Bei einer Beteiligung an Forschungsvorhaben, die sie nicht 
selbst verantworten, haben Psychotherapeuten in besonderer 
Weise darauf zu achten, dass die von ihnen eingebrachten Da-
ten nicht missbräuchlich verwendet werden. 

(3) Patienten, die an Forschungsvorhaben beteiligt werden sollen, 
sind vor ihrer Teilnahmeerklärung sorgfältig und umfassend 
über Inhalt und Rahmenbedingungen der Studie, Auftraggeber 
und Geldgeber sowie über daraus entstehende mögliche Be-
lastungen und Risiken aufzuklären. Diese Information und die 
Zustimmung zur Teilnahme an der Studie müssen vor Beginn 
schriftlich niedergelegt sein. Bei der Durchführung ist das 
Wohl der beteiligten Patienten zu beachten. Sind Patienten 
nach Beendigung des Forschungsvorhabens weiter behand-
lungsbedürftig, ist dafür Sorge zu tragen, dass geeignete The-
rapieplätze zur Weiterbehandlung zur Verfügung stehen oder 
vermittelt werden können. 

(4) Bei der öffentlichen Darstellung von Forschungsergebnissen 
sind die Beziehungen des Psychotherapeuten zum Auftragge-
ber und Geldgeber und dessen Interessen offen zu legen. 

IV. Schlussbestimmungen 

§ 33 Pflichten gegenüber der Kammer 
(1) Die Mitglieder der Kammer sind dieser gegenüber zur Erfül-

lung aller Aufgaben verpflichtet, die sich aus Gesetzen, 

Rechtsverordnungen, Satzungen, Verträgen und Richtlinien 
ergeben. 

(2) In Aufsichts- und Beschwerdesachen hat der Psychotherapeut 
dem Vorstand der Landespsychotherapeutenkammer Baden-
Württemberg oder einem beauftragten Mitglied des Vorstan-
des Auskunft zu geben sowie auf Verlangen seine Praxisdo-
kumentation vorzulegen, aus der seine Tätigkeit hervorgeht. 
Wird er geladen, ist er verpflichtet, vor dem Vorstand oder 
dem beauftragten Mitglied zu erscheinen. Das gilt nicht, wenn 
und soweit der Psychotherapeut dadurch seine Verpflichtung 
zur Verschwiegenheit verletzen oder sich durch wahrheitsge-
mäße Beantwortung oder Vorlage seiner Behandlungsdoku-
mentation in die Gefahr begeben würde, wegen einer Straftat, 
einer Ordnungswidrigkeit oder einer Berufspflichtverletzung 
verfolgt zu werden und er sich hierauf beruft. Der Psychothe-
rapeut ist auf das Recht zur Auskunftsverweigerung hinzu-
weisen. 

§ 34  Ahndung von Verstößen 
(1) Vorsätzliche oder fahrlässige Verstöße gegen die Bestimmun-

gen dieser Berufsordnung können berufsrechtliche Verfahren 
nach dem Heilberufe-Kammergesetz nach sich ziehen. 

(2) Ein außerhalb des Berufs liegendes Verhalten eines Psycho-
therapeuten, das eine mit Strafe oder Geldbuße bedrohte 
Handlung darstellt, ist eine berufsgerichtlich zu ahndende 
Pflichtverletzung, wenn es nach den Umständen des Einzelfal-
les in besonderem Maße geeignet ist, Achtung und Vertrauen 
der Patienten oder sonstiger Adressaten der psy-
chotherapeutischen Leistungserbringung in einer für die psy-
chotherapeutische Berufsausübung bedeutsamen Weise zu be-
einträchtigen. 

§ 35 In-Kraft-Treten 
Diese Berufsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. 

Die vorstehende Berufsordnung der Landespsychotherapeuten-
kammer Baden-Württemberg wird nach Genehmigung des Sozial-
ministeriums Baden-Württemberg vom 18. Januar 2005, Az.: 55-
5415.2-4.5.2, hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

 

Stuttgart, den 31. Januar 2005 

gez. Dipl.-Psych. Detlev Kommer 

Präsident der Landespsychotherapeutenkammer Baden-Württem-
berg 
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